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1 Begriussung und Information

Gotte-Tubach, Préasident der vorberatenden Kommission, begrisst die Mitglieder der vor-
beratenden Kommission und folgende Personen:

Regierungsratin Laura Bucher, Vorsteherin Departement des Innern;

Davide Scruzzi, Generalsekretar, Departement des Innern;

Alexander Gulde, Leiter Amt fir Gemeinden und Burgerrecht, Departement des Innern;
Bruno Schaible, Abteilungsleiter Support, Amt fir Gemeinden und Biirgerrecht, Depar-
tement des Innern;

Regierungsrat Marc Méachler, Vorsteher Finanzdepartement (ab 13.30 Uhr);

Sandra Stefanovic, Geschéftsfiihrerin, Parlamentsdienste;

Simone Durrer, Stv. Geschéftsfiihrerin, Parlamentsdienste.

Seit der Kommissionsbestellung in der Junisession nahm der Kantonsratsprasident
folgende Ersatzwahlen in die vorberatende Kommission vor:
— Simmler-St.Gallen anstelle von Surber-St.Gallen.

Fir die heutige Sitzung hat sich niemand entschuldigt. Ich stelle fest, dass die vorbera-
tende Kommission beratungsféhig ist.

Ich gehe als Kommissionsprasident mit gutem Beispiel voran und lege meine Interessen-
bindungen offen: Ich bin Gemeindepréasident von Tubach. Die Interessenbindung der Gbri-
gen anwesenden Gemeindeprasidenten erachte ich somit ebenfalls als offengelegt.

Wir behandeln Bericht sowie Botschaft und Entwiirfe der Regierung «Wirksamkeitsbericht
2020 zum Finanzausgleich» / «IV. Nachtrag zum Finanzausgleichsgesetz» / «kKantons-
ratsbeschluss Uber die Festlegung des Ausgleichsfaktors des Ressourcenausgleichs fir
die Jahre 2021 bis 2026» vom 17. Marz 2020. Der vorberatenden Kommission wurden fol-
gende zusatzliche Unterlagen verteilt bzw. zugestellt:

Stellungnahme DI vom 13. August 2020 zu Fragen aus der vorberatenden Kommission;
in der Sitzungsapp zur Verfigung gestellt

Daten zur stationaren Pflege; in der Sitzungsapp zur Verfligung gestellt

Daten zu Fragen der SP; in der Sitzungsapp zur Verfigung gestellt

Daten zu den Anfragen von Thalmann-Kirchberg und von Fah-Neckertal; an der Sit-
zung verteilt

Ich weise darauf hin, dass die Beratung elektronisch aufgezeichnet wird, was der Ge-
schaftsfuhrung die Fertigstellung des Protokolls erleichtert. Deshalb bitte ich Sie, nur zu
sprechen, wenn ich Thnen mit Ihrem politischen Namen das Wort erteile. Die Geschéafts-
fihrung dankt fir die Abgabe der Manuskripte insbesondere zur allgemeinen Diskussion.
Fur das Protokoll gilt das gesprochene Wort. Eine weitere Information, vor allem als Hin-
weis fur die Mitglieder, die zum ersten Mal in einer vorberatenden Kommission mitwirken:
Sowohl die Kommissionsberatungen nach Art. 59 des Geschéftsreglements des Kantons-
rates (sGS 131.11; abgekirzt GeschKR) als auch das Kommissionsprotokoll nach Art. 67
GeschKR sind vertraulich. Erst mit der Rechtsgultigkeit rechtsetzender Erlasse, nach Ab-
lauf der Referendumsfrist, entfallt die Vertraulichkeit.

Zu Beginn wird die vorberatende Kommission eine Einflihrung in die Vorlage erhalten, da-
nach fihrt sie eine allgemeine Diskussion anstelle einer Eintretensdiskussion tber die
Vorlage mit einleitenden Bemerkungen der zustandigen Regierungsrétin. Anschliessend
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flhrt die vorberatende Kommission die Spezialdiskussion sowie die Gesamtabstimmung
durch.

Der Kommissionsprasident schliesst die Einfihrung mit einigen administrativen Hinwei-
sen.

2 Einfihrung und Vorstellung der Vorlage

2.1 Inhalt gemass Botschaft
Regierungsratin Bucher: Ausflihrungen gemass Prasentation DI (Beilage 5).

2.2 Fachreferat

Alexander Gulde: Ausfuhrungen gemass Prasentation DI, Folie 1-8 (Beilage 5) sowie Hin-
weis auf die Entwicklung des Finanzausgleichs seit dem Jahr 2008 auf S. 5 des Wirksam-
keitsberichts.

2.3 Erlauterungen zu den eingereichten Fragen

Bruno Schaible: Ich mochte kurz auf die Antworten und Fragen eingehen, die bei uns im
Vorfeld eingereicht wurden, worauf wir Ihnen auch schriftlich Antworten geliefert haben.
Zur ersten Frage, die wir als «Vorschlag Kirchberg» bezeichnet haben: Es geht darum,
dass die finanziellen Aufwendungen fir Flichtlinge und vorlaufig aufgenommene Perso-
nen in gewissen Gemeinden ein sehr hohes Niveau erreicht haben und deshalb tGber den
Finanzausgleich nach Mdglichkeit abgegolten werden sollen und das Ganze mit einem
Ansatz von 96 Prozent anstelle von 60 Prozent, die man bis jetzt fir die anderen Gefasse
im soziodemographischen Sonderlastenausgleich ausgleicht. Unsere Einschétzung die-
ses Antrags ist, dass der Vorschlag nicht dem entspricht, was wir von unserer Seite her
jetzt mit diesen Anderungen anstreben, namlich, dass es eine Vereinfachung des sozio-
demographischen Sonderlastenausgleichs geben soll. Es fuhrt dazu, dass es darin eine
weitere Verzettelung ergeben kdnnte. Die Finanzierung von Fliichtlingen und vorlaufig
aufgenommenen Personen kann durchaus dazu fuihren, dass in verschiedenen Gemein-
den gréssere Disparitaten entstehen. Man muss aber sicher auch erwahnen, dass bei die-
sem jetzt unterbreiteten Vorschlag, dem wir die wirtschaftliche Hilfe als Basis nehmen
wollen, der Ausgleich fiir die Ausgaben zur Unterstitzung dieser Personen bereits enthal-
ten ist. Im Vorschlag, den wir Ihnen zur Anderung des Finanzausgleichs unterbreiten, ist
ein Beitrag von 60 Prozent der Uberdurchschnittlichen Kosten auch in diesem Bereich be-
reits enthalten.

Die Erhéhung von 60 auf 96 Prozent der Beitrdge an diesen Bereich suggeriert eigentlich,
dass man dies an den 96 Prozent des Ausgleichsfaktors ausrichtet. Wir sind der Meinung,
dass es sich dabei nicht um den richtigen Ansatz handelt. Der Ausgleichsfaktor ist bei je-
dem Wirksamkeitsbericht wieder Anderungen unterworfen und kénnte angepasst werden.
Zudem ist es kein eigentlicher Ausgleichsfaktor, sondern stellt nur eine Grenze dar, bis
wohin der Ressourcenausgleich bzw. die Differenz der Gemeinden, die weniger Ressour-
cen zur Verfigung haben, ausgeglichen wird. Der Ausgleich von 96 Prozent der Uber-
durchschnittlichen Kosten wirde relativ nahe bei 100 Prozent liegen und es ware dann die
Frage, ob das tatsachlich so gewlinscht wird bzw. ob das auch sinnvoll ist.
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Ein weiterer Punkt, der uns das Geflihl gibt, dass wir diesen Antrag nicht so einfach tber-
nehmen konnen, ist die fehlende Datenbasis in diesem Bereich. Wir haben z.B. keine ei-
gene Kontierung bei den Gemeinden, wo diese Flichtlinge verbucht werden miissen. Das
heisst, wir haben keine gute Datenbasis, die wir beiziehen kénnten, um diese im Finanz-
ausgleich auch bearbeiten zu kénnen und die uns Sicherheit geben, dass der Finanzaus-
gleich in diesem Bereich auch richtig berechnet werden kann. Eine Anpassung des Kon-
toplans ware auf das Jahr 2022 noch mdglich. Das Jahr 2022 wiirde im Ergebnis dann
Daten liefern fir den Finanzausgleich 2024, wo man dann zum ersten Mal auf diese Da-
tenbasis zurlickgreifen kénnte und einen solchen Ausgleich leisten kénnte, wenn wir diese
Daten separat erfassen.

Es gibt noch eine Ergénzung zum «Vorschlag Kirchberg», die wir als «Auswirkung auf die
Stadt St.Gallen» bezeichnen (vgl. Beilage 2, S. 3). Dabei geht es darum, ob allfallige Kos-
ten oder Verbesserungen aus dem Bereich von Fluchtlingen und vorlaufig aufgenomme-
nen Personen zu Kirzungen im Zentrumslastenausgleich fir die Stadt St.Gallen beigezo-
gen werden kdnnten. Wir sind der Meinung, dass das zwei verschiedene Paar Schuhe
sind, denn mit den Anderungen aus dem Jahr 2017 im Wirksamkeitsbericht 2016 wurden
die beiden Sachen, Zentrumslasten und soziale Themen, entflochten. Das bedeutet auch,
das, was die Stadt St.Gallen Uber die zentraldrtlichen Leistungen erhélt, keinen Zusam-
menhang hat mit diesen Soziallasten hat. Man kann das selbstverstéandlich auf Antrag
kiirzen, aber es macht eigentlich in Zusammenhang mit diesen Sozialkosten keinen Sinn
mehr.

Zur Anfrage zur Pflegefinanzierung von Dudli-Oberbtren. Es handelt sich dabei um die
stationare Pflege, auf welche Art und Weise diese im soziodemographischen Sonderlas-
tenausgleich bericksichtigt wird. Wir kdnnen bestéatigen, dass wir das im soziodemogra-
phischen Sonderlastenausgleich beriicksichtigen, und zwar die vollstandigen stationaren
Pflegekosten, die wir dort als Basis aufnehmen und von den tberdurchschnittlichen Kos-
ten werden 60 Prozent, wie bei anderen Gefassen auch im soziodemographischen Son-
derlastenausgleich ausgeglichen. Wenn wir das auch auf die ambulante Pflege ausweiten
wirden, dann kann ich Ihnen sagen, dass wir das bereits einmal bei der Einfilhrung des
soziodemographischen Sonderlastenausgleichs im Jahr 2014 versucht haben. Dort hat
man versucht, die Kosten der ambulanten Pflege auf irgendeine Art und Weise zu integ-
rieren. Man hat eine Ubergangslésung bis zum Rechnungsjahr 2016 installiert, wobei man
auf das Alter der Personen zurtickgriff — Personen tber 80 Jahren — und diese als Basis
nahm gemeinsam mit einem Ansatz von Pflegekosten, die im Durchschnitt in Zusammen-
hang mit der Spitex entstanden. Weil das nur als Ubergangslésung bezeichnet war und
man anschliessend die Kosten, wie die stationaren Pflegekosten entweder von den Ge-
meinden oder der Spitex beziehen wollte, musste man darauf verzichten, weil die Daten-
basis nicht vorhanden war. Wenn man das dort auf die ambulante Pflege ausweiten
mochte, dann misste man sich zuerst, genau wie bei den Flichtlingen und vorlaufig auf-
genommenen Personen, darum kiimmern, dass diese Datenbasis gelegt werden kann
und dass man sich darauf beziehen kann.

Zur Frage zum Thema Pflegefinanzierung von Zoller-Quarten: Er wollte wissen, wie hoch
die Belastung der stationaren Pflegefinanzierung in den letzten zwei bis drei Jahren war.
Wir haben die entsprechende Tabelle (Beilage 3) geliefert. Es gilt zu ergénzen, dass
diese Kosten jedes Jahr ansteigen, zum Teil relativ deutlich.
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Zu verschiedenen Anfragen der SP-Delegation zum Ressourcenausgleich:

— Zur Frage bezogen auf die Gemeinden mit einem hohen Steuerfuss: Gemass Finanz-
ausgleichsgesetz (sGS 813.1, abgekiirzt FAG) muss jeweils dargelegt werden, weshalb
der Steuerfuss hoch ist. Zu diesem Thema haben wir im Bericht selber relativ wenig
Stellung genommen. Bei der Einflihrung des Finanzausgleichsgesetzes gab es viele
Gemeinden mit einem hohen Steuerfuss zwischen 160 und 162 Steuerprozenten. Der
Durchschnitt des Steuerfusses lag damals im Bereich von 145 Steuerprozenten. In der
Zwischenzeit ist dieser Durchschnitt im Kanton auf 120 Steuerprozente gesunken. Es
gibt nur noch sehr wenige Gemeinden mit einem Steuerfuss von Uber 145 Steuerpro-
zenten, namlich noch drei: In Pfafers wies die Jahresrechnung 2018 verschiedene hohe
Ausgaben aus. In Wartau gab es einen héheren Finanzierungsgrad und anstehenden
Investitionsbedarf, insbesondere im Bereich Bildung. In Degersheim war die Schulden-
belastung hoch, was dazu flihrt, dass der Steuerfuss immer noch relativ hoch ist. Bei
den anderen 13 Gemeinden, welche die 6 Prozent des Durchschnittssteuerfusses ins-
gesamt Uberschreiten, haben wir versucht zu begriinden, was dazu gefiihrt haben
konnte, ich verweise dazu auf die entsprechende Beilage (vgl. Beilage 4). Es ist sehr
aufwendig, bis ins Detail zu gehen und teilweise ist es kaum zu eruieren, weil in den
verschiedenen Bereichen buchhalterische Unterschiede vorliegen und die einzelnen
Jahresrechnungen genau analysiert werden mussten. In den Tabellen fehlen bei zwei
Gemeinden die Zahlen. Dabei handelt es sich um die beiden Gemeinden, die 2018 be-
reits auf das Rechnungsmodell St.Gallen (nachfolgend RMSG) umgestellt haben und
dadurch eine andere Kontierung aufweisen.

— Zum Verhaltnis, der aus dem Finanzausgleich erhaltenen Mittel und den entsprechen-
den Abschlissen der Gemeinden: Dazu haben wir Ihnen ebenfalls eine Tabelle gelie-
fert, die Interpretation Gberlasse ich lhnen (vgl. Beilage 4).

— Zur Frage der Differenz bei den Steuerflssen, die sich in den letzten paar Jahren leicht
akzentuiert hat, indem die tiefen Steuerfisse um 10 Prozent und die hohen nur um 2
Prozent gesenkt werden konnten: Hierzu haben wir Ihnen ebenfalls eine Tabelle zu-
kommen lassen (vgl. Beilage 4). Daraus wird ersichtlich, dass die Verteilung der Steu-
erfiisse, wenn man die Personen zugrunde legt, ungeféhr parallel lauft, wie wenn man
die Gemeinden zugrunde legt. Die einzig grossere Differenz dabei ist, dass die Stadt
St.Gallen mit vielen Einwohnern nach hinten gerutscht ist und dadurch auch die Ein-
wohnerstatistikzahl entsprechend nach hinten gerutscht ist.

— Zur Frage in Modellrechnungen aufzuzeigen, wie sich eine Erhéhung des Satzes im so-
ziodemographischen Sonderlastenausgleich von 60 Prozent auf 65 oder 70 Prozent
auswirken wirde: Dazu haben wir Ihnen eine Tabelle mit der Entwicklung tber die letz-
ten drei Jahre geliefert (vgl. Beilage 4). Bei einem Ausgleich mit 60 Prozent ist die Stei-
gerung von 20,4 auf 22,2 Mio. Franken, bei 65 Prozent sind es rund 2 Mio. Franken
mehr, bei 70 Prozent sind es rund 4 Mio. Franken mehr, die man seitens der Gemein-
den erzielen héatte kénnen, wenn der Ausgleich erhéht worden waére.

Zur Frage von Fah-Neckertal zu den Auswirkungen der Anpassungen im soziodemogra-
phischen Sonderlastenausgleich bzw. um die Abweichungen im soziodemographischen
Sonderlastenausgleich von verschiedenen Gemeinden in den Vergleichsjahren 2017 bis
2019: Hier sind Schwankungen in einzelnen Bereichen durchaus mdglich, insbesondere
bei der stationaren Pflege in einer kleineren Gemeinde, wo bereits einzelne Félle sehr
stark zu Buche schlagen. Auch dazu haben wir eine Tabelle und eine kurze Begriindung
geliefert (vgl. Beilage 2).
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Gerne erlautere ich Ihnen die Tabellen, die Sie heute Morgen erhalten haben (vgl. Beilage
6). Im Bereich des soziodemographischen Sonderlastenausgleichs gibt es drei Gefasse:
Kinder und Jugendliche, die finanzielle Sozialhilfe und die stationdre Pflege. In einer Ge-
meinde mit Uberdurchschnittlichen Kosten werden diese drei Gefasse zu 60 Prozent aus-
geglichen. Die beiden Gefasse der finanziellen Sozialhilfe und der stationéren Pflege wer-
den bei Gemeinden mit unterdurchschnittlichen Kosten zu 20 Prozent reduziert. Dort be-
steht also eine Differenz zwischen den Minderlasten und den Sonderlasten. Im Anschluss
an diese Fragestellungen haben wir weitere Riickmeldungen erhalten. Es ging darum, wie
sich eine Erhéhung der Unterstiitzung auswirken wirde. In der Tabelle «Ausgleich wirt-
schaftliche Hilfe mit 60 bis 100 Prozent (Ausgleichsjahr 2020) — Minderlasten 20 Prozent»
(vgl. Beilage 6, S. 1) haben wir die Auswirkungen einer Erhéhung von 60, 65, 70, 75 und
80 Prozent im Bereich der finanziellen Sozialhilfe, welche auch die Kosten der Fliichtlinge
und vorlaufig Aufgenommenen beinhaltet, aufgezeigt. Die Minderlasten wirden bei Ge-
meinden, die unterdurchschnittlich belastet sind, gleichbleiben. Insgesamt kommt es iber
die ganze Breite gesehen zu einer Erhéhung von 22,2 auf 33 Mio. Franken. In der Tabelle
«Ausgleich wirtschaftliche Hilfe mit 60 bis 100 Prozent (Ausgleichsjahr 2020) — Minderlas-
ten kongruent» (vgl. Beilage 6, S. 2) haben wir nur im Bereich der finanziellen Sozialhilfe
die Folgen einer Erhéhung der Sonderlasten als auch die Korrektur der Minderlast mit
dem gleichen Prozentsatz dargestellt. Im Gesamttotal wére die Erhdhung nicht ganz so
hoch, weil die Minderlasten hoher angerechnet werden. Diese Variante ware fir den Kan-
ton minim giinstiger.

Bei den Tabellen «Ausgleich aktueller SoSo* mit 60 bis 100 Prozent (Ausgleichsjahr
2020)» den Untertiteln «Minderlasten 20 Prozent» (vgl. Beilage 6, S. 3) und «Minderlasten
kongruent» (vgl. Beilage 6, S. 4) geht es ums Gleiche. Dort haben wir jedoch nicht nur die
finanzielle Sozialhilfe mit anderen Ansatzen berechnet, sondern auch die stationare
Pflege. In den Tabellen «Ausgleich ganzer SoSo mit 60 bis 100 Prozent» mit den Unterti-
teln «<Minderlasten 20 Prozent» (vgl. Beilage 6, S. 5) und «Minderlasten kongruent» (vgl.
Beilage 6, S. 6) haben wir auch fur den Bereich Kinder und Jugend die Minderlasten mit-
gerechnet, einmal mit 20 Prozent und einmal entsprechend der Sonderlast, hochgerech-
net auf 100 Prozent. Bei allen Tabellen hat es zwischen 60 und 65 Prozent eine spezielle
Zahl, einmal sind es 62,185 Prozent, einmal etwas tUber 63 Prozent. Das wére genau der
Ansatz, beim dem durch die Erhéhung der Minderast keine wesentliche Veranderung in
der Gesamtbelastung fir den Kanton entstehen wiirde.

Fragen

Dirr-Widnau: Ich bitte darum, die Beilagen oben korrekt zu Beschriften, damit man nach-
vollziehen kann, um welchen Geldtopf es jeweils geht. Das ist auf diesen Dokumenten
nicht ersichtlich.

Etterlin-Rorschach: In diesem Zusammenhang bitte ich die Parlamentsdienste darum, die
Tabellen auf A3 auszudrucken, da die Zahlen der 77 Gemeinden schwer zu entziffern
sind.

Kommissionsprasident: Wir haben diese direkt vom Departement des Innern erhalten.
Ihre Anliegen werden aufgenommen.

4 Soziodemographischer Sonderlastenausgleich.
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Dirr-Widnau zu Bruno Schaible: Bei der Pflegefinanzierung steigen die Kosten zwischen
dem Jahr 2018 und 2019 stark an. Steht das in Zusammenhang mit den Hochstansatzen
der Pflegekosten? Irgendetwas muss geéndert haben, denn die Anzahl der Personen ist
im Vergleich zum Vorjahr nicht massiv hoher geworden. Uber die drei Gemeinden mit den
hdchsten Steuerfliissen haben wir gehdrt, weshalb das so ist. Aber der Auftrag lautete
auch, welche Massnahmen ergriffen werden kénnten. Dazu bitte ich um Ausfihrungen
seitens des Departement des Innern.

Bruno Schaible: Bei der Pflegefinanzierung ist uns nicht bekannt, woher die htheren Kos-
ten stammen. Wir gingen davon aus, dass zum Teil auch hohere Pflegekosten von einzel-
nen Personen zu diesem Anstieg gefiihrt haben. Ob allerdings dort irgendwelche Anséatze
geandert haben, entzieht sich unserer Kenntnis. Zu den drei Gemeinden mit den héchsten
Steuerflissen: Bei Degersheim versuchten wir zusammen mit der Gemeinde die Schulden
in den vergangenen Jahren zu reduzieren. Bis vor drei Jahren beliess man Degersheim
auf dem Maximalsteuerfuss von 162 Steuerprozenten. Der Kanton hat sich auch durch
Beitrdge bemiht, eine Entschuldung herbeizuflihren. Das lauft jetzt immer noch. D.h. die
Gemeinde braucht einen Teil des Steuerfusses immer noch, um diese Verschuldung zu
tilgen. Das ist eine Gemeinde, die weiterhin deutlich tber dem Durchschnitt verschuldet
ist und die Kosten irgendwie decken muss. Die Gemeinde Wartau hatte durchaus gute
Abschlisse, aber man wollte den Steuerfuss bewusst noch etwas hoher belassen, um
Reserven und Vorfinanzierungen fur ein Schulhaus zu schaffen, das man dort bauen
madchte. In der Gemeinde Pfafers handelt es sich um ein strukturelles Problem, weil dort
Steuerzahler fehlen, welche die entsprechend hohen Kosten decken kénnen. Dort hat
man versucht, es ein Stiick weit zu beheben, indem dass man den Sonderlastenausgleich
Weite angepasst hat und dort auch die Dispersion von einzelnen Zentren aufgenommen
hat, weil man dort auch Infrastrukturen in den Dorfern bendtigt, die relativ weit auseinan-
derliegen. Das sind die Massnahmen, die in der Vergangenheit ergriffen wurden.

Davide Scruzzi zur Pflegefinanzierung: Es ist wirklich so, dass die Hochstansatze erhéht
wurden. Man ging erst optimistisch davon aus, dass die Heime diese Spielraume nicht
vollstandig ausnitzen. Jetzt ist es im Jahr 2019 erfolgt, dass sie diese Hochstansatze ge-
nutzt haben. Weitere Faktoren sind die demografische Entwicklung und auch die Kosten-
entwicklung in diesem Bereich.

Fah-Neckertal zu den Pflegekosten: Diese sind um etwa 27 Prozent gestiegen. Wie viele
Prozent sind davon auf die Hochstansétze zuriickzufihren und um wie viel Prozent wer-
den diese in den nachsten Jahren ansteigen? Wenn das Meiste darauf zurlickzufiihren
ist, wird das nicht mehr gross steigen. Aber wenn nicht, werden die Kosten in Zukunft
noch massiv steigen.

Davide Scruzzi: Wir gehen davon aus, dass die grosse Kostenentwicklung aufgrund der
Hochstansatze abgeschlossen ist. Zwar werden die Kosten weiter ansteigen, aber in ei-
nem gemassigten Rahmen.®

Nachtrag Departement des Innern:

Gemass einer Schatzung der Sozialversicherungsanstalt als Durchfiihrungsstelle (genaue Analysen diirf-
ten erst bei Einfihrung eines neuen Controllingsystems mdglich sein) ist davon auszugehen, dass rund
90 Prozent des im Rechnungsjahr 2019 feststellbaren Kostenwachstums auf die Erh6hung der Hochstan-
sétze zurickzufiihren ist.
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3 Allgemeine Diskussion

Gull-Flums (im Namen der SVP-Delegation): Auf die Vorlage ist einzutreten.

Wir erachten die zur Verfligung gestellten Unterlagen, insbesondere auch das im Auftrag
der Finanzverwaltung des Kantons St.Gallen beim Institut fir Finanzwissenschaft der Uni-
versitat St.Gallen in Auftrag gegebene Gutachten, als gut strukturiert und sehr aussage-
kraftig. Man kann sagen, das Finanzausgleichssystem, wie wir es in den letzten vier Jah-
ren hatten, hat sich grundsatzlich bewahrt. Nach dem Wechsel auf das neue Finanzaus-
gleichssystem im Jahre 2008 wurden im Rahmen der ersten beiden Wirksamkeitsberichte
in den Jahren 2012 und 2016 noch grundsatzliche Anpassungen am neuen System vor-
genommen. Der Wirksamkeitsbericht 2020 hat nun aufgezeigt, dass sich das Finanzaus-
gleichssystem insgesamt, aber auch die anschliessend noch eingefiihrten Anpassungen
bewahren. Insbesondre sind die bekannten Fehlanreize aus dem alten Finanzausgleich
ganzlich eliminiert. Die Qualitat eines Finanzausgleichssystems definiert sich unter ande-
rem auch Uber die Verlasslichkeit und die Kontinuitat. Wir sehen auch vor diesem Hinter-
grund keinen grundsétzlichen oder grossen Handlungsbedarf.

Zum Sonderlastenausgleich Weite und soziodemographischer Sonderlastenausgleich:
Die vorgeschlagenen Vereinfachungen mit der Umstellung auf Fixbeitrage erachten wir
als unnétig, denn die Basisdaten — wie im Bericht selbst ausgefihrt — sind keinen grossen
Veranderungen unterworfen. Wir erachten es als wichtiger, dass die Stabilitat und die Ver-
lasslichkeit gestarkt werden, indem die heutigen Verfahren und Bestimmungsfaktoren un-
verandert belassen werden.

Nach wie vor haben wir im Grundsatz eine kritische Haltung gegeniber den zentralortli-
chen Leistungen; wo beginnen sie und wo héren sie auf? Zumindest wirden wir uns kon-
sequent gegen einen weiteren Ausbau solcher Leistungen stellen. Eine Mehrheit unserer
Delegation wird jedoch auch hier am Status Quo festhalten und das unterstiitzen. Bei den
Sonder- oder Minderlasten bei der Sozialhilfe werden wir eine Ergdnzung beantragen, so
dass auch die Ausgaben fur Flichtlinge und vorlaufig aufgenommene Personen fir die
Berechnung des Beitragssatzes bericksichtig werden oder allenfalls eine Anpassung der
Beitragssétze bei der Sozialhilfe. Alexander Gulde hat dazu die Hintergriinde und Uberle-
gungen ausgefihrt. Wir haben durchaus Verstandnis fiir den Vorschlag, die Periodizitat
der Wirksamkeitsberichte von vier auf sechs Jahre zu erhéhen. Dennoch sind wir der Auf-
fassung, dass es Sinn macht und wichtig ist, dass sich Regierung und Parlament einmal
in jeder Legislatur mit diesem wichtigen Thema auseinandersetzen. Trotz dieser Konzes-
sion, die wir eingehen muissen, nur noch ein bis zwei Jahre Datenbasis zur Verfigung zu
haben, wollen wir bei den vier Jahren bleiben. Im Sinne der bisherigen Ausfiihrungen un-
terstiitzen wir einen unveranderten Ausgleichsfaktor des Ressourcenausgleichs bei 96
Prozent.

Zum Ausblick: Unser zentralstes Anliegen ist es nach wie vor, den Kanton St.Gallen in
Bezug auf das Steuerranking und damit auf die Standortattraktivitat — auch wenn sich
diese nicht nur aus den Steuerflssen ergibt — mittelfristig im interkantonalen Vergleich
markant besser zu positionieren. Deshalb werden wir einen Auftrag unterbreiten, dass bis
zum nachsten Wirksamkeitsbericht oder langstens innert der nachsten vier Jahre eine

Hier ist noch ein Hinweis auf ein anderes Kantonsratsgeschéft zu setzen, dessen Beratung nun ansteht.
Im V. Nachtrag zum Gesetz iber die Pflegefinanzierung geht es unter anderem auch um die Periodizitat
der Uberpriifung der Hochstanséatze. Wird diese zweckmaéssig festgelegt, sind die Kostenentwicklungen
planbarer und fallen auch weniger abrupt aus.
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Entscheidungsgrundlage in Bezug auf das grundséatzliche Finanzausgleichsmodell ausge-
arbeitet werden soll. Insbesondere fallt auf, dass Kantone, die wie wir ein vertikales Sys-
tem betreiben, in der Minderheit sind. Folglich ist es auch mit einem horizontalen System
madglich, sich im interkantonalen Vergleich attraktiv zu positionieren. Ich méchte damit kei-
nesfalls sagen, dass wir ein horizontales System wollen, aber wir hatten gerne die Ausle-
geordnung bzw. eine Entscheidungsgrundlage, damit diese bei einem nachsten Wirksam-
keitsbericht oder in vier Jahren fundiert und seris diskutiert werden kann. Dies immer vor
dem Hintergrund der Ubergeordneten Zielsetzung, die Standortattraktivitdt unseres Kan-
tons markant zu steigern, was letztlich ohne eine Entlastung des Kantons und ohne eine
Steuersenkung nicht zu erreichen sein wird.

Barlocher-Eggersriet (im Namen der CVP-EVP-Delegation): Auf die Vorlage ist einzutre-
ten.

Wir sind der Meinung, dass der Finanzausgleich gut funktioniert, die Fehlanreize im Rah-
men der letzten Revisionen sukzessive behoben und die Wirkung des Ausgleichs weiter
verbessert werden konnte. Der Wirksamkeitsbericht 2020 zeigt auf, dass die eingesetzten
Mittel zweckmassig und effizient verwendet werden. Es bedarf — nach Meinung unserer
Delegation — daher keiner grundsétzlichen Korrekturen und auch keiner Erhéhung des
jetzt schon erheblichen Mitteleinsatzes von rund 230 Mio. Franken. Der CVP-EVP-Dele-
gation ist es wichtig, dass der Finanzausgleich regelméassig auf seine Effizienz und Effek-
tivitat Uberpriift wird. Nachdem der Systemwechsel konsolidiert werden konnte und Ande-
rungen zunehmend im Bereich von Feinjustierungen stattfinden, zeigt sich die CVP-EVP-
Delegation offen gegeniber einer moderaten Anpassung des Uberprifungszyklus von
heute vier auf neu sechs Jahre. Weiterhin gegeben sein muss die Verkniipfung der Be-
richtsperiode mit der Festlegung des Ausgleichsfaktors beim Ressourcenausgleich. Die
CVP-EVP-Delegation unterstiitzt auch die Beibehaltung des Ausgleichsfaktors beim Res-
sourcenausgleich in der Hohe von 96 Prozent.

Im Gegensatz zur SVP-Delegation begrissen wir die vorgeschlagenen Anpassungen
beim Vollzug des Sonderlastenausgleichs Weite und des soziodemographischen Sonder-
lastenausgleichs. Die Vereinfachung der Berechnung des Sonderlastenausgleichs Weite
und der Verzicht auf eine zu starke Detaillierung der Bemessungsgrundlage beim sozio-
demographischen Sonderlastenausgleich fiihren zu einem effizienteren, effektiveren Voll-
zug. Es handelt sich um ein gut austariertes Gesamtsystem, das seine Ziele erreicht.
Gerne werden wir uns aber bei einzelnen Punkte wieder zu Wort melden.

Scheitlin-St.Gallen (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten.

Seitens FDP-Delegation kénnen wir feststellen, dass der vorliegende Wirksamkeitsbericht

aufzeigt, dass der St.Galler Finanzausgleich grundséatzlich gut funktioniert und unmittelbar

keiner fundamentalen Anderung unterzogen werden muss. Es kann grundsétzlich festge-
stellt werden, dass:

— Es ist wichtig, dass der Finanzausgleich eine Stabilitat und Kontinuitat ausweist, damit
die Gemeinden verlassliche Grundlagen fir ihren Haushalt haben, damit sie planen,
budgetieren und entsprechende Massnahmen einleiten kénnen fir eine langfristige Sta-
bilitat.

— Wir kdnnen grundsatzlich feststellen, dass der neue Finanzausgleich keine Fehlanreize
mehr produziert und die eingesetzten Mittel weitestgehend Wirkung erzielen.
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— Die Aufhebung der zweiten Stufe des Finanzausgleichs, individueller Sonderlastenaus-
gleich (abgekirzt ISL) und partieller Steuerfussausgleich (abgekiirzt PSA), sind prob-
lemlos erfolgt und das gleiche gilt auch fiir den Ubergangsausgleich.

— Uber den Ressourcenausgleich konnte mit der bestehenden Ausgleichsgrenze von
96 Prozent ein gutes Ergebnis erzielt werden. So konnten etwa zwei Drittel der Ge-
meinden mit einer technischen Steuerkraft unter der Ausgleichsgrenze vom Ausgleich
profitieren.

— Die vorgesehenen Anpassungen in der Berechnung des Sonderlastenausgleichs Weite
und des soziodemographischen Sonderlastenausgleichs sind fiir die FDP-Delegation
zweckmassig und mit tragbaren Auswirkungen umsetzbar. Die FDP-Delegation stimmt
diesen Anpassungen zu.

Im Gegensatz zu meinen Vorrednern ist die FDP-Delegation bei der Verlangerung des
Berichtintervalls fir den Wirksamkeitsbericht der Meinung, dass diese auf sechs Jahre
ausgedehnt werden soll. Die Legislatur kann nicht der Massstab sein. Wir wollen verlassli-
che Resultate tber Wirkungen im Bereich der Anpassungen und das bedingt eine langere
Zeitperiode. Wir sind der Meinung, dass sechs Jahre ausreichend sind.

Wir sind ebenfalls der Meinung, dass der Ausgleichsfaktor mit 96 Prozent derzeit als rich-
tig zu erachten ist. Das seitens SVP-Delegation aufgebrachte Thema Fliichtlinge kann die
FDP-Delegation grundsétzlich verstehen. Einem Antrag zur Integration der Abgeltung im
Flachtlingsbereich kann die FDP-Delegation allerdings nicht zustimmen. Dies vor dem
Hintergrund, dass das zu Doppelabgeltungen im soziodemographischen Sonderlasten-
ausgleich fuhren wird. Wir sind klar der Meinung, wenn es Alternativen gibt, wo man die-
ses Thema aufnehmen und bertcksichtigen kann, dann wiirden wir uns davor nicht ver-
schliessen, da wir der Meinung sind, dass dieses Thema gewisse Gemeinden auch belas-
ten kann. Man kann andere Wege und Losungen finden. Wir zeigen uns offen, diese zu
diskutieren.

Etterlin-Rorschach (im Namen der SP-Delegation): Auf die Vorlage ist einzutreten.

Ich lege meine Interessen als Stadtrat von Rorschach offen.

Die Stadt Rorschach bezieht namhafte Mittel aus dem Finanzausgleich. Ich betone aber,
dass wir hier das System des kantonalen Finanzausgleichs diskutieren. Wir erkennen hier
wesentlichen Handlungsbedarf. Die SP-Delegation teilt zunachst die Auffassung der Re-
gierung der vorgeschlagenen technischen Vereinfachungen, wie sie verschiedentlich auf-
gezahlt wurden. Wir unterstiitzen diese, sie erscheinen uns sinnvoll. Uns geht es aber um
ein wesentliches anderes Thema. Wir sprechen heute tber die Wirkung des Finanzaus-
gleichs und nicht Gber die administrative Organisierung dieses Finanzausgleichs. Wir sind
insgesamt mit dem Gesamtsystem «Finanzausgleich St.Gallen» je langer je weniger ein-
verstanden, weil sich zunehmend offenbart, dass er die angestrebte Wirkung nicht zu ent-
falten vermag. Vor vier Jahren bestand in der damaligen vorberatenden Kommission ein
weitgehender Konsens, dass die Steuerfussdisparitaten mittlerweile gesamthaft zu gross
seien und deshalb die Regierung eingeladen wurde, die Vor- und Nachteile sowie Umset-
zungsmaglichkeiten eines horizontalen Finanzausgleichs sowie die Prifung eines Sonder-
lastenausgleichs Dichte vorzuschlagen. In der Parlamentsdebatte wurde dieser Konsens
aus der vorberatenden Kommission dann leider nicht bestatigt. Einzig blieb die moderate
Anhebung des Ausgleichsfaktors im Ressourcenausgleich von damals 95,5 auf die jetzi-
gen 96,0 Prozent.
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Es zeigt sich jetzt aber vier Jahre spater noch zugespitzter, noch verscharfter, dass sich
die Schere bei den Gemeindesteuerfissen gedtffnet hat. Wir sind der Meinung, Hand-
lungsbedarf sei gegeben. Wir miissen etwas unternehmen. Wenn wir jetzt die Gesamtsi-
tuation in allen Gemeinden wiirdigen, hat sich die Schere bei den Gemeinden stark geoff-
net. Es ist schon, dass gesamthaft die Steuerbelastung in den Gemeinden gesunken ist.
Wenn die Regierung aber unter Ziff. 2.4 schreibt: «Als Kurzfassung der Ergebnisse dar-
aus lasst sich festhalten, dass sich die Gemeinden des Kantons St.Gallen durch eine er-
hebliche Heterogenitat in den Steuerfiissen auszeichnen. In der steuerglinstigsten Ge-
meinde sind die Gemeindesteuern weniger als halb so hoch wie in der Gemeinde mit der
hdchsten Belastung und 40 Prozent tiefer als in der Halfte der Gemeinden.» Das heisst
nichts anderes, als dass die Verteilung grosser und problematischer und somit zum Nach-
teil der Gemeinden mit bereits hohen Steuerflissen und hohen Lasten geworden ist. Die
Disparitaten sind gewachsen, es ist heute steuertechnisch noch wichtiger, wo man inner-
halb des Kantons wohnt. Kurz: Der Finanzausgleich hat seine wesentliche Wirkung
schlicht verfehlt und genau das Gegenteilige wére Sinn und Zweck des Finanzausgleichs.
Wenn wir heute die Wirksamkeit beurteilen miissen, dann mussen wir sagen, sie ist relativ
bescheiden.

Nach unserer Beurteilung zeigt sich die Situation folgendermassen: Die héchsten Steuer-
fusse sanken um bescheidene 2 Prozent, von 162 auf 160 Prozent. Die tiefsten Steuer-
fisse hingegen sind dramatisch gesunken von 85 auf 75 Prozent. So haben wir die Statis-
tikdatenbank des Kantons bemiiht und nochmals geschaut, wie sich die Situation bei den
paar Gemeinden prasentiert mit Gber 135 Steuerprozenten. Hier stellen wir fest, dass 16
Gemeinden mit insgesamt 142'000 Einwohnerinnen und Einwohnern im Kanton bzw.

28 Prozent der St.Galler Kantonsbevdlkerung leistet eine Gberdurchschnittliche Steuerlast
in ihren Gemeinden. Wir sind der Meinung, das muss korrigiert werden. Wir werden in der
Spezialdiskussion noch verschiedene Ausfiihrungen machen.

Zu unserer Zusammenstellung mit den farbigen Balken, worin alle Gemeinden mit ihren
Steuerfuissen aufgefuhrt sind, werden wir noch einige wesentliche Ausfihrungen machen
(vgl. Beilage 7). Auffallend ist, dass im Segment mit den Gemeinden mit sehr hohen Steu-
erfiissen, sich hauptséachlich bevolkerungsreiche Gemeinden befinden mit einer hohen
Sozialhilfequote. Von diesen 20 Mio. Franken soziodemographischen Sonderlastenaus-
gleich, was denken Sie, wie viel davon beanspruchen diese 16 Gemeinden? Es sind sage
und schreibe 16,6 Mio. Franken bzw. 80 Prozent. Es ist nicht so, dass diese Gemeinden
diese Lasten gesucht haben. Sondern es eine dramatische Verzerrung in der gesamten
Gemeindelandschaft, dass die Hauptlast in diesem Bereich von diesen wenigen Stadten
und Zentren getragen werden muss. Aus unserer Sicht ist das Zahlenmaterial im Bericht
insgesamt leider Itickenhaft. Wir werden deshalb in der Spezialdiskussion darum bitten,
dass inskinftig jederzeit vollstdndige Transparenz hergestellt wird Uber die jahrlichen Fi-
nanzausgleichszahlungen, und dass nicht im Rahmen der Parlamentsdebatte diesen Zah-
len aufwendig hinterher gesprungen werden muss.

Es ist fUr uns nicht nachvollziehbar, warum in dieser angespannten Situation das Intervall
fur den Wirksamkeitsbericht auf sechs Jahre verlangert werden soll. Wir sind der Mei-
nung, bis die wesentlichen Parameter politisch verandert wurden, braucht es unbedingt
das bestehende Intervall von vier Jahren. Es ist kein Zufall, dass sich ausgerechnet unter
den Gemeinden mit den sehr hohen Steuerflissen viele Gemeinden mit einer grossen Be-
lastung in der Sozialhilfe befinden. Deshalb braucht es weitergehende Massnahmen in
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diesem Bereich. Wir werden in der Spezialdiskussion Vorschlage einbringen. Wir missen
einen Weg finden, wie man diese zu grosse Steuerfussdisparitat im Kanton verkleinern
koénnte. Der Wirksamkeitsbericht zeigt leider nicht auf, dass das im jetzigen Finanzaus-
gleichsregime gelingt. Es braucht jetzt politische Korrekturen. Wir sind der Meinung, dass
dies grundsatzlich auf drei verschiedene Arten moglich ist:

1.  Wirmuissen uns Uber die Einfiihrung eines horizontalen Finanzausgleichs unterhal-
ten. Wir werden in der Spezialdiskussion entsprechende Antréage dazu formulieren.

2. Alternativ kbnnten wir Uber eine Sonderlastenausgleich Dichte fir die Gemeinden mit
den hohen Belastungen, oder noch besser, beim soziodemographischen Sonderlas-
tenausgleich nachdenken.

3. Bei der dritten Untervariante werden wir gespannt sein auf lhre Beurteilung. Gemass
Zusammenfassung fliessen rund 33 Mio. Franken in das Gemeindesegment I, in die
Gemeinden mit sehr komfortablen Steuerfiissen zwischen 100 und 120 Prozent. Es
ist nicht so, dass ich diesen Gemeinden diese Mittel vorenthalten mdchte, aber es ist
schon fragwiirdig vor dem Hintergrund, dass wir Gemeinden haben, die unter der
Steuerlast dermassen achzen, ob es opportun ist, 33 Mio. Franken in Gemeinden zu
pumpen, die sich nachweislich schon in sehr komfortablen steuerlichen Verhaltnis-
sen befinden. Wir erinnern abschliessend an Art. 85 unserer Kantonsverfassung:
«Das Gesetz regelt den Finanzausgleich. Dieser hat zum Ziel, den politischen Ge-
meinden die notwendigen Mittel zur Verfiigung zu stellen, finanzielle Unterschiede
zwischen den Gemeinden zu verringern und Ubermassige Belastungen der Gemein-
den auszugleichen.» Nach unserer Beurteilung, ist der jetzige Finanzausgleich dem-
zufolge mit diesen sehr grossen und zunehmenden Steuerfussdisparitaten grund-
satzlich verfassungswidrig.

Bei den Steuerfussdisparitaten haben wir die Standardabweichung berechnet. Sie bringt
klar zum Ausdruck, wie die Streuung sich von dieser Gesamtheit der Steuerfiisse entwi-
ckelt hat. Im Jahr 2011 betrug die Standardabweichung aller Steuerfiisse der Gemeinden
17,8 Prozent, stieg im Jahr 2015 sprunghatft an auf 19,0 Prozent und im Jahr 2019 ist nur
ein marginaler Rickgang auf 18,9 Prozent zu verzeichnen. Das sind unserer Ausfihrun-
gen. Zusammenfassend stort uns, dass gemass Gutachten der Universitat St.Gallen eine
Person mit einem steuerbaren Einkommen von 100’000 Franken in der steuergtinstigsten
Gemeinde rund 3'600 Franken Gemeindesteuer und in der steuerteuersten Gemeinde
rund 10'700 Franken. Das sind 7'100 Franken Unterschied. Wir bitten darum, dass die
vorberatende Kommission Hand bietet fur die ausgewiesenen Nachbesserungen am Fi-
nanzausgleichssystem.

Fah-Neckertal (im Namen der GRUNE-Delegation): Auf die Vorlage ist einzutreten.

Wie Etterlin-Rorschach bereits erwdhnt hat, die Schere der Steuerfiisse hat sich in den
letzten Jahren noch mehr gedffnet. Das darf nicht sein. Wir miissen hier gewisse Ande-
rungen vornehmen. Wie diese dann genau aussehen werden, dariiber werden wir noch
diskutieren. Ein horizontaler Finanzausgleich ware hier sicher wichtig, denn, wenn man
gleich viel Geld wie vorher ausgeben will, dann muss man irgendwo Geld wegnehmen.
Die Unterschiede machen nicht sehr viel aus, also misste man hier etwas Grdsseres an
dieser ganzen Sache @ndern. Weil diese Verringerungen noch nicht erreicht wurden, sind
wir auch der Meinung, dass wir bei vier Jahren bleiben sollten. Wenn es sich dann einge-
spielt hat und wirklich besser aussieht, kbnnen wir immer noch auf sechs Jahre wechseln.
Auch der Ausgleichsfaktor soll im gleichen Rahmen bei diesen vier Jahren bleiben. Die
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maoglichen Vereinfachungen sehen wir auch. Vor allem im Lastenausgleich Weite gibt es
keine grossen Veranderungen, deshalb sehen wir keine Grinde, warum man das nicht
vereinfachen soll und damit vielleicht sogar Kosten spart. Auch mit den anderen Vereinfa-
chungen im soziodemographischen Sonderlastenausgleich sind wir einverstanden.

Thalmann-Kirchberg (im Namen der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler der Gemeinde
Kirchberg): Obwohl wir bereits von Seiten Departement zu meinem Antrag etwas gehort
haben, méchte ich grundsatzlich zum Eintreten noch einmal etwas sagen. Zum Antrag
werde ich hier noch nicht sprechen, sondern erst bei Art. 17 darauf zuriickkommen. Die
ganze Fluchtlingsverteilung erfolgt in der Schweiz Uber eine Verteilung des Bundes auf
die Kantone und in unserem Kanton erfolgt sie tiber den Tragerverein Integrationsprojekte
St. Gallen (abgekirzt TISG) auf die einzelnen Gemeinden. Hier sind wir uns einig, dass
wir sagen, die Verteilung Uber die Anzahl Einwohner in den einzelnen Gemeinden ist fair
und richtig. Dieser Grundsatz ist unbestritten. Jetzt ist es nun so, dass Personen mit dem
Status Fluchtling oder vorlaufig Aufgenommene in den Kantonen Wohnsitzfreiheit haben.
Das heisst, sie kdnnen in diesem Status die Wohnortgemeinde selber wéhlen. Widmer-
Mosnang und ich haben im Jahr 2019 ein Standesbegehren® eingereicht, weil wir der Mei-
nung waren, man musste das uberdenken, ob diese Wohnsitzfreiheit im Kanton richtig ist.
Denn zwischen den Kantonen gibt es diese freie Wohnsitzwabhl nicht: Der Zuzugskanton
muss dem zustimmen. Wir sind der Meinung, das wére ein guter Ansatz gewesen, um
den folgenden Verfehlungen, die ich jetzt ausfiihren werde, entgegenzuwirken. Leider hat
der Kantonsrat damals entschieden, dass das nicht der richtige Weg sei, sondern die Per-
sonen diese Freiheit haben sollen und innerhalb des Kantons ihren Wohnsitz wéhlen kon-
nen. Was ist nun passiert? Es sind Stadte wie St.Gallen und Wil sowie die Gemeinde
Kirchberg, die aktuell einen sehr grossen Uberhang von Fliichtlingen und vorlaufig Aufge-
nommenen haben. Die Finanzierung dieser Flichtlinge wird wéahrend den ersten funf oder
sieben Jahren vom Bund bezahlt. Man ging davon aus und hatte das Ziel, dass diese Per-
sonen in dieser Zeit wirtschaftlich selbstdndig werden sollten und nach Ablauf dieser Frist
eigentlich der Wohnortgemeinde nicht mehr gross zur Last fallen sollten. Aber von dem
Ziel sind wir weit entfernt.

Das hat zur Folge, dass im Jahr 2020 z.B. in Kirchberg 23 Personen aus der Bundesfi-
nanzierung in die Finanzierung der Gemeinde Ubergegangen sind. Die Gemeinde muss
neu fur deren Sozialhilfe aufkommen. Es ist auch eine Tatsache, dass von diesen 23 Per-
sonen, die in diesem Jahr in der Gemeinde Kirchberg aus der Bundesfinanzierung fallen,
21 Personen in den letzten Jahren und ein paar wenige sogar in den letzten paar Mona-
ten in die Gemeinde Kirchberg zugezogen sind. Diese 23 Personen werden im Jahr 2020
zusatzliche Kosten von rund 500000 Franken verursachen. In der Gemeinde Kirchberg
betragt ein Steuerprozent 145'000 Franken, nur in diesem Jahr belastet das die Ge-
meinde Kirchberg mit 3 Steuerprozenten. In der Jahresrechnung 2019 der Gemeinde
Kirchberg ist ausgewiesen, dass 2,1 Mio. Franken fir die Sozialhilfe von Fluchtlingen und
vorlaufig Aufgenommenen aufgewendet werden miissen. Man muss davon ausgehen,
dass ein Teil im Jahr 2020 und in den folgenden Jahren weitere Fliichtlinge und vorlaufig
Aufgenommene aus der Bundesfinanzierung herausfallen und somit die Kosten vollum-
fanglich von der Gemeinde getragen werden missen. Wenn wir auch noch andere Ge-
fasse miteinfliessen lassen kdnnen, dann missen Sie sich vor Augen halten, wenn das

6 41.19.01 «Solidarische Lésung im Flichtlingswesen».
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1,5 Mio. Franken sind, kénnte das fir eine Gemeinde wie Kirchberg rund 10 Steuerpro-
zente bedeuten.

Es gibt fir die Gemeinde Kirchberg aber noch eine weitere Herausforderung: Es sind zur-
zeit alles Eritreer, die in die Gemeinde ziehen und der Zuzug ist nicht gleichméassig auf die
Gemeinde verteilt, sondern es konzentriert sich alles auf das Dorf Bazenheid und dort auf
das Quartier Spelterini. Diese Eritraer sind sehr kinderreich und tber die weiteren Folgen
fur die Schule usw. wollen wir hier gar nicht sprechen. Aber auch diesbeziiglich kommen
kiinftig grosse Herausforderungen auf die Gemeinde Kirchberg und auf die Schule in Ba-
zenheid zu. Sie kdnnen sich selber ein Bild machen, was hier noch fur Arbeiten und Auf-
gaben auf die Gemeinde anfallen. Es ist nicht so, dass die Gemeinde diese Aufgaben
nicht annehmen will. Sie unternimmt viel und hat unter anderem einen Job-Coach enga-
giert, der sich darum kimmert, dass diese Personen in den Arbeitsmarkt integriert werden
kdénnen. Wie ich lhnen aufgezeigt und einleitend erwéhnt habe, ist die Flichtlingsvertei-
lung bei uns im Kanton gut und wir haben dem zugestimmt, aber jetzt haben wir leider
Fehlentwicklungen, die man nicht voraussehen konnte und gegen die wir nichts unterneh-
men kénnen. Der Gemeinde Kirchberg fehlen samtliche Instrumente, um diesen Leuten
zu sagen, dass sie nicht weiter hierher hinziehen sollen.

Auch in Zusammenhang mit dem damaligen Standesbegehren durften wir erfahren, dass
das Problem im Grundsatz erkannt wurde und alle, mit denen wir Gesprache geftihrt ha-
ben, haben damals gesagt, dieses Standesbegehren sei falsch und wir missten das an
einem anderen Ort I6sen. Wir beraten heute das Finanzausgleichsgesetz und ich glaube,
wir sind am richtigen Ort angekommen, um den Stadten und Gemeinden mit diesem
Problem eine Lésung zu bieten. Ich habe im Vorfeld einen Antrag eingereicht’. Ich méchte
mir nicht anmassen, dass dieser so korrekt ist oder so umgesetzt werden muss. Es soll
ein Anstoss sein, in welche Richtung wir etwas unternehmen mussen. Wir haben dazu
Aussagen gehort, dass der Antrag so nicht genau umsetzbar sei. Da habe ich nichts da-
gegen, aber ich ware sehr froh, wenn wir heute in dieser vorberatenden Kommission fur
diesen Fall eine gute Losung finden koénnten. Es freut mich das Votum der FDP-Delega-
tion zu horen, wenn wir hier einen machbaren Weg finden, um den betroffenen Orten mit
diesen finanziellen Problemen eine Losung anbieten zu kénnen. In der Spezialdiskussion
werden wir nochmals darauf zurtickkommen, um den Antrag im Grundsatz nochmals zu
diskutieren oder andere Lésungen zu finden.

Etterlin-Rorschach: Es wird schwierig, wenn wir in dieser vorberatenden Kommission tber
eine «Lex-Kirchberg» diskutieren sollen, wenn wir uns einig sind, dass wir ein neues kan-
tonales System bendétigen. Ich weise darauf hin, dass diese Problematik symptomatisch
fur Stadte und Gemeinden mit Zentrumsfunktionen ist. Es gibt vom Departement des In-
nern vier Mal im Jahr einen Rapport, wie die Verteilung der Fliichtlinge und der vorlaufig
Aufgenommenen organisiert ist. Ich habe mir diese Liste organisiert und habe sie nach
Unter- und Uberdeckung sortiert. Denn es ist klar, diese Kongruenz kann nicht jederzeit
deckungsgleich sein, dass jede Gemeinde dem Einwohnerschlissel entsprechend ge-
nauso viele Personen bei sich aufnimmt. Es ist aber frappant, wenn man diese Liste be-
trachtet, dass die steuergtinstigen Gemeinden eher zu wenig Flichtlinge und vorlaufig
Aufgenommene aufnehmen und im Gegenzug im Segment IV (vgl. Beilage 7) sich diese

7 Siehe Antrag auf S. 45.
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Situation genau anders wieder darstellt. Das ist kein Vorwurf an die steuerglnstigen Ge-
meinden, sondern es der Fehleffekt aus dem Finanzausgleich. Steuergiinstige Gemein-
den haben sehr teuren Wohnraum. Wenn Sie in der Statistik schauen, wie viele freie
Wohnungen es z.B. in Rapperswil-Jona gibt, so ist es eine Meisterleistung innert nitzli-
cher Frist eine erschwingbare Wohnung zu finden. Infolgedessen findet eine ganz natrli-
che Umverteilung statt. Daraus resultiert, dass in anderen Gemeinden Ghettos entstehen.
Deshalb glaube ich, braucht es eine Reformation des Finanzausgleichssystems, damit
diese Disparitaten kleiner werden. Ich bitte das Departement, ob sie zuhanden der vorbe-
ratenden Kommission diese Listen kopieren und in Umlauf bringen kénnen. Dort sehen
Sie genau das Ergebnis, wie ich es geschildert habe.

Davide Scruzzi: Das Sicherheits- und Justizdepartement verfiigt Gber eine entsprechende
Liste. Wir legen diese dem Protokoll bei (vgl. Beilage 10).

Regierungsrétin Bucher: Ich danke fir die mehrheitlich gute Aufnahme der Vorlage. Ich
freue mich, dass sich alle sehr intensiv und detailliert mit diesen Zahlen auseinanderge-
setzt haben. Ich gebe den Dank an die zustandigen Mitarbeitenden im Amt und in den
Dienststellen sehr gerne weiter. Mit dem Anliegen der Gemeinde Kirchberg haben sich
Kantonsrat und Regierung im Rahmen einer Standesinitiative schon einmal beschéftigt
und ich kann hier nochmals beipflichten, dass auch die Regierung der Meinung ist, dass
es nicht angebracht ist, Uber die Frage der Einschrankung der Niederlassungsfreiheit der
Flachtlinge und vorlaufig Aufgenommenen zu diskutieren. In dem Sinn war die Regierung
auch froh, dass das Standesbegehren so nicht Giberwiesen wurde. Ich pflichte Thalmann-
Kirchberg bei, es ist sehr wahrscheinlich der richtige Ort, jetzt beim Finanzausgleich, dar-
Uber zu diskutieren. Gleichzeitig muss man aber auch sagen, dass unser bestehendes Fi-
nanzausgleichssystem, mit dem soziodemographischen Lastenausgleich genau die hier
interessierenden Lasten bereits im Blick hat und Uber den Teil der wirtschaftlichen Sozial-
hilfe sind die Uberdurchschnittlichen Belastungen auch zu 60 Prozent ausgeglichen. Es ist
heute bereits der Fall, dass, wenn in diesem Bereich Gberdurchschnittliche Belastungen
bestehen, diese ausgeglichen werden. Das ist auch in der Gemeinde Kirchberg der Fall.

Wenn wir jetzt am Faktor dieses Ausgleichs etwas vornehmen wollen, hat das finanzielle
Auswirkungen. Diese sehen Sie auch auf den nachgereichten Tabellen. Dessen muss
man sich in der Diskussion bewusst sein und das ist sicher auch etwas, das wir am Nach-
mittag mit dem Vorsteher des Finanzdepartementes diskutieren werden. Insgesamt sehe
ich, dass die Verlangerung des Anpassungsrhythmus umstritten ist, welche uns sehr
wichtig ist. Denn die Regierung ist der Meinung, es macht nur Sinn ein System zu evaluie-
ren, wenn man dies auf einer soliden Datenbasis machen kann. Wir werden hierzu sicher
auch in der Spezialdiskussion unsere Argumente im Detail ausfihren und aus der Praxis
genau erlautern, was das fur das Amt bedeutet und dass dies ein komplexer Vorgang ist.
Wir haben jetzt auch die Folie 4 aus dem Eingangsreferat, auf welcher der ganze Zyklus
mit dem Vorjahr, dem Ausgleichsjahr und den nachgelagerten Jahren ersichtlich ist, noch
etwas grosser ausgedruckt, damit Sie das detaillierter sehen. Insgesamt sind wir froh,
dass Sie grundsatzlich in der Mehrheit diese Vereinfachungen unterstiitzen. Diese sind fir
uns auch sehr wichtig. Die Verstetigung und die Vereinfachung sind ein erklartes Ziel, das
wir mit dieser Vorlage gerne erreichen mdchten. Ich freue mich auf die Spezialdiskussion
und bin gespannt, wo wir uns finden werden.
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Kommissionsprasident: Es wurde eine Feststellung durch Etterlin-Rorschach gemacht zur
Thematik der Ausgleichsdichte. All diejenigen Kommissionsmitglieder, die bereits im Jahr
2016 in dieser Kommission Einsitz hatten, erinnern sich vielleicht noch, dass diese The-
matik bereits diskutiert wurde und die Kommission damals die Priifung des angepassten
Ausgleichs in einer Mehrheit verlangte. Ich gehe davon aus, dass wir dieses Thema eines
maoglichen neuen Gefasses nochmals aufnehmen werden. Das entsprechende Sitzungs-
protokoll steht lhnen im Ratsinformationssystem zur Verfligung.®

4 Spezialdiskussion 40.20.01

4.1 Beratung Bericht

Abschnitt 1.3 (Auftrag)

Simmler-St.Gallen: Simmler-St.Gallen: Aus unserer ersten Frage, die wir eingereicht ha-
ben, ging ein gewisser Arger Uiber den aus unserer Sicht nicht erfullten, zweiten Auftrag,
der gesetzlich eigentlich vorgegeben ist, hervor. Art. 45 FAG sieht vor, dass zu Uberdurch-
schnittlich hoch belasteten Gemeinden genauere Ausfiihrungen gemacht werden. Die Re-
gierung hat offenbar eigenméchtig entschieden, dass sie diesen gesetzlichen Auftrag
nicht umzusetzen mochte und schlagt jetzt eine Anderung vor. Ich mochte einerseits zum
Ausdruck bringen, dass ich Mihe damit habe, wenn die Regierung einfach findet, dass sie
den gesetzlichen Auftrag nicht so gut findet und ihn deshalb nicht ausfihrt. Es geht in die-
sem Auftrag nicht nur darum, dass man insgesamt das Steuerniveau senkt. Wenn es im
Finanzausgleich nur darum gehen wirde, kdnnten wir auch die kantonalen Steuern sen-
ken und wiirden das gleiche erzielen. Es geht darum, Disparitaten zwischen den Gemein-
den zu reduzieren und deshalb ist nach Art. 45 FAG ist aufzuzeigen, weshalb diese Unter-
schiede noch grosser werden, wie z.B. durch die Fragen von Thalmann-Kirchberg oder
die Ausfiihrungen von Etterlin-Rorschach. Wir werden den Antrag stellen, dass man die
geltende Regelung so belasst. Falls der Auftrag so bleiben sollte, dann sollte man ihn in
vier Jahren wirklich ernst nehmen und uns nicht einfach aufzeigen, warum diese Ge-
meinde vielleicht allgemein hohe Steuern hat, sondern, warum sie im Vergleich zu den
anderen Gemeinden eine tUberdurchschnittlich hohe Belastung ausweist.

Abschnitt 2.4 (Steuerliche Wettbewerbsfahigkeit)

Simmler-St.Gallen: Hier spricht die Regierung zum ersten Mal vom horizontalen Steuer-
ausgleich und halt zum ersten Mal explizit fest, dass sich die Heterogenitét der Steuers-
atze in den letzten vier Jahren eher erhoht als gesenkt hat. Fir mich ist das unverstand-
lich. Wir haben einen klaren Verfassungsauftrag, der besagt, das Ziel des Finanzaus-
gleichs ist es, die Disparitaten zwischen den steuerlichen Belastungen und Steuersenkun-
gen zu reduzieren. Wir haben jetzt einen Wirksamkeitsbericht, der aufzeigen soll, ob das
umgesetzt wurde. Eigentlich lese ich immer zwischen den Zeilen, dass diese Wirkung
nicht so vorhanden ist, wie sie eigentlich verfassungsmassig vorliegen sein sollte. Wir se-
hen zwar insgesamt eine positive Entwicklung der einzelnen Gemeinden, aber die Dispa-
ritat ist angestiegen und nicht gesunken. Trotzdem kommt hier die Regierung zum
Schluss, dass ein horizontaler Steuerausgleich, der die Reduzierung dieser Differenzen
gezielt angehen wirde, aufgrund der Daten nicht notwendig sei. Warum hat man das Ge-
fuhl, obwohl diese Wirksamkeit so nicht gegeben ist, wie sie verfassungsmassig vorgese-
hen ist, dass man trotzdem nicht fundamental etwas am System andern musste?

8 Vorberatende Kommission 40.16.05 / 22.16.01 / 33.16.06 «Wirksamkeitsbericht 2016 zum Finanzaus-
gleich». Abrufbar unter https://www.ratsinfo.sg.ch/geschaefte/3258#documents.
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Alexander Gulde: Der Verfassungsauftrag lautet, dass der Finanzausgleich dafiir sorgen
soll, dass diese Disparitaten vermindert werden. Es wird dann ausgefihrt, was man ge-
nau darunter versteht und in welchen Griossen. Man muss natirlich vergleichen, wie die
Situation ohne Finanzausgleich ware und wie sie mit Finanzausgleich ist. Es ist unbestrit-
ten, dass der Finanzausgleich zur Verminderung der Disparitaten, auch bei den Steuer-
fussen, beitragt. Die andere Frage ist die zeitliche Entwicklung. Wenn man sagt, im Zeit-
ablauf ist die Steuerfussdisparitat, was eine Grosse von finanziellen Disparitaten ist, aus-
einander- oder zusammengefallen, muss das auch vor dem Hintergrund der wirtschaftli-
chen Entwicklung betrachtet werden. Das ist eine genuin-politische Frage, wie man beur-
teilt, wie viel ist zu viel und wie viel ist gut genug. Die Regierung hat das in dem Sinn fest-
gehalten, dass diese Steuerfussdisparitat im Vergleich zum letzten Bericht angestiegen
ist, sie sieht aber keinen Handlungsbedarf einen horizontalen Ausgleich zu schaffen.

Durr-Widnau: Ich mache beliebt, den Antrag der SP-Delegation bei der Beratung vorzu-
ziehen.

Diese Frage des horizontalen Ausgleichs ist ein entscheidender Faktor, ob man den Wirk-
samkeitsbericht so durchberaten kann oder nicht. Wenn der horizontale Ausgleich einge-
fuhrt wird, kann man diese Vorlage wahrscheinlich zuriickweisen und wir missen noch-
mals Uber die Bucher, denn das hat Einfluss auf andere Budgetposten. Wie ich von der
SP-Delegation gehdrt habe, kommt dazu ein Antrag. Dieser misste ziemlich am Anfang
behandelt werden, denn wenn dieser angenommen wird, muss die Verwaltung nochmals
Uber die Biicher und wenn er abgelehnt wird, kbnnen wir weiter beraten. Aber nicht, dass
diese Abstimmung am Schluss kommt und die vorberatende Kommission entscheidet,
dass sie einen horizontalen Finanzausgleich einfiihren will. Dann hatten wir die Arbeit um-
sonst gemacht. Es géabe eine Rickweisung und einen zweiten Sitzungstag.

Simmler-St.Gallen: Den Antrag den wir bereits bei den Parlamentsdiensten eingereicht
haben, ist auch ein Auftrag zur Ausarbeitung einer Vorlage bis zur nachsten Falligkeit des
Wirksamkeitsberichts, entweder in vier oder sechs Jahren. Wir kdnnen Uber die Tagesord-
nung diskutieren. Wenn wir heute zum Schluss kommen, dass wir grundséatzlich in Rich-
tung horizontalen Finanzausgleich gehen wollen, dann verandern sich gewisse Bediirf-
nisse, um jetzt noch in den vier Jahren aktiv zu werden. Die Auftrage werden in der Regel
am Schluss der Beratung abgehandelt. Ich hétte nichts dagegen, wenn wir diese Grund-
satzdiskussion vorziehen wirden.

Kommissionsprasident: Ich glaube nicht, dass es Sinn macht, diese Diskussion jetzt fort-
zufuihren. Dass sie stattfinden wird, ist mir bewusst. Ich glaube, wenn man jetzt kurzfristig
Korrekturen vornehmen mochte, dann ist das heute nicht abschliessend mdglich, aber es
gibt vermutlich Kleinkorrekturen, die wir heute beschliessen und die mit einem zweiten Sit-
zungstag zeitnah erledigt werden kénnten. Solche Félle hatten wir auch schon vor acht
Jahren, aber ein komplettes Umstellen des Systems ist schlichtweg nicht méglich. Ich
glaube aber auch nicht, dass die heutige Diskussion vollig anders ablaufen wirde, wenn
eine Mehrheit sich langfristig flr einen horizontalen Finanzausgleich entscheiden wirde.
Dies aus dem einfachen Grund, dass diejenigen, welche in vier Jahren wieder entschei-
den, maglicherweise nicht mehr die gleichen Personen wie heute sein werden — auch vom
politischen Krafteverhaltnis her. Ich glaube, man kann diesen Auftrag zur Ausarbeitung er-
teilen. Diesen Auftrag hat man bereits vor vier Jahren erteilt, die einen erinnern sich ver-
mutlich. Wir haben bereits damals sehr intensiv mit Christoph Schaltegger gearbeitet. Die-
ses Thema stand immer wieder zur Debatte. Ich habe die Auffassung, es hat nichts mit
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der Beratung des heutigen Berichts zu tun, den kénnen wir abschliessen und dann ist am
Schluss entscheiden, welche Auftrage erteilt werden.

Scheitlin-St.Gallen: Ich sehe es gleich. Es kann nicht sein, dass wir heute entscheiden,
dass wir einen horizontalen Finanzausgleich einfiihren wollen. Irgendwo muss man abwa-
gen kdnnen. Dieser Bericht lag vor und ich glaube jetzt geht es darum ein Ergebnis zu er-
zielen. Ich wiirde diesen Bericht ordentlich beraten.

Thalmann-Kirchberg (im Namen der SVP-Delegation): Fur eine Anderung auf den jetzigen
Zeitpunkt sind wir nicht bereit, sondern es misste ein Auftrag auf den nachsten Wirksam-
keitsbericht sein. Diesen Bericht beraten wir heute durch. Falls dieser Antrag kommen
wirde, wilrden wir diesen nicht unterstiitzen.

Durr-Widnau: Vielen Dank fir diese Prazisierung, beim Eintreten habe ich es anders ver-
standen. Den Auftrag der SP-Delegation haben wir erhalten. Bei diesem geht es um eine
Einfuhrung des horizontalen Finanzausgleichs in vier oder sechs Jahren. Es ist kein Pruf-
auftrag, sondern ein Auftrag, eine Vorlage zu unterbreiten. Ich wére froh um den Wortlaut
der SVP-Delegation. Denn ich glaube, es ist nicht das Gleiche, was SP-Delegation und
SVP-Delegation méchten.

Gull-Flums: Der Auftrag der SVP-Delegation an die Regierung lautet:

«Die Regierung wird beauftragt, bis zum ndchsten Wirksamkeitsbericht, langstens
jedoch innert vier Jahren, eine Entscheidungsgrundlage zu erarbeiten und dem Rat
ZU unterbreiten beziglich der verschiedenen Finanzausgleichsmodelle im interkanto-
nalen Vergleich. Insbesondere sind die Auswirkungen einer Umstellung im Kanton
St.Gallen vom heutigen vertikalen auf ein horizontales Finanzausgleichssystem auf-

zuzeigen.»

Abschnitt 3.2 (Gesamtvolumen des Finanzausgleichs)

Durr-Widnau: Auf der S. 12 des Berichts steht im letzten Abschnitt die Bemerkung, dass
der Inhalt mit einer Arbeitsgruppe erarbeitet wurde, welche den Bericht grossmehrheitlich
unterstiitzt. Kann man mitteilen, wer in dieser Arbeitsgruppe war?

Kommissionsprasident: Ich gehe davon aus, dass dies am besten Bruno Schaible mittei-
len kann. Darunter waren auch Vertreter der Vereinigung St.Galler Gemeindeprasidentin-
nen und Gemeindeprasidenten (abgekiirzt VSGP).

Bruno Schaible: Vielleicht bringe ich es nicht ganz vollstandig zusammen, aber es waren
Susanne Hartmann, Roger Hochreutener, Bruno Seelos, Elmar Metzger, Bernhard Keller,
Monika Scherrer seitens der Gemeinden und vom Kanton Niklaus Fuchs, Bernhard Thény
sowie Alexander Gulde und ich dabei. Christa Képpel war auch noch dabei.

Abschnitt 3.3 (Entwicklung der Steuerflisse der Gemeinden)

Etterlin-Rorschach: Ich bitte die Mitglieder der vorberatenden Kommission die Zahlen in
der Zusammenstellung, bei der wir uns Miihe gegeben haben, genauer anzuschauen (vgl.
Beilage 7). Diese sind fir uns zentral fir den Wirkungsbericht. Man hat nirgends eine Ge-
samtdarstellung, was der Finanzausgleich in dieser gesamten Gemeindelandschaft auf-
I6st. Insbesondere heikel ist, dass im Finanzausgleich Millionen je Bereich ausgewiesen
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werden, relevant ist aber, was gesamthaft Uiber die verschiedenen Parameter der einzel-
nen Gemeinden fliesst. Innerhalb der Gemeinden — damit das vergleichbar wird — ist rele-
vant, dass ausgewiesen wird, was die grossen Betrage pro Kopf ausmachen. Dann wird
es moglich, eine tatsachliche Wirkung des Finanzausgleichs beurteilen zu kénnen.

Zu Beginn, in den gelben Spalten, haben wir vier Segmente erstellt: Alle Gemeinden unter
100 Steuerprozent, 13 an der Zahl oder insgesamt 95'000 Einwohnerinnen und Einwoh-
ner, die von sehr tiefen Steuern in den Gemeinden profitieren kdnnen; notabene fur das
gleiche Dienstleistungsangebot oder allenfalls sogar fiir ein besseres als in jenen Gemein-
den mit héheren Steuern. Im zweiten Segment bis 120 Steuerprozent sind es 20 Gemein-
den mit 117'000 Einwohnerinnen und Einwohnern, rund ein Viertel der Kantonsbevoélke-
rung. Im dritten Segment sind es 38 Gemeinden — das ist das grosste Segment mit
154'000 Einwohnerinnen und Einwohnern. Im hinteren Drittel sind es die 16 Gemeinden
mit 142'000 Einwohnerinnen und Einwohnern, die sehr hohe Steuern leisten miissen fir
ihr 6ffentliches Angebot. Wenn man diese Segmente anschaut, ist auffallig, dass es
durchschnittlich 5'000 bis 6'000 Einwohnerinnen und Einwohner in den Segmenten 1, 2
und 3 sind. Und im Segment 4 haben wir einen Durchschnittswert von fast 9'000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern. Ich weise darauf hin, dass es sich wirklich um die soziodemo-
graphischen Sonderlasten handelt. Vor allem im blauen Raster sieht man dies eindriick-
lich: Es gibt einige Ausnahmen im Segment 1 und 2 aber das Gros der Mittel wandert in
das Segment 4, in die Zentren mit den sehr grossen Lasten.

Zu Thalmann-Kirchberg: Hier sind prominent die Gemeinde Kirchberg, die Stadt St.Gallen
sowie Flawil und Rorschach — als gréssere Orte — vertreten. Beim Sonderlastenausgleich
Weite werden 40 Mio. Franken aufgewendet. Hier fliesst die Steuerung tiberproportional
in die Segmente 2 und 3 und nicht in das Segment 4. Dies ist ein klares Indiz, dass wir mit
unserem Finanzausgleich Strukturpolitik betreiben und die Landgemeinden, die ausgewie-
sen hohe Kosten haben, stiitzen. Das mag korrekt sein, aber es darf nicht zu einem zu-
nehmenden Gefélle werden zwischen Stadt und Land. Das ist unser abschliessendes Pla-
doyer: Wir missen einen Weg finden, wie wir die Disparitaten zwischen Land und Stadt
verkleinern konnen.

Britschgi-Diepoldsau: Der Parameter Steuerfuss ist eine Grosse. Aber wenn Sie weiter in
die Tiefe gehen, stellen Sie fest, dass andere Punkte wie Wohnungserhaltungskosten,
Quadratmeter, Wohnungsbau, Grundsteuer usw. hineinspielen. Wenn man dies genauer
betrachtet, kommt man zum Schluss, dass alle Parameter zusammengenommen nicht
mehr eine so grosse Differenz ergeben, wie wenn man den reinen Steuerfuss betrachtet.
Die meisten Leute missen ihre Steuerrechnung in Franken und nicht in Prozenten bezah-
len.

Durr-Widnau: Das Votum von Etterlin-Rorschach hat mich herausgefordert und ich habe
beim Eintretensvotum aufmerksam zugehort als er sagte, dass das Segment 4 in seiner
Beilage vor allem durch hohe Sozialkosten belastet sei. Wenn ich die Liste betrachte, sind
von 16 Gemeinden nur sechs mit tberdurchschnittlichen Sozialkosten belastet. Somit
stimmt diese Aussage nicht, dass das Segment 4 Uberdurchschnittliche Sozialkostenleis-
tungen hat. Wenn man es noch genauer betrachtet, gehen 80 Prozent an die Stadt
St.Gallen und dies ist nachvollziehbar. Auch an Rorschach — Sie haben lhre Interessen
offengelegt. Es ist nicht so, dass alle Gemeinden im Segment 4 mit einem hohen Steuer-
fuss alle per se hohe Sozialkosten haben; es sind nur sechs von 16. Ich bitte dies beim
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Betrachten der Liste zu Kenntnis zu nehmen. Es gehen 80 Prozent an die Stadt St.Gallen
und diese hat daneben noch andere Leistungen mit dem Sonderlastenausgleich Stadt.
Wenn man den Sonderlastenausgleich Weite gegen den soziodemographischen Sonder-
lastenausgleich ausspielen mdchte, wird es eine gefahrliche Angelegenheit. Dies wiirde
ich sein lassen.

Gull-Flums: Ich verstehe das Anliegen der SP-Delegation basierend auf der Liste, die uns
verteilt wurde. Wir missen im Grundsatz aufpassen, dass wir nicht wieder in die Richtung
des alten Finanzausgleichssystems mit den enthaltenen Fehlanreizen gehen. Ich bin sel-
ber Gemeindeprasident und meine Gemeinde ist nicht im Segment 1. Ein gewisser Wett-
bewerb unter den Gemeinden muss sein, das spornt an. Dies wiirde alles verloren gehen,
wenn man versucht, alles auszugleichen. Hier sehe ich eine grosse Gefahr, in die alten
Fehlanreize zuriickzufallen.

Dudli-Oberburen: Ich habe noch eine Detailfrage zur Liste: Der Ressourcenausgleich bei
den Gemeinden des Segments 2 macht 11,6 Prozent des gesamten Ressourcenaus-
gleichs aus. Wie lasst sich dies erklaren, dass Gemeinden mit giinstigem Steuerfuss —
wie z.B. St. Margrethen mit 117 Steuerprozent — doch noch 3,7 Mio. Franken Ressour-
cenausgleich erhalten?

Kommissionsprasident: Kann das Departement des Innern noch etwas zur Liste sagen,
insbesondere zum von Dudli-Oberburen erwdhnten Punkt?

Regierungsratin Bucher: Ich kann nur grundsatzlich etwas zur Liste sagen, bevor ich
gerne an Alexander Gulde weitergebe: Wir haben diese nicht erstellt und darum kann ich
meine Hand nicht daflr ins Feuer legen.

Alexander Gulde: Die Erklarung, weshalb eine Gemeinde Ressourcenausgleich erhalt, ist
einfach: Ihre eigene technische Steuerkraft liegt unter der Ausgleichsschwelle, welche
durch den Ausgleichsfaktor bestimmt wird. Deshalb bekommt eine Gemeinde Geld und
die Hohe des Betrages bemisst sich nach der Uberlegung: Die Liicke je Einwohner, die es
auszugleichen gilt, multipliziert mit der Einwohnerzahl. Wenn eine hohe Zahl resultiert, ist
dies Folge einer grossen Liicke oder einer hohen Einwohnerzahl. Ich rechne in St. Mar-
grethen damit, dass beides mitspielt, wenn daraus ein Millionenbetrag resultiert.

Dirr-Widnau zu Dudli-Oberbtiren: Der Ressourcenausgleich wird in allen Gemeinden
gleich gehandhabt. Man kann positiv erwéahnen, dass St. Margrethen eine tiefe Steuer-
kraft hat, aber sehr effizient mit den Ausgaben umgeht und deshalb die Steuern senken
konnte. Der Ressourcenausgleich ist fair. Es wird die technische Steuerkraft begutachtet
und es stellt sich die Frage, wie die Gemeinden mit dem Geld umgehen. Die einen geben
mehr aus, andere weniger und einige haben etwas mehr Einfluss auf eine Steuersenkung.
Das Departement des Innern musste mich korrigieren, denn rein mathematisch musste es
Sso sein.

Etterlin-Rorschach: Wir bestreiten nicht per se die technische Ausgestaltung des Finanz-
ausgleichs. Friher gab es das Spiel, dass die Gemeinden den Steuerfuss noch um 2 bis
3 Prozentpunkte kinstlich hochhalten konnten, damit sie mehr Finanzausgleichmittel er-
halten haben. Dies wurde im System korrigiert und ist so richtig. Fur mich ist frappant,
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wenn man die Verwerfungen begutachtet, die das objektiv technische System in der Ge-
meindelandschaft zur Verfligung stellt. Hinten herum bleibt es bei der Feststellung, dass
ein Einwohner in der Gemeinde Md&rschwil bei 100'000 Franken Einkommen, 3'600 Fran-
ken Steuern bezahlt und 7'000 Franken mehr bezahlen wirde, wenn er in Wartau wohnen
wirde. Steuerwettbewerb in Ehren: Diese Unterschiede sind politisch nicht mehr verant-
wortbar. Ich bitte um die Unterstiitzung einer Eingrenzung im System, welches einen na-
hezu ruindsen Steuerwettbewerb zwischen den Gemeinden zur Folge hat.

Abschnitt 3.6.1.g (Datenbasis fur den Sonderlastenausgleich Stadt St.Gallen)
Hartmann-Walenstadt: Es geht hier nicht um die Datenbasis. Es gibt zwei Beitrdge nach
Art. 25 FAG. Gemass Abs. 1 die 10 Mio. Franken, die vor acht Jahren festgelegt wurden
und nach Abs. 2 die 6 Mio. Franken fir fehlende Abgeltungen ausserkantonaler Gemein-
wesen. In der Zwischenzeit haben einzelne Kantone dazu Stellung genommen und Ab-
stimmungen durchgefuhrt. Punkt 1: Wieviel vom ausserkantonalen Gemeinwesen gelangt
an den Kanton und wird der Stadt St.Gallen weitergeleitet? Punkt 2: Bei den 10 Mio. Fran-
ken wurde ein abgestuftes Konzept diskutiert: Je néher die Gemeinden am Zentrum sind,
desto mehr Beitrdge sind von ihnen zu bezahlen. Wenn ich mich korrekt erinnere, sah ein
Modell vor, von Altstatten bis Wil sollen die Gemeinden Ausgleichsbeitrdge bezahlen und
an die restlichen Gemeinden nicht. Hat man dies nochmals geprift oder ist man bereit,
dies nochmals zu priifen? Dieses sdhe vor: Je ndher man an einer Stadt wohnt, desto
mehr Beitrage misste man an die zentralortlichen Leistungen zahlen.

Alexander Gulde: Soweit es mir bekannt ist, wurde dies bereits schon mehrfach diskutiert.
Ich erinnere mich an eine Kommissionssitzung im Jahr 2012. Dort stellte Stadtpréasident
Scheitlin eine Ecoplan-Studie vor, in der es um die Abgeltung der Leistungen der Stadt
ging. Zu Wort kam auch der Stadtprasident von Gossau, der sich pointiert gegen eine sol-
che Finanzierung dusserte. Das Thema wurde bereits mehrfach diskutiert, aber im Wirk-
samkeitsbericht wurde es nicht intensiv verfolgt.

Scheitlin-St.Gallen: Das ist wirklich eine lange Geschichte. Es wurde auch ein Modell vom
ehemaligen Leiter des Amtes fir Gemeinden erstellt. Man legte Uber alle Gemeinden ein
Raster und hat einen Schliissel erstellt. Aber dieses Modell ist nicht auf viel Gegenliebe
gestossen. Es gab einen Aufruhr und deshalb ist man wieder davon abgerickt. Das ist
das Erste: Man hat verschiedene Anlaufe genommen und diese sind aber nie zustande
gekommen. Das Zweite ist: Von den Geldern, die ausserkantonal ausgeglichen werden,
wird nichts an die Stadt St.Gallen weitergeleitet. Diese dienen der Refinanzierung des
Kantons fir die Gelder, die unter diesem 16 Mio. Franken-Betrag an die Stadt fallen. Der
Kanton refinanziert sich und an uns fliessen keine Gelder aus diesem horizontalen Aus-
gleich.

Hartmann-Walenstadt: Kommen in der Zwischenzeit ungefahr 6 Mio. Franken vom aus-
serkantonalen Gemeindewesen zusammen?

Regierungsratin Bucher: Wir kdnnen diese Informationen aus dem Stand heraus nicht im
Detail wiedergeben und wirden diese noch nachliefern.®

9 Nachtrag Departement des Innern:

Aus dem interkantonalen Kulturlastenausgleich fliessen jahrlich tiber 3 Mio. Franken an den Kanton. Dies
koénnte man im weitesten Sinne als eine solche teilweise Refinanzierung interpretieren.
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Durr-Widnau zum Konsumentenpreis: Gemass Ausfihrungen im Bericht sind die Sonder-
leistungen in der Stadt St.Gallen vom Konsumentenpreis abhéngig. Wenn ich die Zahlen
durchsehe, sind diese immer gleich oder leicht héher als im Jahr 2016. Meines Wissens
hatten wir eine Minusteuerung. Wird diese Bestimmung nicht umgesetzt? Wenn ich die
Zahlen betrachte, blieben diese in den Jahren 2017, 2018 und 2019 gleich und sind sogar
leicht angestiegen. Wird die Teuerung nun berticksichtigt oder nicht?

Bruno Schaible: Die Teuerung wird jedes Jahr neu bertcksichtigt aufgrund des Standes
der Teuerung jeweils im Monat Juni. Er wird zurlickgerechnet auf die Basis des Standes
im Jahr 2005, mit dem Teuerungsstand 100 Prozent. Offenbar gab es zu diesem Zeit-
punkt, als die Teuerungszahlen bekannt wurden, keine grossen Abweichungen.

Dirr-Widnau: Wenn die Teuerung von einem Jahr auf das andere um ein Prozent gesun-
ken ist, bekommt die Stadt St.Gallen ein Prozent weniger vom Betrag der 16 Mio. Fran-
ken. Habe ich das System korrekt verstanden?

Bruno Schaible: Nein, es ist nicht von Jahr zu Jahr, sondern es berechnet sich zuriick auf
den Juni 2007. Im Juni 2007 liegt der Startpunkt. Damals lag die Teuerung bei 102,1 Pro-
zent und in diesem Jahr liegt sie bei 103,7 Prozent. Aber es wird nicht gegeniiber dem
Vorjahr abgerechnet, sondern immer auf der Basis des Jahres 2007 gerechnet.

Thalmann-Kirchberg: Die Stadt erhalt nun mehr als 10 Mio. ausbezahlt, wenn die Teue-
rung um ein Prozent hoher ausfallt? Dies ist kein Fixbetrag und wurde in der Botschaft
auch nicht angepasst?

Alexander Gulde: Zu dieser Frage wiirde ich gerne auf S. 6 des Wirksamkeitsberichts ver-
weisen. Dort sieht man die Entwicklung der Zahlen. Der Sonderlastenstand ist separat
ausgewiesen. Man sieht die Entwicklung, dass nach dem Startpunkt der Betrag von 16,8
auf 16,1 Mio. Franken zuriickgegangen und danach im Jahr 2009 wieder auf 16,3 Mio.
Franken gestiegen ist. Dies folgt der Entwicklung des Landesindex der Konsumenten-
preise.

Mittagspause von 12.10 bis 13.30 Uhr.
Kommissionsprasident: Ich begrisse Regierungsrat Machler in der Sitzung.

Abschnitt 4.1 (Sonderlastenausgleich Weite)

Dudli-Oberbtiren: Im Bericht wird festgehalten, dass der Sonderlastenausgleich Weite
2017 ergéanzt wurde. Die Basisdaten des Sonderlastenausgleichs Weite andern sich von
Jahr zu Jahr kaum. Insofern erstaunt es, dass man hier wieder eine Anderung vornehmen
will. Wie soll diese aussehen?

Alexander Gulde: Auf den ersten Blick sieht die Formel nicht so kompliziert aus, anders
gestaltet es sich aber, wenn man ins Detail geht. Die Formel ist relativ einfach, beinhaltet
aber Werte, beispielsweise «lnshe, Standardisierter Indikator des Anteils der Einwohnerin-
nen und Einwohner mit Wohnsitz Uber 800 Meter Uber Meer». Allein schon diese Variable
beinhaltet zwei Rechnungsschritte. Die Idee war, die standardisierten Indikatoren der
Weite zu gewichten und diese dann mit dem Beitragssatz, dem Koeffizienten und der Be-
volkerungszahl zu multiplizieren. Eigentlich eine lineare Formel, mit der man errechnet,
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wie viel es auf den Beitrag je Einwohnerin und Einwohner ausmacht, wenn sich der Indi-
katorwert um 1 Prozent verandert. Es wirden also viele schwer nachvollziehbare Berech-
nungsschritte wegfallen. Im Endeffekt entsteht bis auf Rundungsdifferenzen das gleiche
Ergebnis.

Abschnitt 4.2 (Soziodemographischer Sonderlastenausgleich)

Thalmann-Kirchberg: Wir missen eine Losung finden. Beim Eintreten habe ich eine L6-
sung vorgeschlagen, muss mich aber korrigieren. Zu Recht bin ich von weiteren Kommis-
sionsmitgliedern darauf hingewiesen worden, dass die von mir genannten Zahlen, in den
60 Prozent, die heute gelten, bereits ausgeglichen werden. Der Rest bleibt aber an der
Gemeinde Kirchberg héangen. Ich habe mit einem Steuerprozent und 1,5 Mio. Franken ar-
gumentiert, das muss ich korrigieren. Trotzdem bin ich der Meinung, dass man beim sozi-
odemographischen Sonderlastenausgleich eine andere Losung suchen muss. Ich gehe
aber davon aus, dass die Diskussion bei der Behandlung des entsprechenden Artikels er-
folgt.

Zoller-Quarten zum Ausgleichsfaktor Streuung: Gemass Botschaft werden je Einwohnerin
und Einwohner einer Streusiedlung 0,008 Rappen ausbezahlt. Mir ist nicht klar, was das
in der Praxis heisst, kénnte man auf diesen Faktor verzichten oder ist er flir gewisse Ge-
meinden bedeutend?

Alexander Gulde: Anhand des Sonderlastenausgleichs Weite erkennt man das relativ
schnell. Das grosse Gewicht liegt auf der Strassenlange. Urspriinglich hat der Sonderlas-
tenausgleich Weite nur aus der Strasse bestanden, wurde aber spater breiter abgestitzt.
Strassenkilometer haben das Gewicht 10, Hohe, Dichte und Streuung das Gewicht 1. Zu-
sammengefasst hat die Strassenlange 10/13-Gewicht. Das Streuungsmass ist sehr tech-
nisch und wird vom Baudepartement berechnet. Soweit ich das verstehe, handelt es sich
dabei um den Herfindahl-Hirschmann-Index, wobei das Quadrat aufsummiert wird. Dar-
aus entstehen sehr grosse Zahlen. Es ist eigentlich ein Streuungsmass aus der Mikrodko-
nomik, eine sehr technische Sache, die in diesem Fall auf das Streumass angewandt
wurde. Durch diese Formel wird es zu einer sehr grossen Zahl. Darum sind je Einheit, bei
der sich der Index andert, die 0,008 Rappen ein relativ kleiner Betrag. Weil die Zahl gross
ist, multipliziert es sich doch zu einer grossen Zahl, aber im Ganzen gesehen, ist es die
Strassenlange, die einschenkt. Weil die Anpassung der Weite gemacht wurde und daran
festhalt, kann man auch die 0,008 Rappen sein lassen; am Ergebnis andert sich nichts
dadurch. Jetzt ist einfach offensichtlich, wie klein dieser Koeffizient ist. Die Koeffizienten
sind so bestimmt, dass sich im Endergebnis bis auf Rundungsdifferenzen nichts andert.

Scheitlin-St.Gallen: Ich méchte einen Hinweis zur Stadt St.Gallen anbringen. Bei der Kor-
rektur im Sonderlastenausgleich geht es im Wesentlichen um das Weglassen der arbeits-
marktrechtlichen Projekte. Das trifft die Stadt St.Gallen an dem Ort, wo sie am meisten
Aufwendungen hat: in der finanziellen Sozialhilfe mit rund 400'000 Franken. Fir uns ist
die Integration in den Arbeitsmarkt sehr zentral, denn es ist eine Entlastung der Sozial-
hilfe. Wir machen deswegen aber keinen Aufstand — dies an die Adresse jener, die finden,
man sollte den Sonderlastenausgleich Stadt nach unten korrigieren. Fir die Stadt ist es
wichtig, diesen Ausgleich zu erhalten. Aber in diesem Fall machen wir keine grosse Ge-
schichte daraus.
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Etterlin-Rorschach: Ich pflichte dem Votum von Scheitlin-St.Gallen bei. Ich verstehe, dass
man eine technische Vereinfachung méchte und es moglichst zu keinen Fehlern mehr
kommt. Das politische Zeichen ist meiner Meinung nach aber schwierig. Innerhalb der So-
zialhilfe sind die arbeitsmarktlichen Projekte ein wesentlicher Erfolgsfaktor. Daher wére es
schade, wenn das politische Zeichen aus dem Finanzausgleich von technokratischer Na-
tur ware. In der politischen Beurteilung handelt es sich um eine stattliche und vor allem
wichtige Position und es ware schade, wenn diese technokratischen Griinden zum Opfer
fiele. Was wiirde es bewirken, wenn man die arbeitsmarktlichen Projekte dazurechnen
wirde? Gibt es konkrete Zahlen dazu?

Alexander Gulde: Dabei hat es sich um eine Vereinfachung gehandelt und man hat sich
am Kontenrahmen orientiert. Inhaltlich gibt es keine Griinde und es soll auch nicht wer-
tend sein, dass die arbeitsmarktlichen Projekte nicht mehr berticksichtigt werden, sondern
es geht um eine rein technische Vereinfachung. Die Berucksichtigung von arbeitsmarkt-
rechtlichen Projekten wirde zu Mehrkosten fiihren, konkrete Zahlen kann lhnen Bruno
Schaible nennen.

Bruno Schaible: Wenn man die arbeitsmarktlichen Projekte weglasst, wéren es rund
63'900 Franken im Finanzausgleichsjahr 2019, die es mehr kosten wiirde. 2018 wére es
ein Minus von rund 120'000 Franken und 2017 wéren es rund 255'000 Franken. Je nach
Verteilung gibt es Schwankungen. Wenn man die arbeitsmarktrechtlichen Projekte als
Ganzes berticksichtigen wirde, wéaren es im Jahr 2019 knapp 1,5 Mio. Franken mehr ge-
wesen. Die Differenz gegeniiber unserem Vorschlag ware rund 1,4 Mio. Franken. Im Jahr
2018 waren es 1,5 Mio. Franken zusétzlich gewesen und im Jahr 2017 rund 1,6 Mio.
Franken zusétzlich.

Etterlin-Rorschach: Jetzt organisiert man das Ganze neu auf RMSG auf die Kontierung 54
und fortfolgende. Ich fiihre in der Stadt Rorschach eine Fachstelle, die Erziehungsbera-
tung, Jugendarbeit und Schulsozialarbeit integriert hat. Wir rechnen diese tber die Num-
mer 54 ab. Kann das voll abrechnet werden oder muss die Schulsozialarbeit abgezogen
werden?

Bruno Schaible: Die Meinung ist, dass es, wie hier auf S. 28 der Botschaft dargestellt, in
diesen Konten zu einer vollen Anrechnung der Kosten kommt.

Simmler-St.Gallen: Mir fehlt die politische Wertung, nicht nur die zahlenméassige. Grund-
satzlich finde ich es gut, wenn Systeme ohne grosse Konsequenzen vereinfacht werden.
Aber es hat ja schon Konsequenzen, nicht nur fur die Stadt St.Gallen, sondern auch fir
Kirchberg oder Ebnat-Kappel — Gemeinden, die durchaus hohe Steuern haben. Auch
Buchs wrde profitieren. Deshalb frage ich mich schon, wie viel wir durch diese Vereinfa-
chung gewinnen und wie viel wegfallt. Der Effizienzgewinn miisste meiner Meinung nach
relativ hoch sein, dass sich diese Anderung rechtfertigt. Ist der Effizienzgewinn tatséchlich
so hoch?

Bruno Schaible: Der Vollzug ist eine grosse Sache, wenn die einzelnen Bereiche berick-
sichtigt werden mussen. Wir schreiben im Frihling die Gemeinden an, damit sie uns ihre
Zahlen liefern. Etwa 80 Prozent der Gemeinden antworten rechtzeitig, die anderen 20

Prozent muss man teilweise mehrmals mahnen. Nur schon das ist relativ aufwendig. Die
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Zahlen enthalten relativ viele Fehler, so dass die Datenbasis nicht stimmt. Diese Korrektu-
ren ziehen einen grossen Uberpriifungsaufwand nach sich. Der Aufwand ist also relativ
gross und wirde deutlich vereinfacht, indem man die Daten der Buchhaltung entnehmen
und im gleichen Atemzug auch die Gemeindefinanzenstatistik erstellen kann. Wir haben
die Grundlage geschaffen, damit wir die Daten von den Gemeinden elektronisch beziehen
kénnen. Der Aufwand der Datenbeschaffung liesse sich also auf etwa eine Viertelstunde
reduzieren.

Alexander Gulde: Was wirklich wegféallt, sind die Korrekturarbeiten. Bei den Meldungen
und Erhebungen ist es immer wieder zu Fehlern gekommen, das ging zum Teil von Tipp-
fehlern bis hin zu komplexen Abgrenzungsfragen. Im Endeffekt hat das zu Korrekturen
gefuhrt. Es wére nicht so schlimm, wenn nur die Gemeinde, die etwas falsch gemeldet
hat, betroffen wére, sondern es betrifft alle Gemeinden, die Beitrage erhalten. Weil je-
mand etwas falsch meldet, andern sich die Beitrage aller Gemeinden, die aus dem be-
troffenen Geféass Beitrage erhalten.

Fah-Neckertal: Wieso kann man den arbeitsmarktrechtlichen Teil nicht aus der Buchhal-
tung herausziehen?

Bruno Schaible: Die arbeitsmarktrechtlichen Projekte laufen neu auch Uber RMSG und sie
werden separat ausgewiesen. Man kdnnte sie tatsachlich aus der Buchhaltung herauszie-
hen.

Fah-Neckertal: Dann wére es kein grosser Mehraufwand mehr?
Bruno Schaible: In diesem Fall jetzt nicht mehr.

Fah-Neckertal: Die Uberdurchschnittlichen Kosten werden mit 60 Prozent ausgeglichen,
die unterdurchschnittlichen jedoch nur mit 20 Prozent angerechnet. Eine Gemeinde, die
Uberall dartiber ist, fahrt schlechter, als eine, die an einem der beiden Kostenpunkte da-
runterliegt. Warum ist das so?

Alexander Gulde: Fachlich sachlich gesehen sehe ich keinen Grund wieso. Wenn jemand
eine Sonderlast im einen Bereich hat und eine Minderlast in einem anderen Bereich, ist
sie in diesem Sinn gleich. Ich gehe davon aus, dass die ungleiche Gewichtung von Son-
der- und Minderlasten aus politischen Uberlegungen entstanden ist. Wenn man den Fak-
tor der Minderlasten ebenfalls bei 60 Prozent festsetzen wirde, wére die Zahl der beglns-
tigten Gemeinden Kleiner.

Kommissionsprasident: Etterlin-Rorschach hat nach konkreten Zahlen gefragt. Reicht es,
wenn wir diese dem Protokoll beilegen?

Bruno Schaible: Wir legen die entsprechende Rechnung also dem Protokoll bei (vgl. Bei-
lage 11).

Abschnitt 6 (Vernehmlassungsverfahren)
Etterlin-Rorschach: Die Auswertungen zeigen, wie erschreckend wenig Gemeinden sich
an dieser Vernehmlassung beteiligt haben — in Anbetracht dessen, dass es immerhin um
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eine Viertel Milliarde Franken geht. Ich stelle seit Langerem fest, dass es um die Ver-
nehmlassungen schwierig bestellt ist. Einige haben sich doch die Miihe genommen, aber
das Ganze wird in zwei Satzen abgehandelt. Ich frage mich, welchen Sinn diese Ver-
nehmlassungsverfahren machen, wenn sie fast zu einer Alibilibung verkommen?

Regierungsrat Machler: Ich teile die Ansicht von Etterlin-Rorschach nicht. Die Vernehm-
lassungsverfahren sind ganz unterschiedlich, je nach Betroffenheit. Wenn in einer Sache
eine grosse Unzufriedenheit besteht, dann hagelt es entsprechende Kritik in der Ver-
nehmlassung. Dort, wo eine grosse Zufriedenheit herrscht, gibt es wenig Vernehmlas-
sungsantworten. Das zeigt sich bei verschiedenen Vorlagen. Aus diesem Vernehmlas-
sungsverfahren kann man schliessen, dass die Zufriedenheit gross ist, zumindest bei de-
nen, die es beurteilen kénnen — sonst hatten sie sich geaussert. Das Vernehmlassungs-
verfahren ist sehr wichtig, daran zu rutteln, wére sicherlich falsch. In diesem Fall kann
man davon ausgehen, dass das System grossmehrheitlich als zufriedenstellend beurteilt
wird. Oder mit anderen Worten: Ein typisch schweizerischer Kompromiss, bei welchem
die mittlere Unzufriedenheit ein ausgewogenes Resultat darstellt.

Etterlin-Rorschach: Vielleicht wéare es wertvoll, wenn die Regierung mein Votum entge-
gennehmen wirde, dass diesbeziglich an der Basis diametral andere Vorstellungen be-
stehen kdnnten.

Kommissionsprasident: Ein Punkt ist, und hier spreche ich nicht als Kommissionsprasi-
dent, sondern als aktiv politischer Mitstreiter, seit die Vernehmlassungen nicht mehr pos-
talisch in schriftlicher Form an die zustandigen Organisationen, Instanzen und Parteien
gehen, merkt man vielfach oft zu spét, dass diese auch elektronisch aufgeschaltet sind.
Je spater dies ist, umso mehr macht man sich die Uberlegung, ob man tiberhaupt noch in
die Tasten greifen soll. Es ist also eher eine generelle Frage an die Regierung, ob man
dieses Thema anders I6sen konnte.

Durr-Widnau: Wir Parteien haben das Thema der Vernehmlassung auch schon mit der
Regierung besprochen. Wir missen Priorisierungen setzen, zu gewissen Zeiten kommen
viele Vernehmlassungen auf einmal. Wir haben die Regierung gebeten, die Vernehmlas-
sungen zu staffeln. Wir missen aber zur Kenntnis nehmen, dass jedes Department seine
Vernehmlassung bringt, wenn sie bereit ist. Entsprechend missen die Parteien Prioritaten
setzen, denn wir sind ein Milizsystem.

Abschnitt 7 (Erlauterungen zu den einzelnen Gesetzesbestimmungen)
Looser-Nesslau: Eine Verstandnisfrage zu Art. 17c¢, auf S. 31 der Botschaft ist im zweit-
letzten Satz die Rede von «allgemeine Leistungen zugunsten der Familien, Kinderkrippen
und -horte.». Ist das neu oder was genau ist damit gemeint?

Bruno Schaible: Zum Teil sind es tatsachlich neue Leistungen. Durch die Vereinfachung
im System sind mehr Leistungen enthalten, die andere Leistungen zum Teil ersetzen.

Abschnitt 10.1 (Anhang 1: Anpassungen am Sonderlastenausgleich Weite)
Etterlin-Rorschach: Mein Anliegen in Anbetracht der Bedeutung der Finanzausgleichszah-
lungen ware, dass bezlglich der Zahlungen vollstandige Transparenz hergestellt wird.
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Muss ich dazu einen Antrag stellen oder nimmt die Regierung entgegen, dass man ins-
kinftig in den Wirkungsberichten die vollstandigen Zahlen nach Parameter und Gemein-
den zur Verfugung stellen wirde?

Kommissionsprasident: Welche Zahlen sind im Sinne der Transparenz gemeint?

Etterlin-Rorschach: Im Anhang 1 gibt es den Sonderlastenausgleich Weite, im Anhang 2
den soziodemographischen Sonderlastenausgleich. Der Ressourcenausgleich und Res-
sourcenausgleich Schule fehlen als Anhange.

Kommissionsprasident: Es fehlt also nicht in den Anhangen selber etwas, sondern es
fehlen generell Anhénge. Kiinftig sollten alle Ausgleichsmechanismen mit den entspre-
chenden Tabellen im Wirksamkeitsbericht abgebildet werden.

Regierungsrétin Bucher: Das machen wir gerne. Wir haben uns auf Zahlen zu denjenigen
Instrumenten beschrénkt, bei denen wir Anpassungen vorschlagen und auch die Abwei-
chungen aufgezeigt. Selbstverstandlich kdnnen wir auch die voraussichtlich unverander-
ten Zahlen anhéangen.

Abschnitt 10.3 (Anhang 3: Gutachten zur steuerlichen Standortattraktivitat)
Etterlin-Rorschach: Die Standortuntersuchung, in der gezielt Tiefsteuergemeinden in der
Konkurrenzsituation interkantonal und in den Regionen analysiert wurden, ist sehr span-
nend und aussagekraftig. Andererseits vermisse ich die gleiche Wirkungsanalyse fur Ge-
meinden mit einem hohen Steuerfuss. Ich kann mir vorstellen, dass es volkswirtschaftlich
von beachtlicher Relevanz sein kdnnte, die steuerliche Standortattraktivitét der Stadt
St.Gallen — notabene mit so vielen Einwohnerinnen und Einwohnern und dem wirtschatftli-
chen Potenzial — auch mit der gleichen Sorgfalt zu untersuchen.

Alexander Gulde: Der Auftrag lief Gber das Departement des Innern. Aufgrund der Rick-
meldungen der Regierung zur Vorstellung unseres Konzepts wurde damals vom Vorste-
her des Finanzdepartementes gewinscht, dass man die gleiche Studie wie im vorange-
henden Wirksamkeitsbericht wiederholen soll. Deshalb haben wir den entsprechenden
Auftrag erteilt. Falls man so etwas wieder machen mochte, kann man dartiber diskutieren,
den Untersuchungsfokus zu erweitern, was nattrlich einen grosseren Umfang und gros-
sere Kosten zur Folge hatte.

Regierungsrat Machler: Die Idee ware, dass man die steuerhohen Standorte untersucht
und abklart, ob das negative Effekte auf diese Gemeinden hat?

Etterlin-Rorschach: Ja, genau.

Regierungsratin Bucher: Aufgrund der Diskussion von heute Vormittag zeichnet es sich

ab, das wir gewisse Auftrage erhalten werden. Ich mache beliebt, dass wir bei der Bera-
tung dieser Antrage nochmals auf die Frage zuriickkommen, welche Berichte es in vier

Jahren bendttigt.

Etterlin-Rorschach: Bei den Eintretensvoten ist mehrfach zum Ausdruck gekommen, dass

man die Standortattraktivitéat und tiefe Steuern mehr oder weniger als Synonym behandelt.

Ich bin der Meinung, dass dem nicht so ist. Die Hochschule Luzern (abgekirzt HSLU)
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fuhrt seit mehreren Jahren spezifische Untersuchungen zur Standortattraktivitat von Ge-
meinden und Regionen durch. War es im Kanton St.Gallen je ein Thema, sich vom einsei-
tigen Fokus der Steuern zu trennen und umfassendere Untersuchungen zu machen?

Kommissionsprasident: Die Regierung nimmt das Anliegen entgegen. Die eigentliche Auf-
tragserteilung erfolgt bei der Beratung der Auftrage.

4.2 Auftrage

Kommissionsprasident: Es werden Auftrage nach Art. 95 GeschKR gestellt.

Simmler-St.Gallen: Ich beantrage, im Namen der SP-Delegation, der Regierung folgenden
Auftrag zu unterbreiten:

«Die Regierung wird beauftragt, dem Kantonsrat spatestens bis zur Falligkeit des
nachsten Wirksamkeitsberichts zum Finanzausgleich gemass Art. 44 des Finanzaus-
gleichsgesetzes eine Vorlage zur Einfiihrung eines innerkantonalen horizontalen Fi-
nanzausgleichs zu unterbreiten. Der horizontale Finanzausgleich bezweckt die Ver-
ringerung der Disparitdten in der Steuerbelastung der Steuerzahlerinnen und Steuer-
zahler des Kantons St. Gallen sowie die Verringerung der finanziellen Unterschiede
zwischen den Gemeinden. In diesem Sinne ergdnzt das Instrument den vertikalen
Finanzausgleich.»

Wir sind der Uberzeugung, dass aufgrund der eher bescheidenen Wirksamkeit im jetzigen
Finanzausgleich eigentlich eine fundamentalere Systemanpassung — die den Rahmen der
heutigen Sitzung sprengen wirde — angezeigt ware. Gleichzeitig — und ich fiihle mich
noch bestarkt durch die finanzpolitischen Argumente, die uns die aktuelle Situation be-
schert — kann es auch nicht sein, dass der Kanton auf Dauer allein dafir zustandig ist, die
Unterschiede zwischen den Gemeinden auszugleichen. Eigentlich wéare es an der Zeit, ei-
nen horizontalen Finanzausgleich, wie ihn die meisten Kantone kennen, ernsthaft zu dis-
kutieren, nachdem wir jetzt die Erfahrungen aus den letzten Jahren gesammelt und gese-
hen haben, dass wir nicht zum Ziel gelangen, an das wir gerne gekommen wéren. Ahnlich
wie beim Auftrag der SVP-Delegation, sind wir uns einig, dass wir heute keine Entschei-
dungsgrundlage haben, mit der wir etwas definitiv beschliessen kénnen. Es gibt sehr un-
terschiedliche Ausgestaltungen eines horizontalen Finanzausgleichs. Klar ist, dass der
verfassungsmassige Auftrag umgesetzt werden muss und als Gbergeordnetes Ziel dient.

Im Unterschied zum Auftrag der SVP-Delegation wollen wir aber, dass die Regierung jetzt
beauftragt wird, in vier Jahren eine Vorlage auszuarbeiten. Sie soll sich dabei die Modelle
anschauen und einen, am meisten dem verfassungsmassigen Auftrag entsprechenden,
Vorschlag dem Parlament unterbreiten. Nattrlich wére es in solch einer Beratung jeder-
zeit moglich, auch verschiedene Modelle zu diskutieren. Aber grundséatzlich erwarten wir
einen konkreten Vorschlag. Ich warne davor, nur eine Auslegeordnung im Sinne eines Be-
richts zu verlangen. Solche Studienarbeiten und Gutachten zu verschiedenen Modellen
gibt es beim Finanzausgleich zu Hauf. Ich méchte eigentlich nicht, dass die Regierung
wieder der Universitat St.Gallen fir mehrere 10'000 Franken ein Gutachten in Auftrag gibt,
das dann X Varianten ausarbeitet und viel Papier produziert, das es eigentlich schon gibt.
Die Regierung soll direkt eine Variante ausarbeiten, die ihrer Meinung nach Uberzeugt.
Das ist meiner Meinung nach auch die Regierungsaufgabe — und nicht, dass das Parla-
ment mit einer Auslegeordnung bei Adam und Eva anfangen muss. Wir missen eigentlich
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schon relativ konkret diskutieren und dann nicht noch einmal vier Jahre fiir die Beratung
dieses Geschéftes brauchen.

Kommissionsprasident: Ich fasse zusammen, dass die Richtung in beiden Antragen die
gleiche ist. Aber beim SP-Antrag ist es mehr eine Abklarung, mit einer gewissen Verbind-
lichkeit dahinter.

Regierungsrat Machler: Meines Erachtens sind die beiden Antrége nicht identisch. Der
Antrag der SP-Delegation ist eigentlich gar kein Auftrag, sondern eine «verkappte Mo-
tion». Der Antrag der SVP-Delegation ist ein Auftrag, der im Rahmen der Berichterstat-
tung, die es sowieso alle vier Jahre gibt, bewerkstelligt werden kann. Das ist meines Er-
achtens ein erheblicher Unterschied.

Gull-Flums: Ich beantrage, im Namen der SVP-Delegation, der Regierung folgenden Auf-
trag zu unterbreiten:

«Die Regierung wird eingeladen, auf den nachsten Wirksamkeits-bericht, langstens
jedoch innert vier Jahren, eine Entscheidungs-grundlage beziiglich der verschiede-
nen Finanzausgleichsmodelle im interkantonalen Vergleich zu erarbeiten und dem
Kantonsrat zu unterbreiten. Insbesondere sind die Auswirkungen einer Umstellung
im Kanton St. Gallen vom heutigen vertikalen auf ein horizontales Finanzausgleichs-
system aufzuzeigen.»

Ich habe am Vormittag schon beim Eintretensreferat ausgefiihrt, was unsere Idee ist und
mochte das noch einmal ganz kurz betonen. Wir verfolgen eine andere Zielsetzung als die
SP-Delegation. Bei uns steht die Standortattraktivitat des Kantons St.Gallen im Vorder-
grund. Ich habe in meinen Ausfihrungen den Begriff Steuerranking einfliessen lassen.
Das ist ein Aspekt, aber wie von Etterlin-Rorschach prazisiert worden ist, bei Weitem nicht
der einzige. Uns geht es darum, mittelfristig die Standortattraktivitat des Kantons St.Gal-
len nachhaltig zu verbessern. Wir haben vorhin gehort, dass die Finanzaussichten dister
sind. Das ist nicht nur im Kanton St.Gallen so, das wird mehr oder weniger in allen Kanto-
nen vor dem Hintergrund der Auswirkungen der Corona-Pandemie so aussehen. Also an-
dert sich eigentlich durch die im Moment diisteren Aussichten nichts an den Zielsetzun-
gen, die wir erreichen wollen. Wie im Auftrag formuliert wollen wir eine Auslegeordnung
als fundierte Entscheidungsgrundlage, die man dann in vier Jahren diskutieren kann. Wir
wollen die grundsatzlichen Finanzausgleichsmodelle, die es gibt, abwagen kénnen und
schauen, welches Modell am zielfihrendsten ist, um die Standortattraktivitat des Kantons
St.Gallen nachhaltig verbessern zu kénnen.

Durr-Widnau (im Namen der CVP-Delegation): Der Antrag der SP-Delegation und der An-
trag der SVP-Delegation sind abzulehnen. Dem Entwurf der Regierung ist zuzustimmen.
Ich nehme gleich zu beiden Antréagen Stellung, obwohl sie sich unterscheiden, gehen sie
ein wenig in die gleiche Richtung. Wir haben bereits in der Vernehmlassung geschrieben,
dass die CVP weiterhin einen horizontalen Finanzausgleich ablehnt — konsequenterweise
wie es auch die Regierung vorsieht. Ich glaube, wir missen uns klar sein, wenn man
solch einen Auftrag erteilt, dann gibt man auch das Signal in die Regionen und Gemein-
den hinaus, in welche Richtung es gehen wird. Wir haben nattirlich das Ziel der Starkung
der Wettbewerbsfahigkeit — auch ausserkantonal. Da muss man jetzt einfach ehrlich sein,
denn wenn man nicht reinschreibt, dass man von einem vertikalen zu einem horizontalen
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Finanzausgleich wechseln will, muss man sonst keine Auftrdge machen. Wir wollen das
nicht, darum lehnen wir beide Auftrdge ab. Denn dann ist klar, dann will man auch eine
Erhdhung des Steuerfusses bei den steuerkréaftigen Gemeinden. Dann soll man das auch
sagen.

Das wird aber natirlich zu Diskussionen Anlass geben und ich méchte einfach daran erin-
nern, dass man die gleiche Diskussion schon einmal vor vier Jahren gefiihrt hat und der
Auftrag von den Fraktionen CVP, FDP und SVP abgelehnt worden ist, genau mit der
Uberlegung, dass man nicht alle vier Jahre diese Diskussionen fiihren will. Jetzt kommt
wieder dieser Antrag. Damals hat man ihn in der Septembersession 2016 mit 84:33 Stim-
men im Kantonsrat abgelehnt und ich bitte Sie, das jetzt noch einmal abzulehnen, um
nicht wieder Uber einen horizontalen Finanzausgleich diskutieren zu missen. Wenn man
das will, dann kann man dem zustimmen, aber dann soll man mir offen und ehrlich sagen,
dass man dann bei einigen Gemeinden den Steuerfuss erhdhen missen und andere Ge-
meinden entlastet werden.

Kommissionsprasident: Ich glaube, der Auftrag hat nicht direkt mit der Vorlage der Regie-
rung zu tun. Es ist klar, die Regierung hat nicht vorgesehen, den Wirksamkeitsbericht alle
vier Jahre vorzulegen. Der Auftrag der SVP-Delegation formuliert einen zusétzlichen
Wunsch fur den nachsten Wirksamkeitsbericht ein zusétzlicher Wunsch — so wie es schon
mehrfach auch gemacht worden ist. Ob das dann etwas Gescheites ist, das misste man
dann dort diskutieren. Man hat die gleiche Diskussion schon vor acht Jahren gefthrt.

Hartmann-Walenstadt: Dem Antrag der SVP-Delegation ist zuzustimmen.

Zu Durr-Widnau: Ich finde das Argument komisch, dass diejenigen, die den SVP-Auftrag
unterstiitzen wirden, fir den horizontalen Finanzausgleich waren und dann auch Steuer-
erhéhungen in den steuerglinstigen Gemeinden einstehen wirden. Ich méchte einmal
Zahlen sehen, wie das aussehen konnte und was das bedeutet, denn ich habe noch nie
wirkliche Zahlen gesehen. Vielleicht stand vor zwdlf Jahren einmal eine Studie von Prof.
Christoph Schaltegger im Raum, aber es sind jetzt ein paar Jahre ins Land gezogen. Ich
glaube, es wére wieder Zeit, eine Auslegeordnung zu machen. Wenn man dann zum
Schluss kommt, dass es etwas fur uns wére, kann man dann einen Wechsel entscheiden
und sonst bleibt man beim alten System.

Dirr-Widnau: Wenn ich den Auftrag der SVP-Delegation genau lese, heisst es darin, dann
man die Prifung einer Umstellung vom vertikalen auf einen horizontalen Finanzausgleich
will. Wenn man zu einem horizontalen System wechselt, dann ist es doch ganz klar, in
welche Stossrichtung man gehen will. Denn, wenn es keine Anderung geben wirde, dann
muss man keinen Wechsel machen. Ich habe keine Miihe mit dem Auftrag, aber ich
wirde Kklar sagen, dass darin gewisse Bestrebungen enthalten sind, um den horizontalen
Finanzausgleich einzufiihren. Ich habe keine Miihe damit, aber ich werde den Antrag ein-
fach ablehnen, weil ich davon liberzeugt bin, dass das jetzige System funktioniert und
stabil ist, so, dass man es weiterfiihren kann und nicht alle vier Jahre etwas daran &ndern
sollte.

Kommissionsprasident: Ich weise auf Studien hin, dass ein horizontaler Finanzausgleich
nicht unbedingt Steuererh6hungen beinhalten muss und unterschiedlich ausgestaltet wer-
den kann sowie verschiedene Modelle mdglich sind. Aber vom System her ist es klar, das
ist ein Wechsel.
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Scheitlin-St.Gallen (im Namen der FDP-Delegation): Dem Antrag der SVP-Delegation ist
zuzustimmen.

Wir unterstiitzen den Auftrag der SVP-Delegation genau aus dem Grund, weil wir Fakten
haben wollen, um zu sehen, was die finanziellen Auswirkungen wéren und welche Mo-
delle es liberhaupt gibt, die man einander gegeniiberstellen kdnnte. Ich bin auch der Mei-
nung, dass das nicht unmittelbar zu Steuererh6hungen fithren muss. Es gibt unterschiedli-
che Modelle und diese Modelle sollte man einmal klar aufzeigen, so dass man mit Fakten
und Zahlen auch einen Entscheid treffen kann.

Etterlin-Rorschach: Ware fiir die Antragssteller der SVP-Delegation auch denkbar, dass
man die Frist verkirzen wirde? Mir graut es vor der Tatsache, wenn wir jetzt wieder in
vier Jahren einen Bericht bekommen, der abhandelt, welche Modelle es gibt und dann in
weiteren vier bis sechs Jahren allenfalls eine Gesetzesvorlage ausgearbeitet wird, zieht
unendlich viel Zeit ins Land. Ich glaube, der Handlungsbedarf ist erkannt. Es hat massive
Verzerrungen in diesem Finanzausgleichssystem, die angegangen werden mussen. Ich
erlaube mir einfach noch einen Hinweis auf eine Studie von Avenir Suisse. Avenir Suisse
hat im Jahr 2011 schon eine Untersuchung gemacht zu den Finanzausgleichssystemen
und hat darin dargelegt, dass 23 Kantone Uber horizontale Finanzausgleichssysteme ver-
flgen und insbesondere die riickstandigen vertikalen Systeme zu reformieren sind. Avenir
Suisse schrieb bereits 2011, dass einzelne Standortvorteile von Gemeinden in den sel-
tensten Fallen der isolierte Verdienst dieser Gemeinden waren, sondern das Ergebnis ei-
nes kantonalen Systems. Wenn Sie die Liste mit den Gewinnern in diesem System be-
trachten, stellen sie fest, dass die Diskrepanz zu den Verlierern des Systems zu gross ist.
Es ist eine absurde Situation, dass man 331 Mio. Franken an Kantonsgeldern Gemeinden
zuspricht, die nachweislich tiefe Steuerfiisse zwischen 100 und 120 Prozent haben. Es ist
in Frage zu stellen, ob das wirklich Sinn macht. Wéare das fir die SVP-Delegation ein Dis-
kussionspunkt, dass man die Frist von vier Jahren verkirzen wirde, damit wir nicht Jahr-
zehnte warten mussen, bis sich in diesen Fragen allenfalls etwas bewegt?

Gull-Flums: Ich glaube, wir sind nicht kompetent, um Auskunft dariber zu erteilen, ob es
realistisch ist, einen solchen Bericht in drei Jahren vorzulegen. Darum mochte ich diese
Frage an die Verwaltung und Regierung weitergeben. Letztlich geht es darum, dass wir
einen Auftrag formulieren, der auch realisierbar ist. Zu Durr-Widnau: Wir haben heute
Morgen auch gesagt, dass das Finanzausgleichssystem, das wir haben, funktioniert. Das
ist auch in diesem Bericht zum Ausdruck gekommen. Wir sehen einfach ein Potenzial in
Bezug auf die Positionierung unseres Kantons und die gesamte Standortattraktivitat. Das
maochten wir mittelfristig ausschdpfen. Dazu moéchten wir Entscheidungsgrundlagen ha-
ben, um zu schauen, ob das das optimale System ist, um dieses Ziel zu erreichen oder ob
es nicht ein anderes System gibt. Jetzt ist gerade auch in den Ausfihrungen von Etterlin-
Rorschach angeschnitten worden, dass Uber 20 Kantone ein anderes Ausgleichssystem
haben. Darunter sind nicht wenige, die bei der Standortattraktivitat wirklich besser positio-
niert sind als der Kanton St.Gallen. Also lohnt es sich doch, dies zu prifen.

Regierungsrat Machler: Die beiden Antrage sind aus meiner Sicht nicht kompatibel. Denn
beim Antrag der SP-Delegation ist es klar — auch aus frilheren Debatten zum Finanzaus-
gleich, dass ein horizontaler Ausgleich gefordert wird, der den Zweck hat, die Disparitéaten
zu verringern. Das ist die Intention und so steht es auch im Antrag der SP-Delegation. Bei
der SVP-Delegation ist es ein Anliegen, ein anderes System zu prifen, um die Standortat-
traktivitat insgesamt zu steigern. Wenn ich mir erlauben darf, ware die Regierung froh,
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wenn Sie dieses Anliegen der Standortattraktivitat auch in den Wortlaut Ihres Auftrags
aufnehmen kénnten. Denn ansonsten sind mehrere Richtungen moglich bei der Ausge-
staltung eines horizontalen Ausgleichs. Wenn der Ausgleich die Steigerung der Standort-
attraktivitat insgesamt im Kanton zum Ziel hat, dann habe ich eine andere Intention, als
wenn man die Disparitaten der Steuerfiisse andern méchte. Das fuhrt zu einem ganz an-
deren Resultat. Es wiirde der Regierung helfen, wenn die Intention klar hervorgeht. Die
Regierung konnte die Variante zur Standortattraktivitat auf den nachsten Wirksamkeitsbe-
richt erarbeiten. Das steht aber leider nicht im Auftrag und sollte deshalb prazisiert wer-
den.

Kantonsrat Dirr-Widnau ist natirlich auch schon lange dabei und wir haben diese Frage
schon mehrfach diskutiert. Jetzt kann man sich natirlich fragen, ob es nicht nach acht
Jahren wieder einmal angebracht wéare, das zu prifen. Ich wirde heute signalisieren,
dass die Regierung einen Auftrag zur Einflihrung eines horizontalen Lastenausgleiches
mit einem roten Blatt bekampfen wiirde. Denn dazu hat sich die Regierung auf S. 11 des
Berichtes auch ausgesprochen: Sie erachtet momentan die Einfiihrung eines horizontalen
Steuerausgleiches nicht angezeigt. Wir sind sicherlich auch gliicklich, wenn keiner dieser
Auftrage bestehen bleibt. Aber wenn Sie einen Auftrag erteilen wollen, dann ist es im Inte-
resse der Regierung, dass Sie die Erflllung des Auftrags im Zusammenhang mit dem
Wirksamkeitsbericht vorsehen, damit wir [hnen einen Facher von Mdéglichkeiten aufzeigen
koénnen. In der Tat ist ein horizontaler Finanzausgleich nicht so einfach. Wie wollen Sie
diesen ausgestalten? Wollen Sie zum Beispiel mehr Mittel im Geldtopf haben? Oder will
man Varianten prifen, bei welchen die Mittel gleich hoch bleiben, jedoch der Kanton sich
entlastet und die ressourcenstarken Gemeinden Beitrage leisten. Das sind ganz unter-
schiedliche Mechanismen, die méglich sind. Deshalb ware es wahrscheinlich angezeigt,
dass man zuerst eine Auslegeordnung macht. Aber es ware hilfreich, wenn wir die Stoss-
richtung sehen wirden.

Simmler-St.Gallen: Ich flihle mich sehr bestétigt durch die vorangegangenen Voten. Wir
haben diesen Antrag vor acht Jahren eingebracht und wahrscheinlich bringen wir ihn auch
spater nochmals, wenn er jetzt nicht erfolgreich ist. Aber es hat sich schon noch einiges
verandert in den letzten vier Jahren. Wir haben eine viel angespanntere finanzpolitische
Lage. Ich finde es auch spannend, warum die bisherigen Vorsteher des Finanzdeparte-
mentes finden, dass der Kanton das Geld aus dem horizontalen Finanzausgleich nicht
braucht. Ein Modell, das den Geldtopf einfach verdoppeln wirde, wére wohl eher unwahr-
scheinlich. Wahrscheinlicher wére es, dass der Kanton dadurch entlastet wirde. Offenbar
will der Vorsteher des Finanzdepartementes dieses Geld im Moment nicht. Ich erinnere
mich in anderem Zusammenhang daran. Wer unseren Auftrag fertig liest, sieht auch ganz
klar, was das Ziel dieses horizontalen Ausgleichs ist. Das Ziel ist es namlich den Verfas-
sungsauftrag wirksam umzusetzen und die Disparitaten zu mindern.

Wenn man den letzten Satz unseres Auftrags liest, dann sieht man, dass dieses Instru-
ment den vertikalen Ausgleich ergénzt. Die SVP-Delegation hat eine Formulierung ge-
wabhlt, die einen Wechsel fordert. Das ist schon etwas anders, komplett auf einen horizon-
talen Ausgleich zu setzen oder nicht. Es ist klar, was wir mit unserem Auftrag umsetzen
wollen. Die einzelnen Parameter kdnnen wir dann diskutieren. Ich finde schon, wenn jetzt
die CVP-EVP-Delegation findet, dass wir das nicht brauchen, dann misste man auch ehr-
lich sein und fragen, ob denn der Verfassungsauftrag Giberhaupt noch stimmt. Man kann
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auch klar sagen, dass man einen entfesselten Steuerwettbewerb will und ein Ausgleich-
system deshalb nicht braucht. Aber bei der Einfihrung dieses Finanzausgleichs wurden
einmal Ziele festgelegt, die heute nicht erfillt sind. Wir bieten einen Ausweg. Wenn man
meint, die Verfassung misse nicht unbedingt umgesetzt werden, finde ich das eine etwas
problematische Haltung. Ich hoffe, dass die SVP-Delegation sich tberlegt, nicht doch
noch ein wenig konkreter zu werden und einen Systemwechsel zu fordern. Wir haben of-
fenbar gegenseitig ein wenig Sympathien fur das Anliegen. Vielleicht ist es eine verkappte
Motion; man kénnte es auch als verkappte Motion verabschieden. Aber es ist wenigstens
klar, was man will.

Regierungsratin Bucher: Der Vorsteher des Finanzdepartementes hat das Wesentliche
schon gesagt. Im Bericht kommt die Regierung zum Schluss, dass es im Moment nicht
opportun ist, einen horizontalen Lastenausgleich einzufiihren. Ich habe der Diskussion
heute Morgen enthommen, dass unterschiedliche Haltungen zu dieser Frage bestehen.
Darum habe ich gewisse Sympathien — und das kann ich nicht verhehlen — dafir, die
Frage einmal genauer anzuschauen und die Argumentation vielleicht noch ein wenig aus-
fuhrlicher darzulegen. Ich kdnnte mir gut vorstellen, dass man im Rahmen eines solchen
Auftrags, in Form eines grdsseren Berichts, verschiedene Modelle darlegen kdnnte. Das
ware auch etwas, worauf man sich in der Regierung gut einigen kénnte. Das wére in dem
Sinne auch die Mdglichkeit, beide Anliegen einmal aufzunehmen, gegeneinander abzuwa-
gen und mit ausfiihrlichem Zahlenmaterial sowie interkantonalen Vergleichen aufzumuniti-
onieren. Man kann beide Systeme — horizontaler und/oder vertikaler Ausgleich — fir sich
oder kombiniert in verschiedenen Ausgestaltungen vorsehen, um am Schluss die ge-
wiinschte Wirkung zu erreichen. Deshalb ist es fur uns jetzt auch ein wenig schwierig, aus
einem offen formulierten Auftrag herauszusptren, in welche Richtung es gehen soll. Ich
will verhindern, dass wir einen Bericht machen mit vielen Abklarungen, der viel Geld kos-
tet und viele Ressourcen in der Verwaltung bindet und am Schluss ein Antrag auf dem
Tisch liegt, der nicht mehrheitsfahig ist. Dann stehen wir in vier Jahren wieder vor einem
Antrag, der in der Kommission eine Mehrheit fand, im Kantonsrat aber mit einer grossen
Mehrheit wieder abgelehnt wird. Ich wirde es begrissen, wenn man da vielleicht noch
eine Konkretisierung hinbringen konnte.

Alexander Gulde: Ich habe schon einmal in einer Kommissionssitzung zum Wirksamkeits-
bericht ein Grundlagenreferat gehalten und dort eine Aussage gemacht, die ein wenig fur
Kopfschiitteln gesorgt hat, aber ich stehe nach wie vor dahinter. Von der Ausgleichswir-
kung her kann man mit einem vertikal finanzierten System oder mit einem horizontal fi-
nanzierten System die gleiche Wirkung erzielen. Es gibt andere Unterschiede; es ist nicht
primar die Wirkung, sondern es ist die Finanzierung, die sich unterscheidet. Es ist wahr-
scheinlich auch die Dynamik — beispielsweise wer gegen wen ins Feld zieht —, wenn es
um eine Erhéhung des Volumens geht. Grundsatzlich gibt es sehr viele Stellschrauben,
wir kdnne unendlich viele Modellrechnungen machen. Es wére aber vielleicht doch hilf-
reich, wenn man wusste, in welche Richtung es geht. Ich mdchte vielleicht auch die Er-
wartungen an solche Abklarungen klaren: Je zielgerichteter diese Abklarungen erfolgen
kénnen, umso mehr kommt auch retour. Falls es einen Auftrag gibt, sind wir um einige
Hinweise dankbar. Ich gehe jetzt einmal davon aus, es sollte auch Abklarungen dazu ge-
ben, wenn man die Disparitaten in den Gemeinden bei den Steuerflissen weiter vermin-
dern mdéchte. Das hat natirlich Auswirkungen auf den interkantonalen Steuerwettbewerb.
Das wiederum erfordert weitere Abklarungen, darauf méchte ich noch hinweisen. Dort
sind es ausserkantonale Daten — da ist nicht nur unsere Arbeit dann gefragt, sondern da
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brauchen wir externe Unterstlitzung und das kostet wieder. Das ist vielleicht das eine und
das andere ist ein Ubergangseffekt. Wenn man auf die Idee kommen wiirde, der Ressour-
cenausgleich sollte von den Gemeinden selber finanziert werden, dann wiirde man von
einem Volumen von dber 100 Mio. Franken reden, womit der Kantonshaushalt entlastet
wirde und gewisse Gemeindehaushalte belastet wirden. Das hétte nattrlich Steuerfuss-
verschiebungen zur Folge, wortiber man auch nachdenken sollte. Es kommt zu Vereinba-
rungen wie Steuerfussabtausch, die von den Beteiligten doch nicht eingehalten werden.
Das ist vielleicht auch ein Effekt, den man berticksichtigen muss. Es kommt ein wenig da-
rauf an, wie offen man den Abklarungsauftrag fasst. Es kann einfach ziemlich aufwendig
werden und vielleicht kommt nicht das retour, was man gern hatte.

Kommissionsprasident: Ich glaube, so weit kbnnen wir heute nicht gehen, sonst haben wir
15 Meinungen; das niitzt dem Departement nichts. Ich habe ein gewisses Verstandnis fr
das Departement des Innern, wenn es eine Prazisierung winscht. Das missen wir aber
separat anschauen, in welche Richtung es gehen kénnte. Sonst machen wir heute ein we-
nig Wildheuen und das Departement geht mit gleich viel Informationen hinaus, wie ohne
diese Diskussion.

Durr-Widnau: Ich finde das schon noch wichtig, denn ich kann jetzt auch nicht sagen, was
drinstehen musste. Denn die Bandbreite ist riesig und wir werden heute auch nicht ent-
scheiden kénnen, wie der Ausgleich ausgestaltet sein soll. Haben sich die Antragssteller
auch schon tberlegt, welche Richtung man darin formulieren soll? Eventuell wére es bes-
ser sich etwas Zeit dafir zu nehmen und ein entsprechendes Postulat zu formulieren,
denn zeitlich kommt es auf dasselbe hinaus. Dann berét eine Kommission einen Bericht,
in dem sie die Richtung des neuen Wirksamkeitsberichts vorgibt.

Kommissionsprasident: Darf ich da kurz unterbrechen, Durr-Widnau? Ich wirrde diese Dis-
kussion dann gerne weiterfihren. Aber zuerst, wirde ich Gber den Antrag abstimmen las-
sen. Danach kdnnen wir sagen, wie es damit weitergehen soll.

Thalmann-Kirchberg zum Departement des Innern: Ich glaube aus dem Votum von Gull-
Flums kam klar hervor, dass fir die SVP-Delegation die Standortattraktivitat ein Hauptziel
ist. Was musste man genau formulieren im Antrag, damit die Standortattraktivitéat veran-
dert wird? Ich stelle die Frage in meinem Namen; sie ist nicht abgesprochen mit der SVP-
Delegation. Wenn man dieses Ziel verfolgt, dann kdnnte man dann sagen, dass man nicht
das Ziel eines horizontalen Lastenausgleichs, der Standortattraktivitat verfolgt?

Hartmann-Walenstadt zu Thalmann-Kirchberg: Dann ist es noch offener. Es wird aber ge-
winscht, dass die Formulierung prazisiert wird.

Die vorberatende Kommission zieht den Antrag der SVP-Delegation dem Antrag der SP-Dele-

gation mit 11:4 Stimmen vor.

Kommissionsprasident: Gibt es weitere Prazisierungsvorschlage fir den Auftrag?
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Gull-Flums (im Namen der SVP-Delegation): Ich wirde den Auftrag noch wie folgt ergéan-
zen:

«Die Regierung wird eingeladen, auf den nachsten Wirksamkeits-bericht, langstens
jedoch innert vier Jahren, eine Entscheidungs-grundlage bezlglich der verschiede-
nen Finanzausgleichsmodelle im interkantonalen Vergleich zu erarbeiten und dem
Kantonsrat zu unterbreiten. Insbesondere sind die Auswirkungen einer Umstellung
im Kanton St. Gallen vom heutigen vertikalen auf ein horizontales Finanzausgleichs-
system aufzuzeigen. Das Ziel ist die nachhaltige Verbesserung der gesamten Stand-
ortattraktivitédt des Kantons St.Gallen.»

Wir haben es ja vorhin in der Diskussion gesehen, wenn man sich mit diesem Thema be-
fasst, erkennt man dann plétzlich, dass es noch zuséatzliche Prazisierungen braucht. Ich
weiss jetzt auch nicht, ob das ausreicht. Ein Vorschlag wére einen zusatzlichen Satz am
Schluss anzufligen. Das wirde die Zielrichtung beinhalten.

Fah-Neckertal: Ich beantrage, im Namen der GRUNE-Delegation, den Auftrag wie folgt zu
erganzen:

«Die Regierung wird eingeladen, auf den nachsten Wirksamkeits-bericht, langstens
jedoch innert vier Jahren, eine Entscheidungs-grundlage beziglich der verschiede-
nen Finanzausgleichsmodelle im interkantonalen Vergleich zu erarbeiten und dem
Kantonsrat zu unterbreiten. Insbesondere sind die Auswirkungen einer Umstellung
im Kanton St. Gallen vom heutigen vertikalen auf ein horizontales Finanzausgleichs-
system aufzuzeigen. Der horizontale Finanzausgleich bezweckt die Verringerung der
Disparitaten in der Steuerbelastung der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler des
Kantons St.Gallen sowie die Verringerung der finanziellen Unterschiede zwischen
den Gemeinden.»

Die Verkleinerung Disparitaten, die zuvor die SP-Delegation formuliert hatte, misste ei-
gentlich auch aufgenommen werden. Es ist dann einfach nicht mehr das Gleiche wie eine
Motion, sondern man schaut es einfach einmal an.

Regierungsrat Machler: Diese Verfassungsdiskussion hat man auch schon zum x-ten Mal
gefuhrt. Die Frage ist immer: Was ist die Basis? Die Regierung hat stets die Meinung ver-
treten, dass der geltende Finanzausgleich die Disparitaten verringert. Die Basis ist kein
Finanzausgleich. Aber logischerweise gibt es politische Anliegen, die Disparitaten noch
starker zu verringern. Das ist ein legitimes Interesse und entspricht wohl auch dem Anlie-
gen der SP. Die Behauptung, der Auftrag sei nicht erfillt und die Verfassung damit ver-
letzt, wurde schon mehrfach mit Gutachten wiederlegt. Aber selbstverstandlich kann man
noch weitere Gutachten in Auftrag geben; diese Diskussion ist aber schon zum x-ten Mal
gefuhrt worden.

Etterlin-Rorschach: Die Haltung der Regierung, wenn sie so argumentiert, ist absurd. Nur
die Tatsache, dass man ein Finanzausgleichssystem hat, soll ursachlich dafir sein, dass
Disparitaten kein Thema seien. Das kann es nicht sein. Wir haben die neue Verfassung
im Jahr 2003 geschaffen und haben das damals neu hineingeschrieben. Der Kanton
St.Gallen hatte schon immer ein Finanzausgleichssystem: ein vorsintflutliches, worin man
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einfach die Ausgaben der Gemeinden finanziert hat. Das ist dann in mehreren Schritten
abgel6st worden.

Die vorberatende Kommission lehnt den Antrag der GRUNE-Delegation mit 12:3 Stimmen ab.

Durr-Widnau zu Thalmann-Kirchberg: Die CVP-EVP-Delegation stort sich daran, im Auf-
trag bereits von einem horizontalen Finanzausgleich zu reden. Man kann es offener for-
mulieren, aber am Schluss muss die Regierung dann begriinden, bei welchen Finanzaus-
gleichmodellen sie glaubt, dass sie die Standortattraktivitat erh6hen. Wenn sie zum
Schluss kommt, es brauche einen horizontalen Ausgleich, eine Mischform oder nur den
vertikalen Ausgleich, dann kann sie das bringen. Im Prinzip muss uns die Regierung die
beste Losung fir die Standortattraktivitéat vorlegen. Aber dann kann man das Wort auch
weglassen.

Kommissionsprasident: Ich glaube, es kann durchaus sein, dass die beste Lésung eine
weitere Korrektur am heutigen System ist oder das heutige System eins zu eins beizube-
halten. Das ist immer noch offen. Wenn ich von Systemen spreche, dann sind das die bei-
den Varianten vertikal oder horizontal. Deshalb muss dieses Wort auch im Auftrag aufge-
nommen werden, damit man auch den Mut hat, den Systemwechsel zu diskutieren und zu
prifen. Das ist meine Auffassung. Sonst bringt die Regierung einen Vorschlag, der wieder
im vertikalen System liegt. Dann haben wir die gleiche Diskussion wieder. Wenn mochte
ich schon, dass die Losung in beiden Systemen diskutiert wird — moglicherweise mit dem
Resultat, dass der vertikale Ausgleich fiir uns immer noch besser.

Regierungsrat Machler: Ich glaube, die SVP-Delegation hat auch nicht im Sinne eine kom-
plette Umstellung vom einem vertikalen zu einem ganzlichen System eines horizontalen
Ausgleichs. Sie wiinscht sich vermutlich, dass Mischformen geprift werden. Denn bei ei-
nem ganzlich horizontalen Ausgleichssystem ware der Kanton aussen vor.

Kommissionsprasident: Wie gesagt, Mischformen sollten ebenfalls zur Diskussion stehen.

Brandle-Butschwil-Ganterschwil: Fir mich stellt sich die Frage, ob man nicht mit einer Ge-
genlberstellung der beiden Systeme arbeiten sollte. Statt von einer Umstellung zu spre-
chen, sollte man sagen, dass man die beiden Systeme gegentiberstellt und fir den Kan-
ton eine LOosung fur die Forderung der Standortattraktivitat findet. So wie ich Alexander
Gulde verstanden habe, kriegt man das auch mit einem vertikalen Finanzausgleich grund-
sétzlich hin.

Kommissionsprasident: Ich glaube, dass der Lead in der Hand der Regierung liegt, den
Auftrag so zu interpretieren und mindestens die Voten, die heute gefallen und protokolla-
risch festgehalten sind, bei der Ausarbeitung aufzunehmen.

Hartmann-Walenstadt: Wir sollten es nun nicht zu kompliziert machen. Wenn ja die Regie-
rung einen solchen Bericht vorlegt und das horizontale Finanzausgleichssystem vorstellt,
wird sie sicher auch eine Wirdigung beilegen. Dann ist es entweder ein vertikaler oder
horizontaler Ausgleich oder eine Mischform. Ich glaube, das liegt im freien Ermessen der
Regierung, dies auch zu ergénzen.
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Durr-Widnau: Ich beantrage, den Auftrag wie folgt zu formulieren:

«Die Regierung wird eingeladen, auf den nachsten Wirksamkeitsbericht, langstens
jedoch innert vier Jahren, eine Entscheidungs-grundlage bezlglich der verschiede-
nen Finanzausgleichsmodelle im interkantonalen Vergleich zu erarbeiten und dem
Kantonsrat zu unterbreiten._Insbesondere sind die Auswirkungen einer Umstellung
im Kanton St. Gallen aufzuzeigen. Das Ziel ist die nachhaltige Verbesserung der ge-
samten Standortattraktivitat des Kantons St.Gallen.»

Die Umstellung auf ein horizontales Finanzausgleichssystem soll weggelassen werden.
Eine Umstellung heisst fiir mich, dass alle Varianten aufgezeigt werden kdnnen.

Die vorberatende Kommission stimmt dem Antrag von Durr-Widnau mit 8:7 Stimmen zu.

Simmler-St.Gallen: Ich beantrage, den Auftrag wie folgt zu formulieren:

«Die Regierung wird eingeladen, auf den nachsten Wirksamkeitsbericht, langstens
jedoch innert vier Jahren, eine Entscheidungs-grundlage bezlglich der verschiede-
nen Finanzausgleichsmodelle im interkantonalen Vergleich zu erarbeiten und dem
Kantonsrat zu unterbreiten. Insbesondere sind die Auswirkungen einer Umstellung

im Kanton St. Gallen aufzuzeigen. Bas-Ziehist-die-nachhaltige-Verbesserung-derge-
samten-Standortatiraktivitat des Kantons-St.Gallen-»

Ich mache beliebt, den letzten Satz wieder raus zu streichen. Ich habe damit Mihe, dass
das nun zum obersten Ziel der Berechnungen zu machen. Mal abgesehen davon, was
heisst «gesamte Standortattraktivitéat»? Bedeutet das Mietsubventionen, damit der Mittel-
stand dort auch wohnen kann? Das ist so ein weiter Begriff. Ich meine, der Finanzaus-
gleich hat sehr verschiedene Zielsetzungen, aber das ist sicher nicht der Sinn einer Be-
richterstattung. Ich finde, hier nehmen wir auch etwas vorweg. Mir wére es lieber, wenn es
offen und neutral gehalten wird und dann sind das wirklich Entscheidungsgrundlagen,
welche die politische Wertung nicht schon vorwegnehmen.

Die vorberatende Kommission lehnt den Antrag von Simmler-St.Gallen mit 12:3 Stimmen ab.

Die vorberatende Kommission stimmt dem angepassten Antrag der SVP-Delegation mit
10:5 Stimmen zu.

Kommissionsprasident: Missen wir hier weitere Prazisierungen vornehmen, damit in die
richtige Richtung gearbeitet werden kann oder lassen wir der Regierung einfach freien
Lauf? Konkret heisst das, wenn wir diesen Auftrag prazisieren méchten, dann misste uns
das Departement des Innern in Absprache mit dem Finanzdepartement gewisse Rahmen-
bedingungen aufzeigen und wir miissen gemeinsam diskutieren, ob sie im Sinne dieser
Kommission sind, damit in vier Jahren unsere Erwartungen erfiillt werden. Ich sehe nur
diesen Weg. Jetzt noch weiter zu diskutieren bringt nichts mehr.

Etterlin-Rorschach: Im Rahmen der Spezialdiskussion habe ich mir den Hinweis erlaubt,
dass Standortattraktivitat und tiefer Steuerfuss nicht als Synonym verwendet werden kon-
nen. Ich habe das Kompetenzzentrum der HSLU ins Spiel gebracht, und ich meinte, die
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Regierung hat durchaus aufgenommen, dass das Thema der Standortattraktivitét breiter
zu betrachten ist. Ich gehe folgerichtig davon aus, dass unter Standortattraktivitat nicht
ausschliesslich Steuersenkungen verstanden werden.

Regierungsrat Machler: Man kann durchaus sagen, wenn es um die Standortattraktivitat
geht, dann sind Steuern ein Faktor, aber es gibt noch andere Faktoren. Das Gutachten
von Prof. Christoph Schaltegger zum Steuermonitoring hat gezeigt, dass in Gemeinden
mit sehr tiefen Steuern, meistens die Mieten und die Preise fir die Liegenschaften sehr
hoch sind, sodass man am Schluss priifen muss, fir welche Personengruppen der Stand-
ort noch attraktiv ist oder nicht.

Zoller-Quarten: Ich wiirde beliebt machen, dass man sich Gedanken macht, in welcher
Form diese Standortattraktivitat geférdert werden soll. In der Kantonsverfassung steht
nicht nur, man soll die Gemeinden mit den nétigen Mitteln ausstatten, um ihre Aufgaben
zu erfillen, sondern es wird auch die Gemeindeautonomie erwéhnt. Unser Finanzaus-
gleichsgesetz setzt vor allem dort an, wo eine Gemeinde kurzfristig eine Grdsse nicht be-
einflussen kann. Das ist einerseits die technische Steuerkraft und andererseits sind es die
Sonderlasten, Uber die wir heute ausreichend lange diskutiert haben. Beim Steuerfuss
wollte man mit dem neuen Finanzausgleichsgesetz, dass man dort nicht mehr aus politi-
schen oder finanziellen Griinden am Steuerfuss schraubt. Meiner Meinung nach wére der
Hebel, wo man ansetzen miusste, die technische Steuerkraft und nicht die Steuern. Das
ware ein falscher Ansatz, dann haben wir wieder das, was wir friiher hatten: Gemeinden,
die den Steuerfuss kinstlich hochhalten und unndtig Investitionen tatigen. Das kann es
nicht sein.

Kommissionsprasident: Reicht dieser Auftrag den Departementen so aus oder braucht es
von dieser Kommission eine Prazisierung, in welche Richtung es gehen soll? Konkret
heisst das, dass wir uns nochmals treffen missten und das Departement des Innern so-
wie das Finanzdepartement mussten ein Positionspapier erstellen, das diskutiert werden
kann.

Regierungsratin Bucher: Nach dieser langeren Diskussion habe ich mitgenommen, dass
sich die Kommission eine umfassende Abklarung winscht. Die machen wir sehr gerne
und in enger Zusammenarbeit mit dem Finanzdepartement. Wir gehen von einem breiten
Verstandnis von Standortattraktivitat aus, die nicht nur auf den Steuerfuss bezogen ist,
aber zu einem wesentlichen Teil schon. Wir werden das sicher auch in der Gesamtregie-
rung diskutieren. Ich denke, es liegt jetzt an der Regierung die Weichen zu stellen, in wel-
che Richtung dieser Bericht gehen soll. Es steht der Kommission natirlich frei, eine kla-
rere Linie vorzugeben. Aber ich glaube, die Diskussion hat gezeigt, dass das im Moment
nicht moglich ist und dass hier in der Kommission auch noch keine einheitliche Haltung
dazu besteht. Deshalb mache ich beliebt, es jetzt dem Finanzdepartement und dem De-
partement des Innern so zu Uberlassen und diesen Auftrag mitzugeben, sofern dieser
dann auch vom Kantonsrat Giberwiesen wird. Wir werden uns in der Regierung sicher dar-
Uber unterhalten, in welche Richtung es gehen wird. Aber es geht sicher in Richtung einer
breiten Auslegeordnung und allenfalls einer Neuordnung.

Kommissionsprasident: Etterlin-Rorschach hat in seinem Votum darauf aufmerksam ge-
macht, dass wir die Departemente nicht einfach arbeiten lassen sollen und anschliessend
in vier Jahren einen Bericht erhalten, der nicht das erfullt, was wir jetzt wollen oder in eine
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falsche Richtung geht. Das kann nicht sofort korrigiert werden und es vergehen wieder
Jahre. Deshalb habe ich diese Diskussion nochmals aufgeworfen. Aber unter welchem
Kapitel wir ein Grundlagenpapier diskutieren wollen, wenn das Parlament dem Auftrag
maoglicherweise zustimmt, das kann ich jetzt nicht sagen. Das wéare dann kein Geschaft,
sondern eine Nachlese. Deshalb missten wir das jetzt festhalten. Wenn das Geschaft im
Parlament, einschliesslich Auftrag, ohne weitere Diskussionen beraten wurde, dann ha-
ben wir aus meiner Sicht keine Legitimation mehr, mit den Departementen zusammensit-
zen. Dann missen wir die nachsten vier Jahre abwarten. Heute kdnnen Sie lhre Wiinsche
noch anbringen.

Fah-Neckertal: Wie lange die Departemente benétigen wiirden, wurde noch nicht beant-
wortet. Brauchen sie die vier Jahre oder konnte man die Abklarungen auch vorher ausfer-
tigen?

Kommissionsprasident: Es heisst dort, bis zum nachsten Wirksamkeitsbericht. Es wurde
heute mehrfach bestétigt, dieser wird in vier Jahren sein. Wie lange sie brauchen, um das
in vier Jahren zu haben, das kénnen wir heute nicht bestimmen, aber im Wissen, dass
Alexander Gulde bereits viel in diese Richtung erarbeitet hat, in beiden Systemen, und
auch bereits referiert hat, wéare es wahrscheinlich plausibel, dass Ende Herbst ein Grund-
lagepapier vorliegt, in welche Richtung die vertiefte Arbeit anschliessend gehen soll.
Wenn, mussen wir relativ zeitnah nochmals Weichen stellen.

Regierungsrat Machler: Jetzt missen wir aufpassen, denn das ist keine standige Kommis-
sion. Sie haben den Auftrag vom Prasidium erhalten, diesen Bericht abschliessend zu be-
handeln und Sie kénnen Auftrage erteilen. Aber es ist zumindest uniiblich, dass eine vor-
beratende Kommission tiber mehrere Jahre an ihren Auftragen dranbleibt. Selbstver-
standlich kann man kreativ sein, aber ich glaube, der Kantonsrat wird Ihnen diese Legiti-
mation nicht erteilen. Deshalb ist es fir mich klar, wir nehmen diesen Auftrag entgegen.
Wir werden in der Regierung allenfalls diskutieren, ob es einen angepassten Antrag auf
einem roten Blatt geben wird oder nicht. Lassen wir das einmal offen. Wir sprechen von
vier Jahren bis zur Verabschiedung des neuen Wirksamkeitsberichts. Sie kénnen nicht er-
warten, dass Alexander Gulde lhnen in drei Monaten eine Auslegeordnung macht. Die
Regierung ist gut beraten, wenn sie sich die notwendige Zeit fir die Auslegeordnung
nimmt. Es kann zum Beispiel sein, dass in der Bewaltigung der Corona-Pandemie diese
Disparitdten zunehmen kénnten und man am Schluss zur Meinung kommt, dass man et-
was machen muss. Vielleicht stellt man aber auch fest, dass es gar keine Auswirkungen
haben wird und die Steuerfiisse gleichbleiben. Das kann ich heute nicht beurteilen. Des-
halb muss man sich die notwendige Zeit geben. Ich erachte es als nicht serios, wenn Sie
jetzt davon ausgehen, dass Alexander Gulde in drei Monaten eine Auslegeordnung
macht. Erteilen Sie den Auftrag in Kombination mit dem Wirksamkeitsbericht; das ist ein
sinnvolles Vorgehen.

Kommissionspréasident: Ich stelle fest, dass hier Konsens besteht und wir den Ublichen
parlamentarischen Weg gehen und nicht kreativ werden.
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Etterlin-Rorschach: Ich beantrage, der Regierung folgenden Auftrag zu unterbreiten:

«Die Regierung wird beauftragt, im Zusammenhang mit dem nachsten Wirksamkeits-
bericht untersuchen zu lassen, wie die sehr ungleiche Verteilung der Sozialhilfekos-
ten in den Gemeinden im Kanton sich darstellt, wo Handlungsbedarf besteht und wie
die Parameter im Finanzausgleich verandert werden sollten, damit die betroffenen
Gemeinden adaquat entlastet werden kdnnen.»

Bis die Unterlagen fur einen mdglichen horizontalen Finanzausgleich vorliegen werden,
dauert es tatsachlich vier Jahre. Mir personlich geht das viel zu lange. Bis ein mogliches
neues System dann allenfalls greifen konnte, ist meine Vermutung, dass es weitere vier
Jahre dauern wird. Also werden wir allenfalls auf ein Jahrzehnt in diesem alten System
gefangen bleiben. Die Diskussion heute in dieser Runde hat doch ganz klar gezeigt, dass
nicht nur die Disparitéten bei den Steuerfissen zwischen den Gemeinden ein Problem
sind, sondern es sind auch die grossen Differenzen in den Belastungen im Bereich des
soziodemographischen Sonderlastenausgleichs.

Regierungsrat Méachler: Aus meiner Sicht braucht es diesen Auftrag nicht. Das muss oh-
nehin erledigt werden, weshalb sonst macht man dann einen Wirksamkeitsbericht? Es
wird im Wirksamkeitsbericht in vier Jahren zum soziodemographischen Sonderlastenaus-
gleich sowieso eine Beurteilung der Wirkung vorgenommen werden mussen. Wenn das
Departement des Innern zur Auffassung kommt, dass moglicherweise die Gelder ungleich
verteilt werden, dann werden sie einen neuen Vorschlag unterbreiten. Das gehort zur Auf-
gabe eines Wirksamkeitsberichts. Das ist nichts neues, dieser Teil muss geprift werden,
wie die bestehenden Gefasse funktionieren, ob es der Sonderlastenausgleich Weite oder
der soziodemographische Sonderlastenausgleich ist. Daher braucht es dafir keinen zu-
satzlichen Auftrag.

Thalmann-Kirchberg: Dem Antrag ist zuzustimmen.

Ich sehe das etwas anders als Regierungsrat Machler. Fir mich ist das wie eine Schwer-
punktpriifung innerhalb der Sozialhilfe, auf welchen man den Finger legt. Ich persénlich
werde diesen Antrag so unterstitzen.

Durr-Widnau: Der Antrag ist abzulehnen.

Wir haben heute Uber dieses Gefass diskutiert und wo die Stellschrauben sind. Wir haben
klar entschieden, wir belassen das Verhéltnis von 60:20 Prozent. Dafur braucht es keinen
neuen Auftrag. Ich gehe davon aus, dass diese Stellschraube in vier Jahren wieder ge-
prift werden muss. Dieser Auftrag macht keinen Sinn, die Aufgabe ist klar, sie missen
das prifen und die Kommission wird dann entscheiden, welchen Satz sie méchte.

Die vorberatende Kommission lehnt den Antrag von Etterlin-Rorschach mit 11:4 Stimmen ab.

4.3 Ruckkommen
Kommissionsprasident: Ein Riickkommen wird nicht verlangt.
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4.4 Gesamtabstimmung

Kommissionsprasident: Ich stelle fest, dass der Bericht der Regierung durchberaten ist.
Wir kommen nun zur Gesamtabstimmung. Wer dem Kantonsrat Eintreten auf den «Wirk-
samkeitsbericht 2020 zum Finanzausgleich», einschliesslich der Antrage, beantragen
mochte, der bezeuge dies mit Handerheben.

Die vorberatende Kommission beschliesst in der Gesamtabstimmung mit 15:0 Stimmen, dem
Kantonsrat Eintreten auf die Vorlage zu beantragen.

5 Spezialdiskussion 22.20.04

5.1 Beratung Botschaft
Behandlung im Rahmen der Beratung des Berichts 40.20.01 erfolgt.

5.2 Beratung Entwurf

Art. 9 (Ausgleichsfaktor)

Gull-Flums: Ich beantrage, im Namen der SVP-Delegation, bei Art. 9 Abs. 2 FAG am gel-
tenden Recht festzuhalten.

Die SVP-Delegation mdchte in Bezug auf den Wirksamkeitsbericht beim Vierjahresrhyth-
mus bleiben. Wir sind ebenfalls der Meinung, dass der Wirksamkeitsbericht und die Dauer
des Ausgleichfaktors parallel verlaufen sollen. Daher beantragen wir, bei vier Jahren zu
bleiben und nicht auf sechs Jahre zu wechseln. Die heutige Beratung fuhren wir auf Basis
der Daten der letzten vier Jahre durch und wir hatten keine Probleme, die Auswirkungen
der letzten Anpassungen im Rahmen des Finanzausgleichssystems zu beurteilen. Aus
meiner Sicht ist das der Beweis, dass sich ein Vierjahresrhythmus in der Praxis durchaus
bewahrt. Wir erachten das Finanzausgleichssystem fur den Kantonsrat als wichtiges und
zentrales Thema. Entsprechend wirden wir es —im Gegensatz zu anderen Delegationen
— durchaus an die Legislatur koppeln, in der Meinung, dass sich das Parlament wahrend
der Legislatur einmal diesem wichtigen Thema annehmen sollte. In der Umkehr muss
man sich Uberlegen, wenn man Anpassungen vornimmt und diese sich nicht bewdahren,
dann dauert es entsprechend langer — also sechs Jahre — um Justierungsmassnahmen
vornehmen zu kénnen. Fir uns war es eine Abwéagung, in der Botschaft werden auch Ar-
gumente aufgefihrt, die fur einen Sechsjahresrhythmus sprechen. In der Gesamtheit sind
wir zum Schluss gekommen, bei den vier Jahren zu bleiben.

Simmler-St.Gallen (im Namen der SP-Delegation): Dem Antrag ist zuzustimmen.
Langerfristig kann ich mir zwar vorstellen, auf sechs Jahre zu wechseln, wenn sich alles
eingependelt hat und nur noch minime Details angepasst werden mussen. Im Moment
werden aber immer noch fundamentale Fragen gestellt. Daher erachte ich es nicht als
den richtigen Zeitpunkt, um auf einen Sechsjahresrhythmus zu wechseln.

Dirr-Widnau (im Namen der CVP-EVP-Delegation): Der Antrag ist abzulehnen.

Ich sehe das anders, als Simmler-St.Gallen. Man hat einen Systemwechsel gemacht — im
Jahr 2008, 2012 und 2016. Wie im Bericht aufgefuhrt, funktioniert das System. Jetzt geht
es nur noch um Feinjustierungen und deshalb am Vierjahresrhythmus festzuhalten, wére
falsch, denn wir haben die Nachteile gehort. Letztes Mal haben wir uns noch flir einen
Vierjahresrhythmus ausgesprochen, weil die Wirkung gewisser Massnahmen, wie dem
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Ressourcenausgleich, abgewartet werden mussten. Wir sind der Auffassung, dass jetzt
ein Sechsjahresrhythmus angebracht ist. Schliesslich geht es den Gemeinden und dem
Kanton um die Berechenbarkeit. Firr die Gemeinden ist es einfacher, wenn sie mit einem
Sechsjahresplan arbeiten kdnnen. Wenn ich jetzt hore, dass es alle vier Jahre Feinjustie-
rungen braucht, Gberwiegen diese Vorteile nicht.

Scheitlin-St.Gallen (im Namen der FDP-Delegation): Der Antrag ist abzulehnen.

Aus verschiedenen Voten war zu héren, dass man nun Stabilitat wolle. Bei einem Vierjah-
resrhythmus ist die Stabilitat nicht mehr gegeben. Um qualitative Aussagen zu erhalten,
kann nicht bereits nach einem Jahr mit den Analysen begonnen werden, sondern es
braucht mehr Zahlen, um die entsprechenden Ergebnisse zu erhalten. Schliesslich kénnte
das sogar zu einem Achtjahresrhythmus fiihren, weil nach vier Jahren keine genauen
Aussagen gemacht werden kdnnen. Wir sind deshalb fur den Sechsjahresrhythmus.

Regierungsrétin Bucher: Wir haben heute Morgen die Griinde aufgezeigt, warum wir den
Rhythmus auf sechs Jahre ausdehnen mdéchten. Die Bereitstellung der Daten ist sehr
komplex und es braucht einen gewissen Vorlauf und eine Nachbereitung. Betrachtet man
den ganzen Prozess Uber die Jahresdauer, zeigt es sich, dass dazwischen nur ein Jahr
liegt, um Erfahrungen zu sammeln, bevor man sich wieder an die Uberarbeitung der
nachsten Periode macht. Wir sind der Meinung, dass es eine gewisse Stabilitat braucht,
um die Wirkung der Instrumente abzuwarten. Naturlich ist auch das Argument der Pla-
nungssicherheit fir die Gemeinden und den Kanton nicht von der Hand zu weisen, da
diese Zahlen fur die entsprechenden Budgets relevant sind. Wir machen deshalb beliebt,
den Rhythmus auf sechs Jahre zu erhdhen.

Die vorberatende Kommission stimmt dem Antrag der SVP-Delegation mit 8:7 Stimmen zu.

Artikel 13 (Ausgleichsbeitrag)

Etterlin-Rorschach: Die Streichung eines Artikels ist schwierig nachzuvollziehen. Wére es
technisch nicht méglich, einen aufgehobenen Artikel in durchgestrichener Form aufzuftih-
ren, um zu sehen, was gestrichen wird?

Sandra Stefanovic: Diese Darstellungsweise ist fir die Aufhebung von Artikeln des Grund-
erlasses Ublich und wird vom Rechtssetzungsleitfaden des Kantons St.Gallen so empfoh-
len. Auch auf Bundesebene ist diese Praxis in der Rechtssetzung tblich.

Regierungsratin Bucher: Eine gute Lésung fur dieses Problem ware, den zu andernden
Erlass in seiner Gesamtheit den Unterlagen beizulegen. Ob das Sache des Kommissions-
prasidenten oder der Parlamentsdienste ist, wéare noch zu klaren.

Kommissionsprasident: Es konnte von beiden veranlasst werden. Ich weise aber darauf
hin, dass mindestens drei Viertel —wenn nicht sogar sieben Achtel — der Anwesenden ein
Notebook vor sich haben. Die Gesetzessammlung und somit alle Erlasse kénnen im Inter-
net unter www.gesetzessammlung.sg.ch aufgerufen werden. Wir kbnnen so einen dkolo-
gischen Beitrag leisten und dem Wunsch vieler Parlamentarierinnen und Parlamentarier
nach einem papierlosen Ratsbetreib einen Schritt néherkommen. Ich bevorzuge die elekt-
ronische Variante.
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Art. 17c (Unterbringung von Kindern und Jugendlichen)
Simmler-St.Gallen: Ich beantrage, im Namen der SP-Delegation, Art. 17c Abs. 1°s, 17e
Abs. 1P Bst. a und 17g Abs. 1°s Bst. a FAG wie folgt zu formulieren:

«Der Beitragssatz betragt bei einer tberdurchschnittlichen Belastung 6070 Prozent.»

Der Beitrag soll von jeweils von 60 auf 70 Prozent erhéht werden. Die Berechnung der fi-
nanziellen Auswirkungen liegt vor. Wir erachten die Erhdhung auf 70 Prozent nicht als
Uberrissen, aber als kleine Intensivierung dieses Instruments des soziodemographischen
Lastenausgleichs.

Regierungsratin Bucher: Ich nehme zu den finanziellen Auswirkungen Stellung. Geméass
Tabelle «Ausgleich ganzer SoSo mit 60 bis 100 Prozent» (vgl. Beilage 6) gibt es zwei
Maoglichkeiten: Entweder bleibt die Minderlast bei 20 Prozent oder die Minderlast wird kon-
gruent angepasst. Wenn die 70 Prozent bei der Minderlast von 20 Prozent angewandt
werden, ergibt das den Betrag von 25,86 Mio. Franken, das sind gegentber heute Mehr-
kosten von rund 3,68 Mio. Franken.

Thalmann-Kirchberg: Ich beantrage, Art. 17e Abs. 1 und Abs. 1°s FAG wie folgt zu formu-
lieren:

1 Sonder- oder Minderlasten einer Gemeinde bei der Sozialhilfe sind abhangig von:

dem Nettoaufwand der jeweiligen Gemeinde und dem Nettoaufwand im kantonalen

Durchschnitt je Einwohnerin und Einwohner fir: die-finanzielle-Sezialhilfe;

a) finanzielle Sozialhilfe;

b) Elternschaftsbeitragewirtschafiliche Hilfe fir Flichtlinge und vorlaufig Aufge-
nommene (FL/VA);

bis Der Beitragssatz betragt:

a) bei einer Uberdurchschnittlichen Belastung 60 Prozent;

b) Dbei einer unterdurchschnittlichen Belastung minus 20 Prozent.;

c) im Bereich der wirtschaftlichen Hilfe fir Fltichtlinge und vorlaufig Aufgenom-
mene (FL/VA) 96 Prozent.

Vorhin war die Rede einer «Lex-Kirchberg», dagegen wehre ich mich. Die Stadte St.Gal-
len und Wil wiirden noch viel mehr davon profitieren. Ich stelle in Aussicht, meinen Antrag
zurlckzuziehen, wenn wir auf dieser Basis eine Losung finden. Daher wirde ich gerne zu-
erst die Grundsatzdiskussion fuhren, in welche Richtung es im soziodemographischen
Lastenausgleich mit diesen Ausgleichsfaktoren gehen soll und ob wir eine gemeinsame
Losung finden. Beim Eintreten hat es sich gezeigt, dass die vorberatende Kommission
durchaus bereit ist, diesbeziglich etwas zu unternehmen. Wir miissten einen Konsens fin-
den und entscheiden, ob wir beim soziodemographischen Lastenausgleich bleiben und
die Beitragshthen anpassen und ob die Beitragshohen bei allen drei Faktoren oder nur
bei einzelnen angepasst werden.

Kommissionsprasident: Da gewisse Zusammenhange bestehen, sollten wir zuerst die Dis-
kussion uUber das Ganze fiihren, bevor wir abstimmen.
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Durr-Widnau (im Namen der CVP-EVP-Delegation): Der Antrag der SP-Delegation ist ab-
zulehnen.

Wir missen aufpassen, dass wir auch die Kantonsfinanzen noch im Griff haben, wir spre-
chen hier von Mehrausgaben von rund 3,7 Mio. Franken. Das ist bei diesem Anteil eine
Erhdéhung von 14 Prozent. Im Vergleich zum Jahr 2016 ist dieser Betrag bereits heute 13
Mio. héher. Fairerweise muss man auch sagen, warum nur beim soziodemographischen
Sonderausgleich und nicht auch beim Sonderlastenausgleich Weite oder bei den Schu-
len? Ich weiss nicht, ob entsprechende Antrage vorliegen. Ich glaube nicht, dass unser
Kanton aktuell in der Verfassung ist, um X Millionen Franken zuséatzliche Gelder zu spre-
chen. Meiner Meinung nach ist der Vorschlag der Regierung gut, wir sind bei den Aus-
gleichszahlungen bei knapp 230 Mio. Franken — Tendenz steigend. Wenn wir diese auf 70
Prozent erh6hen, miissen wir konsequenterweise auch die anderen Geldttpfe erhdhen.
Ob das sinnvoll ist, bezweifle ich.

Etterlin-Rorschach: Wir haben hinlanglich dariiber diskutiert, dass im soziodemographi-
schen Sonderlastenausgleich eine Diskrepanz besteht. Dieses Ausgleichsgefass ist am
geringsten dotiert. Es kann wohl niemand negieren, dass die Lasten in diesem Bereich
sehr einseitig verteilt sind und insbesondere die Stadte und Zentrumsgemeinden es ver-
dient haben, mindestens eine symbolische Entlastung zu erhalten. Ich finde es unlauter,
dieses ganze Gefass in Relation zum soziodemographischen Ausgleich zu rechnen, son-
dern wir verteilen tber den Finanzausgleich eine Viertelmilliarde Franken. Am Schluss
ware es seitens Kanton eine marginale Mehrleistung von 1,5 Prozent, wenn man die 3,6
Mio. Franken den Gemeinden, die nachweislich in der Parametrisierung des soziodemo-
graphischen Lastenausgleichs schlechter fahren, zur Verfiigung stellt. Abschliessend
weise ich auf einen wesentlichen Umstand hin: Man hat das Gefuhl, dass die Gemeinden
60 oder dann 70 Prozent ihrer effektiven Lasten erhalten. Ich erinnere daran, Scheitlin-
St.Gallen und Thalmann-Kirchberg kdnnen das allenfalls bestéatigen: Die noch gréssere
Diskrepanz ist, dass wir ausschliesslich vom Volumen der finanziellen Sozialhilfe reden.
Die Gemeinden, die viele Leistungen ausbezahlen miissen, haben einen entsprechend
grossen Verwaltungsapparat mit Angestellten, welche die Leistungen verfiigen und aus-
bezahlen. Die Gemeinden missen daflr entsprechende Steuerprozente aufwenden und
koénnen diese aber dem Finanzausgleich nicht anrechnen. Deshalb ist meiner Meinung
nach eine marginale Anpassung von 60 auf 70 Prozent wirklich angemessen.

Thalmann-Kirchberg: Wir sprechen nur tiber die Erh6hung der Sétze bei den hohen Be-
lastungen. Kénnte man bei den Minderbelastungen nicht auch eine Erhéhung vorneh-
men? So kAdme es beim Kanton zu einem gewissen Ausgleich, es kénnte aber einzelne
Gemeinden treffen.

Looser-Nesslau zu Thalmann-Kirchberg: Natdrlich ist es das Ziel, dass Flichtlinge wirt-
schaftlich selbstandig werden. Eigentlich misste man bei den Richtlinien der Schweizeri-
schen Konferenz fur Sozialhilfe (abgekiirzt SKOS) gewisse Anpassungen machen, dass
es auch eine Unterscheidung fur Fluchtlinge gibt. Die Integration konnte man insbeson-
dere forcieren, wenn fir alle der Anreiz bestehen wirde, mdglichst einer Arbeit nachzuge-
hen. Heute ist es so, dass, wenn man mit vier Kindern Sozialhilfe bezieht, es gar nicht luk-
rativ ist, einen Job zu suchen. Im Arbeitsmarkt erhalt man oft keine Anstellung. Vielleicht
kann Regierungsratin Bucher etwas dazu sagen, ob es nicht sinnvoller wére, dort eine An-
passung vorzunehmen. Wenn jemand aus der Schweiz Sozialhilfe beziehen muss, hat er
Pech. Die Fluchtlinge bringen dieses Pech sozusagen schon mit, wenn ich das so sagen
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darf. Es passt nicht ins System, es misste abgestuft sein kénnen. Dann wiirde sich auch
die Frage, die Thalmann-Kirchberg gestellt hat, entschéarfen, weil Arbeitskrafte grundsatz-
lich gesucht sind, aber man kann es sich nicht leisten. Das gilt natirlich nicht fir alle —
nicht, dass Sie mich falsch verstehen. Das wére aber ein Ansatz, den man allenfalls wei-
terverfolgen kdnnte.

Fah-Neckertal: Ich beantrage, im Namen der GRUNE-Delegation, Art. 17¢ Abs. 1°s, 17e
Abs. 1P und 17g Abs. 1°S FAG wie folgt zu formulieren:

«Der Beitragssatz betragt
a) bei einer Uberdurchschnittlichen Belastung 6070 Prozent.
b) bei einer unterdurchschnittlichen Belastung minus 70 Prozent.»

Ich schliesse mich dem Votum von Thalmann-Kirchberg an. Meiner Meinung nach mus-
sen Minder- und Mehraufwéande gleich hoch sein. Dadurch hatte der Kanton einen Mehr-
aufwand von 2,3 Mio. Franken.

Simmler-St.Gallen: Ich komme auf die angespannte finanzielle Situation zuriick und
nehme an, dass uns Regierungsrat Machler ebenfalls noch darauf aufmerksam machen
wird. Es geht um zwei Fragen. Woher kommt das Geld? Ein sehr wirksames Instrument,
um den Kanton zu entlasten, schlagen wir mit dem Auftrag zum horizontalen Finanzaus-
gleich vor. Den Antrag von Fah-Neckertal finde ich plausibel Die Frage lautet aber, woher
kommt das Geld. Gleichzeitig hat man aus vielen Eintretensvoten herausgehért, dass die
Wirksamkeit des Finanzausgleichs noch nicht so ist, wie sie sein sollte, aber dass ge-
wisse Gemeinden auch zu hohe Steuerprozente haben, vor allem wegen den soziodemo-
graphischen Auswirkungen. Ich appelliere nochmals, dass wir nicht nur ein einzelnes
Thema herausnehmen, wie die Fliichtlinge, sondern es gibt auch in anderen Bereichen
Leistungen, die man als Gemeinde nicht beeinflussen kann. Wir kénnen die Niederlas-
sungsfreiheit der Birgerinnen und Burger nicht beeinflussen, aber wir kdnnen den sozio-
demographischen Bereich verstarken. Der Antrag der Griinen oder unser Antrag wirden
dazu beitragen. Entweder ist bereits eine kostenneutrale Umsetzung maoglich oder es
braucht andere Finanzierungsmodelle, damit der Kanton keine Mehrbelastung hat.

Regierungsratin Bucher: Ich kann das Anliegen nachvollziehen. Wir haben auch gehort,
dass man die Uberdurchschnittliche Belastung besser ausgleichen mdchte. Mit dem vor-
liegenden Antrag der SP-Delegation wére das moglich. Der Antrag hat aber fir den Kan-
ton Mehrkosten in der Hohe von 3,68 Millionen Franken zur Folge. Der Antrag von Féh-
Neckertal wirde die Minderlasten kongruent ausgleichen. Dazu missten Sie die Tabelle
«Ausgleich ganzer SoSo mit 60 bis 100 Prozent» mit dem Untertitel «Minderlasten kon-
gruent» (vgl. Beilage 6, S. 6) konsultieren. Wenn man bei der Minderlast ebenfalls auf
70 Prozent geht, wiirde sich die Mehrbelastung fir den Kanton um rund 1,3 Millionen
Franken verringern, die Mehrbelastung wirde unter dem Strich 2,3 Millionen Franken be-
tragen. Um die ebenfalls ins Spiel gebrachte Uberlegung, die gesamte Anpassung kosten-
neutral umzusetzen, miisste man die beiden Prozentwerte, sowohl die Uberbelastung als
auch die Minderlasten, mit 63,351 Prozent im Gesetz festlegen.

Regierungsratin Bucher: Ein Wort zu den Ausfiihrungen von Looser-Nesslau, der darauf
hingewiesen hat, dass man das Problem an einem anderen Ort anpacken musste. Hier
gebe ich zu bedenken, dass man in der Sozialhilfe keine unterschiedlichen Ansatze fir
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unterschiedliche Grinde kennt, warum man Sozialhilfe bezieht. Es gibt auch keine unter-
schiedlichen Ansétze in Bezug auf Nationalitat oder Aufenthaltsstatus einer Person. Das
ist meines Erachtens aus grundrechtlich und menschenrechtlicher Sicht auch richtig so.
Ich fande es hochst problematisch, wenn unterschiedliche Ansatze je nach Aufenthalts-
status vorgesehen wiirden. Das wichtigste sind die Bemiihungen der Gemeinden, die
Flichtlinge und vorlaufig Aufgenommenen maoglichst in den Arbeitsmarkt zu integrieren.
Dazu gibt es ja bereits viele Férderinstrumente und die Bemiihungen der Gemeinden sind
in diesem Bereich sehr vorbildlich, die Gelder des Bundes zielgerichtet einzusetzen. Die
Problematik ist uns allen bekannt, gerade in der aktuell schwierigen Arbeitsmarktsituation.
Ich warne davor, diese Frage Uber irgendwelche tariflichen Anreize |6sen zu wollen.

Regierungsrat Machler: Es Uberrascht Sie wohl kaum, wenn ich mich zu den aktuellen
Kantonsfinanzen dussere und was aus Sicht der Regierung maoglich ist. Als die Regierung
den Bericht verabschiedet hat, war sie der Ansicht, mit den planerisch eingestellten Mit-
teln von 230 Mio. Franken den Anliegen gerecht zu werden. Deshalb ist die Regierung
Uiberzeugt, dass diese Mittel reichen sollten. Den Bericht haben wir aber noch vor dem
Coronavirus verabschiedet. Deshalb erlaube ich mir darzulegen, was das Coronavirus fir
unsere Finanzen bedeutet. Corona hat grosse Auswirkungen und verandert die Situation,
insbesondere den Handlungsspielraum des Kantons deutlich. Im Aufgaben- und Finanz-
plan (abgekirzt AFP) sind wir von einem Plandefizit von 130 bis 150 Mio. Franken ausge-
gangen. Wir haben Schatzungen vorgenommen, der Unsicherheitsfaktor ist aber noch
hoch. Wir gehen aktuell davon aus, dass sich diese Werte um bis zu 150 Mio. Franken
verschlechtert haben. Wir rechnen heute mit Plandefiziten in der Gréssenordnung von
250 Mio. Franken. Diese variieren leicht von Jahr zu Jahr. Der wesentliche Faktor, wes-
halb es zu dieser Verschlechterung kommt, sind die tiefer prognostizierten Steuereinnah-
men. Logischerweise sind die juristischen Personen volatiler als die natrlichen. Wir ge-
hen auch bei den natirlichen Personen von Einbussen aus, insbesondere aber bei den
juristischen. Das fiihrt zu den 250 Mio. Franken Plandefiziten.

Wir haben ein Eigenkapital von ungefahr 1 Mia. Franken. Es ist einfach auszurechnen,
wie lange es dauert, bis wir bei null sind. Sie wollen anscheinend bereits in vier Jahren
wieder eine Berichterstattung zum Finanzausgleich, dann waren wir gerade etwa bei null.
Wenn diese Planzahlen so eintreffen, gibt es im Kanton St.Gallen eine Diskussion tUber
Massnahmenpakete. Die Regierung ist klar der Meinung, dass wir nichts Uberstirzen soll-
ten, denn die finanziellen Mittel sind jetzt noch vorhanden. Aber im Jahr 2021 missen wir
das erarbeiten. Bei solchen Sparpaketen dauert es meistens langer, bis sie wirken, insbe-
sondere, wenn es dafiir Gesetzesrevisionen braucht. Deshalb wird sich die Regierung im
Jahr 2021 voraussichtlich intensiv mit dieser Frage beschéaftigen missen, so dass sich im
Jahr 2022 eine erste Wirkung entfaltet. Der finanzielle Spielraum ist also deutlich kleiner,
als im Méarz 2020. Nichtsdestotrotz waren wir schon damals der Meinung, dass die 230
Mio. Franken reichen sollten. Wenn Sie heute zur Auffassung kommen, dass der Finanz-
ausgleich mehr Mittel vom Kanton brauche, ist es unschwer zu erraten, dass dadurch die
Haushaltsanierung schwieriger wird und Sie unseren Sparbedarf indirekt erhdéhen.

Deshalb ware ich froh, wenn Sie sich Uberlegen, ob Sie zulasten des Kantons mehr aus-
geben wollen und damit den Handlungsspielraum des Kantons schmaélern und das Spar-
paket verscharfen oder — und dartiber kann man wirklich diskutieren — ob innerhalb dieser
Geldtopfe eine unterschiedliche Gewichtung vorgenommen werden soll. Das kdnnen Sie
heute. Man kann sagen, dass der Sonderlastenausgleich im Sozialbereich zu wenig wirkt.
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Dann kdnnen Sie diesen theoretisch erhéhen. Dann bitte ich Sie aber, dass Sie einen an-
deren Sonderlastenausgleich im einigermassen gleichen Ausmass reduzieren oder, wie
von Fah-Neckertal vorgeschlagen, zumindest eine Kompensation machen, damit die Aus-
falle nicht grosser werden respektive die Last fir den Kanton einseitig grosser wird. Sie
kénnen auch am Ausgleichsfaktor schrauben und diesen von 96 auf 95,5 Prozent anpas-
sen. Das fiihrt ebenfalls dazu, dass der Kanton weniger bezahlen muss. Sie missen also
den Grundsatzentscheid féllen, ob Sie den Kanton zugunsten der Gemeinden einseitig
mehr belasten wollen.

Erlauben Sie mir eine Schlussbemerkung, die aber nicht reprasentativ ist: Am Montag
hatte ich eine Diskussion mit einigen Gemeindepréasidenten. Ich wollte dabei erfahren, wie
die Situation der Gemeinden ist. Ich wiirde behaupten, dass die Situation gegeniiber dem
Kanton bei den meisten Gemeinden eher etwas besser ausfallt. Auf den Kanton kommen
infolge des Coronavirus grossere zusatzliche Lasten hinzu als bei den Gemeinden heute
absehbar ist — mit einer Ausnahme, der Stadt St.Gallen. Sie befindet sich momentan in
einer schwierigen Situation, weil Uber die Jahre in ein strukturelles Defizit aufgebaut
wurde. Deshalb ist es in einer Krise umso schwieriger, wenn man keine oder nur man-
gelnde Reserven hat. Bei den meisten Gemeinden wird das Coronavirus weniger grosse
Locher in die Kasse reissen als beim Kanton. Wollen Sie den Kanton also nochmals zu-
satzlich belasten, seinen Handlungsspielraum einschranken und die Sparpakete wahr-
scheinlich grosser werden lassen oder bleiben Sie bei den 230 Mio. Franken und nehmen
dort eine interne Gewichtung vor?

Kommissionsprasident zu Regierungsrat Machler: Sind in diesen Zahlen die gestern publi-
zierten Spitalzahlen schon miteingerechnet?

Regierungsrat Machler: Die Spitéler sind grundsatzlich in einer schlechten Situation. Die
Regierung hat deshalb die Weiterentwicklung der Spitalstrategie der St.Galler Spitalver-
bunde'® verabschiedet. Einige von Ihnen wissen bereits, was die vorberatende Kommis-
sion dem Kantonsrat beantragt. Die Regierung hat eine klare Strategie, wo sie hinwill. Ich
glaube, das Coronavirus hat die Effekte noch beschleunigt. Das heisst, die von uns bzw.
vom Verwaltungsrat der Spitalverbunde prognostizierte schlechte Situation ist jetzt einfach
noch einmal deutlich schlechter geworden. Es hat also den Prozess beschleunigt. Dann
gibt es den durch das Coronavirus bedingten Teil, der sicherlich hinzukommt. Momentan
sind wir in der Diskussion, wie viel davon der Kanton wirklich Glbernehmen soll. Es sieht
wahrscheinlich so aus, dass es zwei Varianten geben kann. Eine Variante davon betrifft
den harten Lockdown, bei dem die Spitéler eigentlich ein Behandlungsverbot erhalten ha-
ben. Ich gehe davon aus, dass wir eine Vorlage prasentieren werden, worin der Kanton
diese Ertragsausfélle, die jetzt berechnet werden, Gbernehmen wird. Dann sprechen wir
von 60 bis 65 Mio. Franken, vielleicht sind es am Schluss auch «nur» 55 Mio. Franken.
Diese wirden zu Lasten des besonderen Eigenkapitals gehen.

Dann stellt sich auch Frage: Was machen wir mit den Ausfallen, die es nach dem harten
Lockdown gab. Die Spitéler haben auch in dieser Zeit gewisse Auflagen erhalten, die
nicht mehr so hart wie im Lockdown waren. Bei einem Teil dieser selektiven Eingriffe geht
man davon aus, dass sie noch nachgeholt werden kénnen. Z.B. Huftoperationen wurden

10 22.20.02/23.20.01 / 35.20.01 / 35.20.02 / 33.20.09 Abis D / 34.20.09, Botschaft und Entwiirfe der Regie-
rung vom 24. Februar 2020.
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in dieser Zeit verschoben, dann werden diese nun nachgeholt. Wir wissen noch nicht ge-
nau, wie viel von dem nachgeholt wird und wie viel vielleicht gar nicht nachgeholt wird.
Das missen wir anschauen. Diesen Teil der finanziellen Auswirkung werden wir erst im
Jahr 2021 beurteilen kénnen. Wir wollen wirklich genau hinschauen, wie viel wieder auf-
geholt wird. Die Vorlage, welche die Ausfalle aufgrund des harten Lockdowns betrifft, soll-
ten wir dem Kantonsrat im November 2020 unterbreiten kénnen.

Kommissionsprasident: Ich danke Regierungsrat Machler fir diese vertraulichen und aus-
fuhrlichen Informationen. D.h. die 55 Mio. Franken, die Sie als mdgliche Variante ange-
schnitten haben, waren im Betrag der 250 Mio. Franken nicht inkludiert. Nun kennen wir
die Gréssenordnungen.

Hartmann-Walenstadt: Zusatzlich wiirden theoretisch noch 50 Mio. Franken aus der Steu-
ersenkung der SV17 anstehen, die man aus dem AFP im Budget einplanen misste. Die
Diskussion, die wir jetzt wegen der Erhéhung von 60 auf 70 Prozent fihren, stammt vom
Antrag von Thalmann-Kirchberg, wegen der vielen Fluchtlinge und der vorlaufig Aufge-
nommen in Kirchberg, welche die Niederlassungsfreiheit im Kanton geniessen. Ich
meinte, die TISG hatte, als sie das Flichtlingswesen Glbernommen hat, auch eine entspre-
chende Kasse vom Kanton (lbernommen. Wére es nicht sinnvoll, man wirde das zuerst
mit der VSGP anschauen, ob man das nicht zu einer Lésung bringen konnte? Denn es
heisst immer: Der Kanton ist gar nicht mehr in der Verantwortung, das lauft jetzt Gber die
Gemeinden. Wéaren dann nicht die Gemeinden in der Pflicht, wenn sie das schon tber-
nehmen wollten?

Kommissionsprasident: Wenn nun alle TISG- und VSGP-Vertreter in den Ausstand miss-
ten, dann ware nur noch die Halfte anwesend. Ich spreche kurz als TISG-Vorstandsmit-
glied: Ich gehe davon aus, dass Sie von jener Kasse reden, die Ende letztes Jahr noch
vorhanden war und woraus die TISG einen Schwankungsfonds einrichten wollte. An der
letzten Generalversammlung kam dann aber die Idee von der TISG bzw. der VSGP auf,
den Fonds nicht mehr bei der TISG zu platzieren, sondern bei der VSGP. Sie sprechen
von dieser Kasse?

Hartmann-Walenstadt: Die Details kenne ich nicht. Ich habe nur einmal gehort, es sei ir-
gendwo Geld vorhanden und es wirde mich interessieren, ob da nicht eine Losung mit
den betroffenen Gemeinden gefunden werden kann.

Kommissionsprasident: Gut, dann sprechen wir von diesem Fonds, der 5 Mio. Franken
enthalt.

Simmler-St.Gallen (im Namen der SP-Delegation): Ich ziehe unseren Antrag zuriick. Dem
Antrag der GRUNEN-Delegation ist zuzustimmen.

Wir ziehen unseren Antrag zugunsten des Antrags der GRUNEN-Delegation zuriick, der
im Moment finanziell tragbarer ist. Bevor wir die grossen finanzpolitischen Grundsatzdis-
kussionen fuhren, meine ich, dass ausgerechnet an der Erhéhung des Beitragssatzes von
60 auf 70 Prozent das kommende Sparpaket auszumachen, ein wenig gesucht ist. Wenn
wir ehrlich dartiber nachdenken wollen, wie wir beim Finanzausgleich Geld sparen kénnen
—und zwar nicht 1,2 Mio. Franken, sondern deutlich mehr, so dass es eine Relevanz hat
— dann muisste man unserem Antrag zum horizontalen Ausgleich zustimmen. Ich finde es
darum ein absurd, zu behaupten, man habe wegen des Coronavirus fur Flichtlings- und
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Sozialhilfe kein Geld, und gleichzeitig die grossen Fragen einfach zu vertagen. Ich weise
darauf hin, um ein wenig die Gréssenordnung des Betrages, worlber wir jetzt sprechen,
in ein Verhaltnis zu setzen.

Kommissionsprasident: Wir haben heute Vormittag die Debatte um den horizontalen Aus-
gleich schon ansatzweise gefiihrt und es bestand Konsens, dies im Rahmen eines Auf-
trags auf den nachsten Wirksamkeitsbericht einzubringen. Auf diesen Punkt kommen wir
heute noch zu sprechen, aber niemand hat die Auffassung geaussert, jetzt per 1. Januar
2021 einen horizontalen Finanzausgleich einfiihren zu wollen. Der Antrag von Fah-Ne-
ckertal oder der soeben zurtickgezogene Antrag der SP-Delegation wirde sich ab sofort
auswirken, sprich auf den 1. Januar 2021. Und darum glaube ich, miissen wir die Debat-
ten voneinander l6sen. Es ist klar, wenn wir einen horizontalen Ausgleich als richtig emp-
finden wirden, dann wird es in vier Jahren wieder eine neue Debatte geben. Aber diese
missen wir heute nicht fihren, sondern die vorliegenden Antrage beraten.

Thalmann-Kirchberg: Ja, wenn ich noch einmal darauf zurlickkommen darf: Ich habe na-
tirlich grosses Verstandnis fur die Ausfiihrungen, die wir von Seiten des Vorstehers des
Finanzdepartementes gehdrt haben, dass wir in der jetzigen Phase nicht etwas einfiihren
koénnen, was die Gemeinden um X Millionen entlastet. Aber ich mdchte einfach noch ein-
mal auf die Grundsatzausgangslage bei den Flichtlingen kommen: Die Flichtlingsvertei-
lung im Kanton St.Gallen war im Grundsatz, tber den Kanton bzw. tiber die TISG ange-
dacht und sollte gleichméssig auf alle Gemeinden erfolgen. Damals ist man auch davon
ausgegangen, dass dann entsprechende Folgekosten gleichmassig auf alle Gemeinden
verteilt werden. Jetzt haben wir aufgrund der Niederlassungsfreiheit Verwerfungen, die
man damals bei der Einfiihrung dieses Schliissels so nicht sehen konnte. Hier bin ich der
Meinung, dass man eine Losung finden muss. Wenn man im Grundsatz sagt, dass man
sich eine Entlastung der betroffenen Gemeinden nicht leisten kann, dann miissen andere
Lésungen gefunden werden, damit die Kosten der Flichtlinge und der vorlaufig Aufge-
nommenen besser ausgeglichen werden.

Brandle-Butschwil-Ganterschwil: Der Antrag von Thalmann-Kirchberg und der Antrag der
GRUNE-Delegation sind abzulehnen.

Ich pflichte dem Votum von Hartmann-Walenstadt bei. Thalmann-Kirchberg hat heute Vor-
mittag erwahnt, dass man ihm im Kantonsrat zu seinem Standesbegehren sagte, dass es
am falschen Ort platziert sei. Das stimmt. Den vorliegenden Antrag kann man heute dis-
kutieren, aber grundsatzlich ist er auch am falschen Ort, weil er meines Erachtens einfach
nicht ins Finanzausgleichsgesetz hineingehdrt. Solche Spezialitaten wird es immer wieder
geben — bei jeder Gemeinde. Ich denke mir, beim Fliichtlingswesen geht es um Integra-
tion und das ist ein Thema, das die Gemeinden, wie Regierungsrétin Bucher bereits ge-
sagt hat, gut angegangen sind. Wir haben hier einen Geldtopf von rund 5 Mio. Franken
und einen Uberschuss aus dem Jahr 2019. Mit diesen 5 Mio. Franken sollten die Gemein-
den auch in der Lage sein, die Integration dementsprechend zu bewerkstelligen, damit die
Flichtlinge und vorlaufig Aufgenommenen nach sieben Jahren integriert sind und nicht in
die Sozialhilfe fallen. Man muss gewisse Vorleistungen bringen, damit diese Leute dann
auch integriert sind. Man sollte jetzt nicht versuchen, tiber den Finanzausgleich einen
neuen Tatbestand hineinzubringen. Ich habe Verstandnis fur die Gemeinde Kirchberg,
aber man kann auf einem anderen Weg zu einer Losung kommen, aber nicht Uber das Fi-
nanzausgleichsgesetz.
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Grundsatzlich muss man sagen, Uber den soziodemographischen Lastenausgleich wer-
den die Soziallasten im Prinzip ausgeglichen. Wir machen dann einen doppelten Aus-
gleich, wenn wir da noch etwas in das Gesetz hineinschreiben wollen. Zuvor haben wir
eindriicklich vom Vorsteher des Finanzdepartementes die Zahlen aufgrund der Corona-
Krise gehdrt. Dem IV. Nachtrag zum Finanzausgleichgesetz sollten wir zustimmen, so wie
er jetzt vorliegt. Wenn man alle Berichte und Vernehmlassungen betrachtet, so stehen die
Gemeinden insgesamt finanziell gut da. Die Gemeinden missen nicht immer mehr aus
dem Geldtopf des Kantons ziehen. Seien wir zufrieden mit dem, was wir haben. Ich bitte
Sie darum, sich jetzt nicht auf Experimente einzulassen, ein wenig Prozente zu erhéhen
oder neue Tatbestande in das Gesetz zu bringen. Bei der Integration kann man mit diesen
5 Mio. Franken ein Zeichen setzen und die Gemeinden, die eine Uberdurchschnittliche
Belastung haben, auch entlasten.

Durr-Widnau: Ich danke den Vorrednern flr ihre Voten, insbesondere Brandle-Biitschwil-
Ganterschwil. Ich kann ihn da wirklich unterstitzen. Und ich glaube, wenn man den Fall
Kirchberg anschaut, bin ich auch der Meinung, dass die VSGP das an die Hand nehmen
und eine L6sung bringen muss. Thalmann-Kirchberg hat die Kommissionsmitglieder mit
einem Ausschnitt aus dem Tagesanzeiger'! bedient. Darin wird auch ausgefiihrt, dass
nebst dem Kanton oder den Gemeinden der Bund auch in der Pflicht steht. Das ist noch
einmal anzuschauen. Das ware vielleicht auch etwas, dass die St.Galler Regierung an-
stossen konnte, wie das Thema allenfalls vom Bund betrachtet werden kdnnte bezie-
hungsweise, ob dort allenfalls noch Zahlungen folgen, auch nach diesen 7 Jahren. Ich
bitte darum, nicht einzelne Bestandteile einer Thematik herauszugreifen.

Zum Antrag Thalmann-Kirchberg: Ich meine, wir haben am Anfang gesagt, dass uns Sta-
bilitdt und Verlasslichkeit sowie die Akzeptanz des Finanzausgleichs wichtig sind. Wenn
wir beginnen, Geldtdpfe herumzuschieben, gibt das Veréanderungen. Was diese Verande-
rungen bedeuten, sollten wir als Kommission auch vorhersehen. Die Veranderungen, wel-
che dieser Antrag mit sich bringt, sind schon massiv. Einerseits finanziell. Jetzt kann man
daruber streiten, ob wir das Geld haben oder nicht, aber betrachten Sie einmal die Anzahl
der Gemeinden, die profitieren wirden. Das sind dann nur noch 14 statt 26 Gemeinden.
Das heisst, wir erh6hen den Geldtopf und es profitieren nur noch 14 Gemeinden. Ich bin
dann gespannt, wie das in den Gemeinden ankommt. Ich sehe auch die Gefahr fir die
Stadt St.Gallen. Sie erhalt etwa die Halfte dieser Erhohung, was dann wieder zu einer po-
litischen Diskussion Uber den Stadtbeitrag fuhrt. Ich méchte nicht die Hand ins Feuer le-
gen, wenn man anfangt an diesen Geldtopfen zu schrauben. Deswegen wiirde ich davor
warnen, hier Experimente zu machen. Das ist ein Experiment, das man nicht mehr kon-
trollieren kann und am Schluss haben wir einen Scherbenhaufen.

Scheitlin-St.Gallen: Ich beantrage, Art. 17c Abs. 1%, 17e Abs. 1”Sund 17g Abs. 1°s FAG
wie folgt zu formulieren:

«Der Beitragssatz betragt
a) bei einer Uberdurchschnittlichen Belastung 6065 Prozent.
b) bei einer unterdurchschnittlichen Belastung minus 65 Prozent.»

1 Iwan Stadler: Grobe Fehlanreize im Asylwesen, 2. August 2020.
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Damit wir auch den Finanzhaushalt des Kantons berlicksichtigen und auch das Flicht-
lingsthema unterbringen, waren wir bei 65 Prozent geméss den Berechnungstabellen
praktisch bei null. Das ware ein Vorschlag, der nicht alles durcheinanderbringen wiirde.
Und ich denke, man sollte diesen Gedanken auch zur Abstimmung bringen.

Zoller-Quarten: Ich finde, die beiden Antrage von der GRUNEN-Delegation und von
Scheitlin-St.Gallen, insbesondere Bst. b, véllig willkiirlich. Der Sonderlastenausgleich mit
den verschiedenen Gefassen, die wir haben, soll eben Sonderlasten ausgleichen. Es gibt
Sonderlasten unter verschiedensten Titeln wie Weite, Schule, Sonderlasten Stadt. Und es
gibt nun mal im sozialen Bereich Sonderlasten. Man pickt jetzt willkiirlich einzelne Berei-
che heraus. Wenn ich die Gemeinden betrachte, dann verlangt man aus einer Betroffen-
heit heraus mehr Geld fir sich und soll dieses bei einem anderen Sonderlastenausgleich
wegnehmen. Ich bin in der viert- oder flnftgréssten Gemeinde zuhause. Dort haben wir
etwa 25 Béche und ein ziemlich grosses Strassennetz. Mit derselben Begriindung kdnnte
ich eine Erhéhung des Sonderlastenausgleichs Weite verlangen. Warum soll jetzt auf ein-
mal ein Sonderlastausgleich Sozialhilfe véllig anders behandelt werden, wenn wir doch
ein ausgewogenes, austariertes System haben, das sich seit 12 Jahren bewahrt hat. Und
wenn man dann anfangt zu kiirzen oder zu berechnen, wird jetzt eine Korrelation geschaf-
fen zwischen der finanziellen Sozialhilfe und der stationaren Pflege. Das hat faktisch gar
nichts miteinander zu tun. Dann kénnte man gleich bei den Gemeinden, die beim Sonder-
lastenausgleich Weite, bei der Schule oder beim Sonderlastenausgleich Stadt unterdurch-
schnittliche Belastungen haben, Kiirzungen vornehmen. Das kann es nicht sein. Dann
wird der Graben aufgehen, wenn man die einen Gemeinden zu Lasten von einigen weni-
gen anderer Gemeinden strafft. Das kommt nicht gut heraus.

Kommissionsprasident zur Prazisierung: Wir haben den soziodemographischen Sonder-
lastenausgleich seit der letzten Revision eingebaut.

Dudli-Oberbturen: Wenn man das Ganze abfedern und auf eine Nullrunde will, muss man
sich fragen, wie es ware, wenn der Ausgleichsfaktor von derzeit 96 Prozent auf 95.5 Pro-
zent heruntergesetzt werden wirde. Was macht das finanziell insgesamt aus? Wenn ich
jetzt die Tabelle anschaue, wo die Variante 70 Prozent (Uberdurchschnittliche und unter-
durchschnittliche Belastungen) gerechnet wurde, dann haben wir da eine Mehrbelastung
von insgesamt 2,3 Mio. Franken. Es fallt dabei auf, dass letztlich alleine die Stadt St.Gal-
len die 2,3 Mio. Franken zusétzlich erhalten und von bisher 13,8 Mio. auf neu 16,1 Mio.
Franken aufgestockt werden wiirde. De facto wird das wiederum bei anderen Gemeinden
ausgeglichen; sprich den Gemeinden Wittenbach, Goldach, Altstatten und Eichberg wird
einfach alles gestrichen. Ich bezweifle, ob das wirklich dann letztlich der Sinn und Zweck
dieser Ubung ist, dass man bei gewissen Gemeinden grossziigig aufrundet und bei ande-
ren einfach den letzten Rappen noch streicht.

Thalmann-Kirchberg: Ich mdéchte den zwei Vorrednern, Zoller-Quarten und Brandle-But-
schwil-Ganterschwil, entgegnen, dass der soziodemographische Ausgleich vor vier Jah-
ren eingefuhrt wurde.

Regierungsrat Machler: Der soziodemographische Sonderlastenausgleich wurde vor acht
Jahren eingefuhrt und vor vier Jahren Kkorrigiert.
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Thalmann-Kirchberg: Diese Tatsache mit den Fllchtlingen ist jetzt neu. Denn wir hatten
eine grosse Fluchtlingswelle vor einigen Jahren und jetzt stehen wir bei diesen sieben
Jahren. Das ist ein neuer Tatbestand, den wir jetzt haben. Das kann ich so nicht stehen
lassen, wie es vom Vorredner Zoller-Quarten dargestellt worden ist. Zum Geldtopf in der
Hohe von 5 Mio. Franken, den Brandle-Butschwil-Ganterschwil umschrieben hat, kann
man fir Integrationsmassnahmen brauchen. Aber nicht fir die Abfederung oder zum Aus-
gleich dieser Sozialhilfekosten, die da entstehen. Dieser Geldtopf ist in einem Jahr leer.
Nur ein Jahr diese Kosten auszugleichen oder abzufedern, ist nicht die Lésung, die wir
suchen missen. Wir missen eine Losung haben, die tber langere Jahre einen Ausgleich
bringt, weil man davon ausgehen muss, dass dieses Problem langer bestehen bleibt.
Diese Leute sind nicht in einem oder in zwei Jahren plétzlich im Arbeitsmarkt integriert,
wenn es ihnen in den letzten finf oder sieben Jahren nicht gelungen ist.

Regierungsrat Mé&chler: Ich habe schon mit dem entsprechenden Gemeindeprasidenten
darUber gesprochen. Ich glaube, das ist in der Tat ein Problem; ich méchte das gar nicht
absprechen. Aber die Frage ist: Ist es wirklich richtig, dass wir dieses Problem tber den
Finanzausgleich l6sen, der immer, wenn man an einer Stellschraube schraubt, am
Schluss Auswirkungen auf andere Bereiche hat. Zoller-Quarten hat es erwahnt: Pl6tzlich
bekommt seine Gemeinde nichts mehr, weil man an diesen Mechanismen etwas streicht.
Deshalb bin ich der Meinung, dass sich eigentlich die Gemeinden dieser Thematik anneh-
men muassen. Dafir wird es wahrscheinlich auch einen gewissen politischen Druck sei-
tens Kanton brauchen. Ich bin froh, dass sich zumindest jetzt Kantonsrat Bréandle-Biit-
schwil-Ganterschwil als Gemeindeprasident deutlich dafiir ausgesprochen hat. Mir ist klar,
dass es wahrscheinlich nicht ganz einfach ist. Vielleicht braucht es auch noch eine ge-
wisse Moderation durch den Kanton. Aber ich bin nicht davon tberzeugt, dass dieses
Problem dber den Finanzausgleich zu l6sen ist. Deshalb glaube ich, gibt es da noch an-
dere Mittel. Wenn zudem sogar noch finanzielle Mittel zur Verfligung stehen — ich kann
nicht beurteilen, wie lange diese verfligbar sind — dann missten wir zumindest in einer
Corona-Phase, in der wir v.a. Eigenmittel brauchen und nicht noch zusétzliche Belastun-
gen machen sollten, zumindest diese Mittel benutzen. Sollten wir in zwei bis drei Jahren
feststellen, dass uns das Coronavirus nicht mehr so belastet, dann kénnen wir vielleicht
noch einmal darlUber diskutieren, ob der Kanton etwas beitragen musste. Aber ich bitte
darum, keine einseitigen Lasten des Kantons vorzusehen, weil er in dieser Thematik wirk-
lich nicht hauptséachlich betroffen ist. Der Kanton verlasst sich auf die Verteilung der
Flichtlinge durch die TISG. Ich glaube, dort muss die Losung gefunden werden.

Britschgi-Diepoldsau: Ich mochte auf das Votum von Looser-Nesslau zuriickkommen. Re-
gierungsratin Bucher hat dieses etwas schnell abgelehnt. Wenn man die Augen 6ffnet,
sind die Ansatze nun mal so hoch wie sie sind. Ein Eritreer mit vier Kindern erhélt rund
5'500 Franken von der Sozialhilfe. Ohne Sprachkenntnisse und ohne Fahrausweis erhalt
er kaum eine Stelle. Wir haben erlebt, wenn diese Personen von der Sozialhilfe aus im
Dorf arbeiten mussten, sind sie dem ausgewichen und z.B. nach St.Gallen weitergezo-
gen. Diese Personen kann man nicht halten, weil die Sozialhilfe zu gross ist oder dann
angedroht wird, dass diese gekuirzt wird. Darum kann man das nicht im Finanzausgleich
I6sen. Da muss man irgendwann den Mut aufbringen, um die Hangematte ein wenig
straffzuziehen. Die Leute sind schon mit Pech in die Schweiz gekommen und dann bleibt
dieses Pech ein wenig an ihnen haften. Es ist schwierig, dieses Thema im Finanzaus-
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gleich zu diskutieren. Es ist hier am falschen Ort. Es reicht schon, wenn wir es am ande-
ren Ort diskutieren missen. Darum kénnen wir das Problem von Thalmann-Kirchberg hier
definitiv nicht l6sen.

Thalmann-Kirchberg: Das ist nicht ein Problem von Thalmann-Kirchberg, das ist ein Prob-
lem der Gemeinde Kirchberg und die Stadte St.Gallen und Wil haben eigentlich das gros-
sere Problem. Ich bin erstaunt, warum diese Stadte nicht reagieren und nun die Ge-
meinde Kirchberg sich durch alle Boden hindurch wehren muss, damit in dieser Frage ein-
mal etwas geht. Wann soll denn der richtige Zeitpunkt sein? Als wir letztes Jahr die Stan-
desinitiative diskutiert haben, hat man gesagt, es sei der falsche Ort und die falsche
Ebene. Der Kanton St.Gallen platziere keine Standesinitiative in Bern, das missten wir
selber innerhalb des Kantons l6sen. Dann hiess es, das Anliegen sei beim Finanzaus-
gleich anzubringen. Heute sind wir hier und jetzt hére ich wieder, es sei wieder der falsche
Zeitpunkt. Der Kanton muss jetzt eine Losung bieten. Das ist ein Problem, das wir hier ha-
ben und ich erwarte jetzt auch von der Stadt St.Gallen — Wil ist hier drin nicht vertreten —
aber die, die es noch viel mehr betrifft, dass die nicht mehr Support geben, da habe ich
wirklich meine grosse Mihe.

Scheitlin-St.Gallen: Das angesprochene Problem ist es fir mich klar ein Thema des Fi-
nanzausgleichs, weil all die Flichtlinge keine Arbeit finden. Sie werden friiher oder spater
in den jeweiligen Sozialhilfen landen. Das heisst, dass einige Gemeinden, die einen An-
ziehungspunkt haben, friiher oder spater in der Sozialhilfe Geld ausgeben miissen. In
dem Sinne besteht schon ein gewisser Zusammenhang. Diese Flichtlinge werden auf die
Gemeinden verteilt. Danach findet ein gewisser Umzug statt und am Schluss landen sie in
den grossen Zentrumsgemeinden, welche diese Lasten zu tragen haben. Darum kann ich
auch fur einen 65-Prozent-Beitrag einstehen. Das ist Geld, das die Gemeinden unmittel-
bar ausgeben: Das ist fur die Fluchtlinge, die hierhin kommen und spater in die Zentrums-
gemeinden ziehen. Wenn man jetzt sagt, die Stadt St.Gallen bekomme alles, dann weise
ich darauf hin, dass wir so viele Sozialhilfefélle wie andere Gemeinden Einwohnerinnen
und Einwohner haben — rund 4'500. Das kostet uns Gber 20 Mio. Franken. Das ist der
Standortfaktor der Stadt St.Gallen. Wir ibernehmen diese Aufgabe fir viele andere Ge-
meinden im Kanton, weil diese Flichtlinge in der Stadt entweder Arbeit oder sonst eine
Aufgabe suchen. Wenn sie diese nicht finden, landen sie am Schluss in der Sozialhilfe.
Der soziodemographische Ausgleich bildet die echten Kosten ab, die wir abgelten — und
nicht irgendwelche planerische Kosten. Darum kann man nicht sagen, das Thema habe
nichts mit dem Finanzausgleich zu tun. Mein 65-Prozent-Antrag ist eine Mdglichkeit, den
Kantonshaushalt nicht zu tangieren. Aber friiher oder spater miissen wir Uber dieses
Thema diskutieren.

Fah-Neckertal: Vorhin wurde erwéhnt, dass dann nur noch wenige Gemeinden einen Bei-
trag erhalten. Ich finde, im Finanzausgleich muss es das Ziel sein, dass méglichst wenige
etwas bekommen missen und dann nur diejenigen, die es wirklich betrifft. Es bringt auch
nichts, wenn das 3'000 oder 4'000 Franken sind, die jeder mit der Giesskanne bekommt.
Es ist besser, diejenigen, die es brauchen, bekommen etwas und die anderen gar nichts.
Momentan profitieren diejenigen, die tUberall Mehrlasten aufweisen weniger vom System
als diejenigen, die an einem Ort eine Minderlast haben, weil die Minderlast nur zu 20 Pro-
zent angerechnet wird. Das ist nicht der Sinn der Sache.

55/62



Dudli-Oberbiiren: Was wirde die Reduktion des Ausgleichsfaktors von 96 auf 95,5 Pro-
zent ausmachen?

Regierungsratin Bucher: Ich verweise nochmals auf die heute Vormittag gezeigten Folien
(Beilage 5, Folie 8). Eine Reduktion des Ausgleichsfaktors um 0,5 Prozent wiirde zu Min-
derausgaben von rund 3,985 Mio. Franken fuhren. Ich habe dieser angeregten Diskussion
sehr interessiert zugehort. Ich finde es sehr spannend zu héren, ob jetzt das eine Frage
des Finanzausgleichs ist oder nicht. Ich habe natrlich mit sehr viel Interesse zu Kenntnis
genommen, dass offenbar bei der VSGP diese Diskussion auch schon angelaufen ist und
dass da sogar entsprechende Ausgleichsgefasse bestehen. Ich finde das einen guten An-
satzpunkt, wenn die VSGP das natlrlich auch intern diskutiert. Vor allem, angesichts der
Tatsache, dass — und das haben Ihnen heute Morgen Alexander Gulde und Bruno
Schaible klar aufgezeigt — dass auch im bestehenden System die Kosten fir Flichtlinge
und vorlaufig Aufgenommene, die Sozialhilfe beziehen mussen, schon heute ausgegli-
chen werden. Man wiirde noch eine zusétzliche Abgeltung darauf packen, wenn man den
Ausgleichsfaktor auf 70 Prozent erh6hen wirde. Daher kann man sich durchaus die
Frage stellen, ob der Finanzausgleich der richtige Ort ist. Das Votum des Vorstehers des
Finanzdepartementes kann ich nur unterstiitzen. Die finanziellen Aussichten des Kantons
sind dister und ich méchte davor warnen, den Finanzausgleich noch zusatzlich zu belas-
ten. Der Weg uber die VSGP ware aus Sicht der Regierung sicher ein moglicher Weg. Ich
kann da nur signalisieren, dass das Departement des Innern ohnehin zu diesen Themen
laufend im Gesprach mit der VSGP steht und selbstverstandlich eine gewisse Moderation
Ubernehmen wird, falls das gewiinscht ware. Noch einmal zusammenfassend: Der Antrag,
so wie er auf dem Tisch liegt, wirde zu Mehrkosten das Kantons von insgesamt 2,3 Mio.
Franken fihren. Falls im Gegenzug die Anpassung oder Senkung des Ausgleichsfaktors
noch zur Diskussion stehen wirde, dann hétte man auf der anderen Seite wieder eine
Einsparung von 3,9 Mio. Franken in der Gegenrechnung.

Hartmann-Walenstadt: Die Antrage der GRUNE-Delegation und von Scheitlin-St.Gallen
sind abzulehnen.

Ich mdchte ein wenig vor der Diskussion, die jetzt stattfindet, warnen. Was macht es denn
aus, wenn wir beim Ausgleichsfaktor ein halbes Prozent runtergehen wirden? Nattrlich
macht das knapp 4 Mio. Franken aus, aber interessant ware auch noch die Entwicklung
des Ausgleichsfaktors und der Betrag, der in den letzten vier Jahren geleistet worden ist.
Eigentlich misste man es so betrachten. Dann wére es noch interessant zu sehen, wie es
bei den Gemeinden aussieht. Ich vermute, dass das von Thalmann-Kirchberg geschil-
derte Problem, im soziodemographischen Ausgleich auf mehr als 4 Mio. Franken anstei-
gen wird. Das sollte man nicht einfach so abgelten, sondern das Problem bei der Ursache
bekdmpfen. Da steht vor allem der Bund in der Verantwortung und der Kanton misste un-
terstitzend wirken.

Looser-Nesslau: Es ist jetzt mehrmals erwahnt worden, dass die VSGP diese Geldttpfe
verwalten soll. Wir stehen mit der TISG in Kontakt, wie die Integration erfolgreich erfolgen
kann. Wir arbeiten auch an Losungen fiir Gemeinden wie Kirchberg. Es ist eine Frage der
Zeit, wie lange dieser Geldtopf noch reicht. Aber das Bestreben der Gemeinden ist selbst-
verstandlich, dass die Integration erfolgreich ist, denn diese Leute sollen am Schluss nicht
in der Sozialhilfe landen. Wie Regierungsratin Bucher ausgefiihrt hat, die Gemeinden ha-
ben sehr gute Programme und sind auch sehr gut unterwegs in diesen Bereichen und
werden sich weiter anstrengen, dass das auch zukinftig geschieht.
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Kommissionsprasident zu den erwéahnten Geldtépfen: Das sind Gelder, die Ende letzten
Jahres aufgrund von Nachzahlungen nicht fir Integrationsthemen benétigt wurden. Des-
halb war offen, was man damit machen soll. Variante 1 war, nichts damit zu machen und
das Geld einfach auf dem Kontokorrent liegen zu lassen. Variante 2 war, dies mit einem
bestimmten Zweck auf einen Fonds zuzuteilen und Variante 3 war, das Geld an die Ge-
meinden — im Verhaltnis zur Anzahl der Fliichtlinge und vorlaufig Aufgenommenen, die in
der Gemeinde leben — zurlickzuzahlen. Dabei wurde die Fonds-Ldsung favorisiert und an
der Generalversammlung der TISG wurde beschlossen, dass die TISG als ausfiihrende
Instanz bestimmt wird, weil sie den entsprechenden Leistungsauftrag des Kantons Uber
die VSGP innehat. Der Fonds soll aber deshalb bei der VSGP eingerichtet werden. Wie
und wo dieser dann definiert wird, ist aktuell noch in Verhandlung — ausser anwesende
Vorstandsmitglieder der VSGP wissen mehr dartiber und kénnen davon berichten. Diese
Organisation wurde so vorgesehen.

Davide Scruzzi: Handelt es sich dabei um Bundesgelder, die fur die Sozialhilfe hatten ver-
wenden werden sollen, oder sind es Integrationsgelder, welche die Gemeinden an die
TISG leisten?

Looser-Nesslau: Ich lege meine Interessen offen als Vorstandsmitglied der VSGP:

Das sind Integrationsgelder. Es gibt auch politische Uberlegungen, weshalb dieser Geld-
topf bei der VSGP platziert ist und nicht nur bei der TISG. Aber selbstverstandlich werden
diese Gelder fir die Integration eingesetzt und das ist auch das Bestreben. Ende Monat
haben wir die Klausurtagung zwischen dem TISG- und dem VSGP-Vorstand, worin die ef-
fiziente Verwendung dieser Mittel beraten wird. Eine Moglichkeit ware auch die Riickzah-
lung, aber das ist nicht die Uberlegung dahinter.

Etterlin-Rorschach: Dem Antrag der GRUNEN-Delegation ist zuzustimmen.

Ich warne vor einer Vermischung der Integrationsgelder mit dem Anliegen von Thalmann-
Kirchberg im Finanzausgleich. Wir kommen in eine Bredouille, aus der wir nicht mehr her-
ausfinden werden. Zu den 5 Mio. Franken Uberschiissigen Geldern, die in bei der VSGP
bzw. TISG herumliegen: Das sind zweckgebundene Gelder, die eigentlich ihrer Bestim-
mung nach verwendet werden mussen. Diese umzuleiten, das dirfte ein schwieriges
Thema sein. Wir sind uns ebenso einig in dieser Runde, dass wir keine «Lex-Kirchberg»
machen wollen. Ich habe versucht mit der farbigen Zusammenstellung (Beilage 7) die De-
batte zu objektivieren. Das war auch eine politische Beweisfliihrung: Es geht nicht um ein
Flachtlingsproblem, sondern wir haben bei uns bei der Parametrisierung vor vier Jahren,
im Kanton die einseitige, zu grosse Lastenverteilung bei den Sozialhilfekosten zu wenig
berticksichtigt. Sie konnen hier ablesen, dass es eine Korrelation zwischen hohem Steu-
erfuss und hoher Belastung in der Sozialhilfe gibt. Aus diesen Uberlegungen heraus
stammt auch der Antrag der SP-Delegation, den Ausgleich von 60 auf 70 Prozent zu er-
héhen. Im Sinne eines Entgegenkommens, um die Kantonsfinanzen nicht Ubermassig zu
belasten, wirden wir es begrissen, wenn der Minusausgleichsfaktor auf derselben Héhe
wie die Uiberdurchschnittlichen Belastungen vorgesehen wirde. Ich mdchte ich hier eine
Lanze brechen und bitte nehmen Sie Abstand von irgendwelchen anderen Verrechnun-
gen. Machen Sie insbesondere nicht noch irgendwie ein Zahlenspiel mit dem Ausgleichs-
faktor und so weiter, sondern der Kompromissvorschlag ware der Antrag der GRUNE-De-
legation, der einen gleichhohen Faktor bei Uber- und unterdurchschnittlichen Belastungen
vorsieht. Das ware fir die Kantonsfinanzen kein Untergang.

57/62



Dirr-Widnau zu Scheitlin-St.Gallen: Ich wiirde mir Uberlegen, ob Sie diesen Antrag so
bringen wollen — auch wegen den Eigeninteressen. Wenn Sie es genau anschauen, gibt
es rund 600'000 Franken mehr vom Kanton. Die Stadt bekommt 1,2 Mio. Franken mehr.
Das heisst, wir nehmen den anderen Gemeinden 600'000 bis 700'000 Franken weg. Das
hat politische Sprengkraft. Das méchte ich einfach gesagt haben, dass das zu grosseren
Diskussionen fiihren kann.

Scheitlin-St.Gallen (im Namen der FDP-Delegation): Ich ziehe den Antrag zurtck.

Mir ging es darum, dass wir vor allem eine Diskussion fihren kénnen, vor allem vor dem
Hintergrund des ausgeglichenen Haushaltes des Kantons. Mir ging es auch darum, den
Kanton nicht zu belasten. Wenn ein Antrag vorliegt, der 70 Prozent tiber- und unterdurch-
schnittliche Belastungen vorsieht, dann missen wir nicht noch um 65 Prozent Uber- und
unterdurchschnittliche Belastungen sprechen. Darum ziehe ich auch den Antrag zurtick,
aber nicht wegen des Ausgleichs der Stadt. Dafiir kann ich geradestehen, weil die Stadt
sehr viel leistet. Aus anderen Gemeinden kommen namlich auch viele Sozialhilfefélle auf
die Stadt zu. Wir missen immerhin Gber 4'500 Sozialhilfefélle verwalten und ihnen ent-
sprechendes Geld bezahlen. Wenn Sie jetzt den soziodemographischen Sonderlasten-
ausgleich betrachten und betrachten, wieviel pro Kopf in der Stadt St.Gallen generell von
den zentraldrtlichen Leistungen bezahlt wird, dann stehen wir weit hinten. Darum habe ich
kein schlechtes Gewissen. Die Stadt St.Gallen leistet sehr viel.

Kommissionsprasident: Damit liegt noch der Antrag der GRUNEN-Delegation vor. Wir
stimmen Uber den Antrag als Gesamtheit ab, d.h. tGiber Bst. a und b zusammen.

Die vorberatende Kommission lehnt den Antrag der GRU - i it o immen bei
1 Enthaltun

Wiederholung der Abstimmung:

Die vorberatende Kommission lehnt den Antrag der GRUNEN-Delegation mit 10:4 Stimmen bei
1 Enthaltung ab.

Pause von 15.30 bis 15.40 Uhr.

Art. 17e (Sozialhilfe)

Simmler-St.Gallen: Ich beantrage, im Namen der SP-Delegation, bei Art. 17e Abs. 1

Bst. 4 FAG am geltenden Recht festzuhalten.

Es geht um die arbeitsmarktlichen Projekte, die wir diskutiert haben. Wir waren bei der
zweiten Rickfrage durch die Antwort des Departements nicht mehr Giberzeugt, dass die
Effizienzgewinne allzu hoch sind. Darum stellen wir den Antrag, beim Status Quo zu blei-
ben. Wenn man die arbeitsmarktlichen Projekte jetzt auch aus den Steuerrechnungen ab-
lesen kann, fallt das Hauptargument fiir diese Anderung weg und darum wiirde ich vor-
schlagen, die Regelung einfach so zu lassen, wie es bisher war.

Alexander Gulde: Bei der Vereinfachung kommen gewisse Sachen noch hinzu und ge-
wisse Sachen kommen weg. Die arbeitsmarktlichen Projekte kommen weg. So wére das
Ganze bis auf einen kleinen Betrag saldoneutral. Wenn man die arbeitsmarktlichen Pro-
jekte stehen lassen will, dann fuhrt das zu Mehrkosten von rund 1,4 Mio. Franken.
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Simmler-St.Gallen (im Namen der SP-Delegation): Ich ziehe den Antrag zurick.
Thalmann-Kirchberg: Ich ziehe meinen Antrag zu Art. 17e FAG zuriick.*?

Art. 44 (Wirksamkeitsbericht)

Etterlin-Rorschach: Ich beantrage, im Namen der SP-Delegation, bei Art. 44 FAG am gel-
tenden Recht festzuhalten.

Folgerichtig zum Art. 9 Abs. 2 FAG, worin wir das Intervall wieder auf vier Jahre gekirzt
haben, wiirde ich beantragen, dass man einen Wirksamkeitsbericht in Art. 44 Abs. 1 und
in Abs. 3 ebenfalls auf vier Jahre korrigiert.

Die vorberatende Kommission stimmt dem Antrag der SP-Delegation mit 8:7 Stimmen zu.

Titel und Ingress
Kommissionsprasident: Titel und Ingress sind unbestritten.

5.3 Auftrage

Kommissionsprasident: Es werden keine Auftrage nach Art. 95 GeschKR gestellt.

5.4 Ruckkommen
Kommissionsprasident: Ein Riickkommen wird nicht verlangt.

5.5 Gesamtabstimmung

Kommissionsprasident: Ich stelle fest, dass die Botschaft und der Entwurf der Regierung
durchberaten sind. Wir kommen nun zur Gesamtabstimmung. Wer dem Kantonsrat Ein-
treten auf den «IV. Nachtrag zum Finanzausgleichsgesetz», einschliesslich der Antrage,
beantragen méchte, der bezeuge dies mit Handerheben.

Die vorberatende Kommission beschliesst in der Gesamtabstimmung mit 10:4 Stimmen bei
1 Enthaltung, dem Kantonsrat Eintreten auf die bereinigte Vorlage zu beantragen.

6 Spezialdiskussion 33.20.06

6.1 Beratung Botschaft
Behandlung im Rahmen der Beratung des Berichts 40.20.01 erfolgt.

6.2 Beratung Beschluss

Ziffer |

Hartmann-Walenstadt: Ich beantrage, im Namen der SVP-Delegation, Ziff. 1 Abs. 1 wie
folgt zu formulieren:

«Fur die Jahre 2021 bis 20262024 wird der Ausgleichsfaktor des Ressourcenaus-
gleichs auf 96 Prozent festgelegt.»

Hier misste noch eine Folgeanpassung beriicksichtigt werden.

12 sjehe Antrag auf S. 45.
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Die vorberatende Kommission stimmt dem Antrag der SVP-Delegation mit 8:7 Stimmen zu.

Titel und Ingress
Kommissionsprasident: Titel und Ingress sind unbestritten.

6.3 Auftrage

Kommissionsprasident: Es werden keine Auftradge nach Art. 95 GeschKR gestellt.

6.4 Ruckkommen
Kommissionsprasident: Ein Riickkommen wird nicht verlangt.

6.5 Gesamtabstimmung

Kommissionsprasident: Ich stelle fest, dass die Botschaft und der Entwurf der Regierung
durchberaten sind. Wir kommen nun zur Gesamtabstimmung. Wer dem Kantonsrat Ein-
treten auf den «Kantonsratsbeschluss Uber die Festlegung des Ausgleichsfaktors des
Ressourcenausgleichs fur die Jahre 2021 bis 2026, einschliesslich der Antrage, beantra-
gen mochte, der bezeuge dies mit Handerheben.

Die vorberatende Kommission beschliesst in der Gesamtabstimmung mit 14:0 Stimmen bei
1 Enthaltung, dem Kantonsrat Eintreten auf die bereinigte Vorlage zu beantragen.

7 Abschluss der Sitzung

7.1 Bestimmung des Berichterstatters

Der Kommissionsprasident stellt sich als Berichterstatter zur Verfligung. Die vorberatende
Kommission beauftragt ihren Kommissionspréasidenten, dem Kantonsrat mindlich Bericht
zu erstatten.

7.2 Medienorientierung

Die vorberatende Kommission beauftragt inren Kommissionspréasidenten und die
Geschaftsfuhrerin, eine Medienmitteilung zu veroffentlichen und Uber das Ergebnis der
Beratung zu informieren. Die Delegationssprecher werden vorgéngig Uber die Medienmit-
teilung informiert.

Der Kommissionsprasident weist nochmals auf das Kommissionsgeheimnis hin, das auch
nach der Publikation der Medienmitteilung Geltung hat.

7.3 Verschiedenes

Regierungsratin Bucher: Ist es Meinung der vorberatenden Kommission, dass das Depar-
tement des Innern sich aktiv und mediativ in die Gesprache mit der VSGP einbringen soll
oder mochte man das der VSGP uberlassen? Das wurde diskutiert, wir bieten gerne Hand
und wirden diesen Auftrag so entgegennehmen.

Looser-Nesslau: Es gibt einerseits die Kontaktgremien, in denen der Austausch bereits
funktioniert, ansonsten werden Sie sicher beigezogen, wenn wir den Bedarf sehen fir
eine Unterstitzung. Im Rahmen der regelmassigen Austauschsitzungen kann man das
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sicher auch ansprechen. Aber dass jetzt proaktiv Terminumfragen fir Sitzungen gemacht
werden, ist nicht angezeigt.

Durr-Widnau zur Regierung: Jetzt hat man die Gemeinden angesprochen, aber es kann
auch nach oben diskutiert werden, wie der Bund das sieht. Eigentlich wére es auch Sache
des Bundes zu klaren, wie es anschliessend weitergeht. Es ware wichtig, dass die Regie-
rung sich dort einbringt oder zumindest informiert, dass allféallige Kosten auch vom Bund
getragen werden oder langer bezahlt wird.

Kommissionsprasident: Wir wiirden das der Regierung als informellen Auftrag mitgeben,
aber ich hoffe, dass die Regierung sowieso beim Bund versucht, zu holen was zu holen
ist.

Kommissionsprasident: Ich bedanke mich fur die aktive Mitarbeit und schliesse die Sit-
zung um 17.00 Uhr.

St.Gallen, 3. September 2020

Der Kommissionsprésident: Die Geschéftsfuhrerin:
Michael Gotte Sandra Stefanovic
Mitglied des Kantonsrates Parlamentsdienste
Beilagen

mit der Einladung bereits zugestellt:

1. 40.20.01/22.20.04 / 33.20.06 «Wirksamkeitsbericht 2020 zum Finanzausgleich»
(Bericht sowie Botschaft und Entwiirfe der Regierung vom 17. Marz 2020); bereits
mit dem Kantonsratsversand zugestellt

Beilagen gemass Protokoll:

2. Stellungnahme DI vom 13. August 2020 zu Fragen aus der vorberatenden Kommis-
sion; in der Sitzungsapp zur Verfiigung gestellt

3. Daten zur stationdren Pflege; in der Sitzungsapp zur Verfiigung gestellt

4. Daten zu Fragen der SP; in der Sitzungsapp zur Verfligung gestellt

5. Prasentation DI; bereits an der Sitzung verteilt

6. Daten zu Anfragen Thalmann-Kirchberg und Fah-Neckertal; bereits an der Sitzung
verteilt

7. Beilage zu Votum Etterlin-Rorschach; bereits an der Sitzung verteilt

8. Antragsformular vom 19. August 2020

9. Medienmitteilung vom 26. August 2020

10. Liste Verteilung Fliichtlinge und vorlaufig Aufgenommene auf Gemeinden

11. Beriicksichtigung arbeitsmarktlicher Projekte im soziodemografischen Sonderlasten-
ausgleich
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Geht (mit Beilagen) an
Kommissionsmitglieder (15)
Geschaftsfiihrung der Kommission (sa / dr)
Departement des Innern (4)
Finanzdepartement (1)

Geht (ohne Beilagen) an
— Fraktionsprasident/innen (5)
— Leiter Parlamentsdienste

62/62



	%Title%
	1 Begrüssung und Information
	2 Einführung und Vorstellung der Vorlage
	2.1 Inhalt gemäss Botschaft
	2.2 Fachreferat
	2.3 Erläuterungen zu den eingereichten Fragen

	3 Allgemeine Diskussion
	4 Spezialdiskussion 40.20.01
	4.1 Beratung Bericht
	4.2 Aufträge
	4.3 Rückkommen
	4.4 Gesamtabstimmung

	5 Spezialdiskussion 22.20.04
	5.1 Beratung Botschaft
	5.2 Beratung Entwurf
	5.3 Aufträge
	5.4 Rückkommen
	5.5 Gesamtabstimmung

	6 Spezialdiskussion 33.20.06
	6.1 Beratung Botschaft
	6.2 Beratung Beschluss
	6.3 Aufträge
	6.4 Rückkommen
	6.5 Gesamtabstimmung

	7 Abschluss der Sitzung
	7.1 Bestimmung des Berichterstatters
	7.2 Medienorientierung
	7.3 Verschiedenes



